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Vorwort

»Scheinbar ist es eine sehr seltsame und sehr paradoxe Behaup-
tung, dass die nächste Erhebung der Völker Europas und ihr 
nächster Schritt im Kampf für republikanische Freiheiten und ein 
wohlfeileres Regierungssystem wahrscheinlich in großem Maße 
davon abhängen dürfte, was sich jetzt im Reich des Himmels – 
dem direkten Gegenpol Europas – abspielt,1 mehr als von jeder 
anderen zur Zeit bestehenden politischen Ursache – mehr so-
gar als von den Drohungen Russlands und deren Folgen, näm-
lich der Wahrscheinlichkeit eines gesamteuropäischen Krieges.«  
Karl Marx im Jahr 1853 (1960: 95)

»Wenn das zwanzigste Jahrhundert mehr als jedes andere Ein-
zelereignis vom Verlauf der Russischen Revolution beherrscht 
wurde, so wird das einundzwanzigste Jahrhundert vom Ausgang 
der Chinesischen Revolution geprägt sein.« (Anderson 2010: 59)

Das vorliegende Buch schließt an ein anderes Buch an – »Sozi-
alismus neu entdecken«. Beide wurden fast zeitgleich geschrie-
ben. Während im »Sozialismus neu entdecken« versucht wird, 
einen allgemeinen, vor allem begrifflichen Zugang zum Ver-
ständnis von Sozialismus zu entwickeln, ist dieses Buch Chinas 
Sozialismus gewidmet. Auch in der Frage nach dem Verständ-
nis von Sozialismus ist China der Elefant im Raum. Die Fragen, 
die China aufwirft, waren viel zu groß, um sie als Schlusska-
pitel in das Buch »Sozialismus neu entdecken« zu integrieren. 
Umgekehrt war es vor allem die Herausforderung, die der »So-
zialismus chinesischer Prägung« aufwirft, die mich gezwungen 
haben, die Fragen von Sozialismus erneut zu stellen. Dazu hat 
vor allem der Aufenthalt an der Fudan-Universität in Shanghai 
im Herbst 2018 beigetragen, für den ich Prof. Zhang Shuangli 
und dem Büro der Rosa-Luxemburg-Stiftung unter Leitung 

1 Marx verweist auf die große Taiping-Revolution von 1850 bis 1864.
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von Jan Turowski zu danken habe. Das Konzept von Sozialis-
mus im Buch »Sozialismus neu entdecken« ist stark durch mein 
Verständnis der chinesischen Entwicklung beeinflusst und das 
vorliegende Buch wiederum durch den Begriff von Sozialismus, 
den ich im vorhergehenden Buch auszuarbeiten suchte. Beide Bü-
cher spiegeln sich so ineinander, auch wenn es mir nicht gelun-
gen ist, die Einheit so direkt herzustellen, wie ich es eigentlich 
wollte. Für Kommentare zum Manuskript möchte ich mich vor 
allem bei Hilde und Helmut Ettinger, Mechthild Leutner, Die-
ter Klein und Jan Turowski bedanken.

Chinas sozialistischer Weg unterschied sich von Anfang an 
von dem der Sowjetunion und der osteuropäischen Länder, 
nimmt man die Periode zwischen 1949 und 1958 aus. Die Dif-
ferenzen wurden mit dem Beginn der Periode von Reform und 
Öffnung 1978 und nach 1989 erneut deutlich. Chinas Kommu-
nistische Partei hat viele Doktrinen des sowjetischen Erbes über 
Bord geworfen und zugleich die wichtigste institutionelle Erfin-
dung des sowjetischen Sozialismus, die leninistische Partei, in 
ihrer chinesischen Prägung bewahrt und unter den Bedingun-
gen von Reform und Öffnung mit ihren liberalen Zügen weiter-
entwickelt. In »Sozialismus neu entdecken« habe ich darauf hin-
gewiesen, dass ein lebensfähiger Sozialismus im 21. Jahrhundert 
zugleich das kommunistische wie das liberale Erbe in sich auf-
nehmen muss. China ist der Beweis dafür, dass dies – zumin-
dest auf Zeit – gelingen kann. Eine Verbindung der Gegensätze 
ist möglich. Im Weiteren versuche ich, die damit verbundenen 
Perspektiven im politischen und wirtschaftlichen Bereich und 
dem der Ideologie darzustellen.

Wenn man dieses Buch liest, sollte man sich bewusst sein, 
dass es kein Buch über China selbst ist, sondern ein Buch, das 
aus dem Bemühen entstand, von einer sozialistischen Position 
aus über China nachzudenken. In dem Text wird also auf einer 
Metaebene argumentiert. Es ist mein Versuch, einen Vorschlag 
der Orientierung zu erarbeiten, um die Entwicklung in China zu 
begreifen. Er soll helfen, das Sozialistische in Chinas Entwick-
lungsweise zu erkennen. Es geht um einen Begriff von den Wi-
dersprüchen der Entwicklung Chinas. Kategoriale Fragen neh-
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men deshalb einen breiten Raum ein, denn ihre Klärung ist die 
Bedingung, sich zu orientieren. Ich teile mit Jan Turowski den 
Eindruck, dass viele in der europäischen und deutschen Linken 
Chinas Widersprüche vor allem »als gut oder schlecht, richtig 
oder falsch« diskutieren, um sich »mit diesen Widersprüchen 
nicht auseinandersetzen zu müssen« und um gleichzeitig die 
»eigene strategische Visionslosigkeit und/oder schwache Mobi-
lisierungs- und Transformationsfähigkeit ignorieren« (Turow-
ski 2023) zu können.

Dieses Buch hat einen sehr bescheidenen Anspruch. Es wird 
versucht – auf einer sehr begrenzten Literaturbasis und nach 
vielen Gesprächen mit chinesischen Kollegen – zu erkunden, 
welche Fragen China vor allem an die europäische Linke stellt. 
Es handelt sich um eine eigene Interpretation, die nicht zuletzt 
dadurch erschwert ist, dass viele Prozesse in China, insbeson-
dere wenn sie die wichtigste Institution des Landes betreffen, 
die KPCh, empirischer Analyse weitgehend unzugänglich sind. 
Die begrenzten Möglichkeiten der autonomen Selbstorganisa-
tion von sozialen Gruppen und Klassenbewegungen machen es 
zudem schwer, diese wesentliche Triebkraft der Entwicklung 
zu rekonstruieren.

Mein Blick auf China ist subjektiv. Erstens bin ich China per-
sönlich eng verbunden – seit 1958, als ich mit meinen Eltern und 
Brüdern zum ersten Mal mit einem sowjetischen Flugzeug in 
Beijing landete. Zweitens habe ich selbst bis 1990 in einem Land 
gelebt, dass sich als sozialistischer Staat verstand. Drittens ist 
dieses Buch von einem sozialistischen Standpunkt geschrieben.

Heute sind Worte wie »China-Versteher« zu Schimpfwor-
ten geworden. Das ist eine katastrophale Verengung im öffent-
lichen Diskurs auch der Linken, die sich damit dem Mainstream 
anpasst. Jede ernsthafte Kritik verlangt die Konstruktion eines 
Raums, in dem das, was kritisiert wird, zunächst einmal analy-
siert und verstanden wird. In diesem Buch finden sich viele Zi-
tate aus Büchern und Artikeln, die genau durch dieses Bemü-
hen geprägt sind. Eine der Voraussetzungen für das Verstehen 
Chinas ist, zu begreifen, dass aus chinesischer Sicht das Europa, 
in dem wir leben, »als eine janusköpfige Zivilisation mit einer 
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entsetzlichen Fratze der Barbarei [erscheint], die ihrerseits in 
eine heilige Fassade absoluter Werte und Ideen verpackt wird« 
(Hu 2022: 190).

Die Frage danach, ob der Blick auf China es erlaubt, auch das 
Sozialistische im 21. Jahrhundert neu zu entdecken, impliziert, 
dass auch gefragt wird, ob Chinas Entwicklungsweg nicht nur 
ein anderer ist als der der USA oder Westeuropas, sondern ob 
er Tendenzen einer über den Kapitalismus positiv hinauswei-
senden Gesellschaft enthält, Keime eines Neuen, das auch die 
Errungenschaften vorkapitalistischer Gesellschaften aufgreift. 
Darüber können erst zukünftige Generationen ausgehend von 
gemachten Erfahrungen urteilen. Was aber schon heute mög-
lich ist, ist, die spezifischen wirtschaftlichen, politischen und 
kulturellen Strukturen Chinas zu verstehen, die Aspirationen 
des chinesischen Volkes und seiner Regierung zu begreifen und 
ausgehend davon China mit jenem Respekt zu begegnen, den es 
verdient. Eines zumindest ist klar: Ohne eine besondere Leis-
tungsfähigkeit wären die unübersehbaren Erfolge nicht erreicht 
worden. Vielleicht aber begann mit der Reform- und Öffnungs-
politik seit 1978 tatsächlich ein neues Zeitalter und China stößt 
tatsächlich die Tür zum Sozialismus des 21. Jahrhunderts auf.
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Kapital 1
Jenseits der Froschperspektive

In China erzählt man sich die Fabel vom Frosch im Brunnen  
(井底之蛙). Der Frosch sei so glücklich und zufrieden mit sei-
nem Leben in einem Brunnen gewesen, dass er die altehrwür-
dige Meeresschildkröte überreden wollte, mit ihm dort zu le-
ben. Denn hier, in seinem tiefen Brunnen, sei alles vollkommen 
in seiner Stille und Harmonie. Die Meeresschildkröte wurde 
neugierig und besuchte den Frosch. Als sie aber in den Brun-
nen hineinsah, schrak sie zurück: Zu klein war hier die Welt, zu 
winzig auch der Himmel, den man von unten aus dem Brunnen 
nur als hellen Punkt hätte sehen können. Sie sagte zum Frosch: 
»Selbst, wenn Du Dir eine Entfernung von eintausend Li vor-
stellst, hast Du noch keine Idee von der Weite des Meeres. Und 
selbst wenn Du Dir eintausend Ren vorstellst, hast Du noch 
keine Idee von seiner Tiefe.«1

Der westliche Blick auf China, auch der vieler Linker, ist von 
einer solchen Froschperspektive geprägt. Aus chinesischer – und 
nicht nur aus chinesischer – Sicht hat der Westen die fundamen-
tale Öffnung der Welt hin zu einer multipolaren Ordnung mit 
sehr unterschiedlichen Entwicklungspfaden noch nicht akzep-
tiert. Die Maßstäbe, die von den Europäern an die Welt und 
vor allem an China angelegt werden, scheinen aus Sicht vie-
ler Chinesinnen und Chinesen völlig unpassend. Sie wissen, 
was es heißt, in einem solchen Brunnen zu sitzen, abgetrennt 
vom Rest der Welt. Auf der historischen Tagung des Zentral-
komitees der KPCh (Kommunistische Partei Chinas) im De-
zember 1978, als der Prozess der Reform und Öffnung einge-
leitet wurde, der China und die Welt verändern sollte, hatte 
Deng Xiaoping erklärt: »Dreißig Jahre Autarkie zwangen un-
seren Geist in die Abkapselung. Hinter uns liegen über zehn 
Jahre, in denen unser Horizont beschränkt war und wir uns sehr 

1 Ein Li sind rund 0,5 km, ein Ren rd. 1,50 m.
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dünkelhaft gebärdeten. Wir saßen in einem Brunnen und mein-
ten, dass der Himmel so groß wie die Brunnenöffnung sei. Dann 
wurde die Tür geöffnet und alles geriet aus dem Häuschen. Die 
Wirtschaft bäumte sich auf wie ein ungezügeltes Pferd.« (Zi-
tiert in Stengl 2021: 85)

Das erste Vorurteil, das in Europa ausgeräumt werden muss, 
besteht darin, dass China über lange Zeit ein rückständiges, von 
der Welt abgeschottetes Land war, das in Stagnation verharrte 
und die Wiederkehr des ewig Gleichen unter den sich ablösenden 
Dynastien von Himmelskaisern zelebrierte. Hegel drückte die-
ses Vorurteil der völligen Geschichtslosigkeit Chinas und seiner 
Unfähigkeit zu Entwicklung so aus: »Mit dem Reiche China hat 
die Geschichte zu beginnen, denn es ist das älteste, soweit die 
Geschichte Nachricht gibt, und zwar ist sein Prinzip von sol-
cher Substantialität, dass es zugleich das älteste und das neueste 
für dieses Reich ist. Früh schon sehen wir China zu dem Zu-
stande heranwachsen, in welchem es sich heute befindet; denn 
da der Gegensatz von objektivem Sein und subjektiver Daran-
bewegung noch fehlt, so ist jede Veränderlichkeit ausgeschlos-
sen, und das Statarische, das ewig wiedererscheint, ersetzt das, 
was wir das Geschichtliche nennen würden.« (Hegel 1986a: 147)

Die Realität sah völlig anders aus: Es gibt gute Gründe, von 
einer ersten industriellen Revolution zu sprechen, die sich lange 
vor der in Großbritannien am Ende des 18. Jahrhunderts er-
eignete – die komplexe technologisch-wirtschaftliche Umwäl-
zung während der Sung-Dynastie (960–1279) auf den Gebieten 
der Eisen- und Stahlherstellung, des Transportwesens, der Pa-
pierherstellung und des Druckwesens, der Landwirtschaft und 
der Hochseenavigation sowie im Militärbereich (Schießpulver, 
Raketen) (siehe Needham 1956: 240–248; Hobson 2004: 50–61). 
Dies alles war mit einer kommerziellen Revolution der Waren-
wirtschaft verbunden. Noch älter ist der chinesische Beamten-
staat. Wie Francis Fukuyama feststellt: »Viele Elemente dessen, 
was wir heute unter einem modernen Staat verstehen, waren in 
China bereits im dritten Jahrhundert n. Chr. vorhanden, etwa 
achtzehnhundert Jahre bevor sie in Europa aufkamen.« (Fu-
kuyama 2011: 19). Das Imperium der Qing verfügte im 18. Jahr-
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hundert über »eine der größten und effizientesten Volkswirt-
schaften der Welt. Die frühe Qing-Ära zeigte große militärische 
Stärke, materiellen Wohlstand und soziale Stabilität und unter-
stützte eine enorme Expansion des Territoriums und der Be-
völkerung in einer zunehmend kommerzialisierten, aber haupt-
sächlich agrarischen Wirtschaft. Globale Verbindungen führten 
zu einer kommerziellen Revolution, die China zum führenden 
Zentrum des Welthandels im 16. und 17. Jahrhundert und ei-
nem der wichtigsten Zentren der Weltwirtschaft machte. Einige 
seiner Industrien – zum Beispiel die Textil-, Eisen- und Kera-
mikindustrie – gehörten ebenfalls zu den fortschrittlichsten der 
Welt. Eine Reihe hocheffizienter und hochentwickelter Institu-
tionen wie die kaiserliche Regierung (eine hochkomplexe und 
effektive Verwaltungsorganisation), das Prüfungssystem, sozi-
ale Wohlfahrt und freie Märkte legten die Grundlage für eine 
blühende Gesellschaft.« (Mühlhahn 2022: 22) China besaß ein 
Regierungssystem von großer Leistungsfähigkeit, basierend auf 
einem unikalen meritokratischen System mit enger Verbindung 
von zentralstaatlicher Kontrolle und dezentraler Eigeninitiative 
dynamischer lokaler Gesellschaften. Die Wirtschaftsstruktur 
begünstigte Kommerzialisierung und wirtschaftliche Entwick-
lung sowie Wachstum. Der Staat stand privatem Unternehmer-
tum positiv gegenüber. Weil der westlich-imperiale Diskurs das 
kaiserliche China vor allem als despotisches rückständiges Im-
perium wahrnimmt, übersieht er die spezifische Modernität die-
ses Reiches und seiner Nationalstaatlichkeit (Wang Hui 2014: 
13; siehe auch Zhang Yongle 2010). Das Ausmaß der Rationa-
lisierung und Formalisierung der politischen und wirtschaftli-
chen Verhältnisse, der damit verbundene Ethos, die hohen Frei-
heitsgrade und Aufstiegs- wie Entwicklungsmöglichkeiten, der 
Grad der Individualisierung wurden aufgrund eines »orientalis-
tischen Blicks«, der die nichtwestlichen Gesellschaften nur als 
große rückständige Gemeinschaften wahrnimmt, die im stän-
digen Kotau vor dem Westen verharren sollen, nicht zur Kennt-
nis genommen.

Zu den Mythen über das »alte China« gehört auch die Vorstel-
lung von einem Reich, das hinter hohen Mauern in weitgehender 
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Abgeschiedenheit gegenüber der »Welt« verschlossen war. Die 
beiden »Opiumkriege« 1840–1842 und 1858–1860 dienten nicht 
der »Öffnung« Chinas, sondern waren im Gegenteil vor allem 
durch das große Handelsdefizit des Westens mit China bedingt. 
China war eines der führenden Zentren einer hochintegrierten 
Weltwirtschaft. Zwischen 1719 und 1833 sollen über sechstau-
send Tonnen Silber nach China geflossen sein (gefördert vor al-
lem in Lateinamerika unter unmenschlichen Bedingungen), um 
die chinesischen Waren, die der Westen bezog, vor allem Seide, 
Tee, Keramik, Gewürze, Lacke, feine Baumwolle, zu bezahlen 
(Leutner 2012: 122f.). Das Handelsdefizit des Westens gegenüber 
China wurde durch den illegalen Opiumschmuggel reduziert, 
den die chinesische Regierung zu stoppen suchte. 1838 sollen es 
fast 2.000 Tonnen Opium gewesen sein, die vor allem britische 
»Handelsgesellschaften« nach China schmuggelten.2 Über ein 
ganzes Jahrhundert wurde China in eine »Opium-Falle« ge-
trieben und die westlichen imperialistischen Mächte agierten 
im Verein mit ihren Handelsgesellschaften als Drogenkartelle, 
wie Mechthild Leutner detailliert in der zitierten Studie auf-
zeigt. Das staatlich organisierte, mit Kanonenbooten militärisch 
durchgesetzte Drogenoligopol war eine aus Sicht der britischen 
Regierung unverzichtbare Säule ihres strahlenden Empire. Bis 
heute ist die westliche Literatur durch die »Verharmlosung des 
Aktes der Süchtigmachung signifikanter Bevölkerungsschichten 
zur Erzielung großer wirtschaftlicher Profite und immenser po-
litischer Macht, nicht durch einzelne Kriminelle, sondern durch 
gezieltes Agieren ganzer Staaten und Regierungen« (Leutner 
2012: 122) und global agierender Monopolgesellschaften geprägt. 

Die chinesische Gesellschaft war keineswegs nur auf die Ver-
gangenheit bezogen. Ihr wohnte auch ein konfuzianisch-dao-
istischer Messianismus inne. Es ging um die Zukunftsvision 

2 Nur zum Vergleich: »Nach Schätzungen der US-Antidrogenbehörde 
(DEA) werden Drogen im Wert von 20 bis 40 Milliarden Dollar pro Jahr 
aus Mexiko und Kolumbien in die USA geschleust. Jahr für Jahr, so die 
Zahlen des US-Justizministeriums, gehen 700 Tonnen Kokain und 4 000 
Tonnen Marihuana in die USA. Für die 20 Millionen Konsumenten in den 
USA.« (Scheidges 2023)
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einer Gesellschaft der großen Gleichheit und harmonischen Ge-
meinschaftlichkeit (Bauer 1974: 11), die erst noch zu schaffen 
sei. Diese Vision brach sich in der großen Taiping-Revolution 
von 1850 bis 1864 Bahn (Spence 1997), in der viele Grundzüge 
der chinesischen Entwicklung der darauf folgenden einhundert 
Jahre vorweggenommen wurden. Sie wurde auch in den Krisen 
der Qing-Dynastie am Ende des 19. Jahrhunderts wieder auf-
gegriffen, beeinflusst vor allem über die Schrift von K’ang You-
wei (1858–1927) »Das Buch der Großen Gemeinschaft«. Dieses 
Buch prägte Generationen chinesischer Revolutionäre. Kang 
You-wei interpretierte Konfuzius als eingreifenden Reformer, 
reformulierte dessen humanistische Vision als Zukunftsentwurf 
und entwarf ein umfassendes Programm, wie noch im »Zeit-
alter der Unordnung« die »ersten Maßnahmen zur Gründung 
der Großen Gemeinschaft getroffen werden« können, die dann 
über ein »Zeitalter der Festigung des Friedens und der Gleich-
heit« schließlich im »Zeitalter des ständigen Friedens und der 
völligen Gleichheit im Stadium der Vollendung der ›Großen Ge-
meinschaft‹« münden würden (K’ang Yu-Wei 1974: 93).

Der seit den Opium-Kriegen offenkundige Niedergang Chi-
nas und seine Kolonialisierung dürfen nicht absolut verstanden 
werden – er war relativ zu der wissenschaftlichen, industriel-
len, politischen und militärischen Revolution in Westeuropa, 
traf aber auf eine Gesellschaft, die selbst über starke innere Ent-
wicklungspotenziale verfügte. Es kam zu einer Periode von Nie-
derlagen und der gleichzeitigen Formierung wesentlicher Be-
dingungen radikaler Erneuerungen, die sich dann am Anfang 
des 20. Jahrhunderts zur Geltung brachten. Vollständig konnte 
China durch die westlichen Mächte nie unterworfen werden. 
Es blieb als eine sog. Halbkolonie Beutegemeinschaft der im-
perialistischen Großmächte Großbritannien, Frankreich, Russ-
land, den Niederlanden, den USA, zu denen sich Deutschland 
und Japan dazu gesellten. In den Jahrzehnten nach dem Ende 
der Qing-Dynastie (nach 1911) vermochte China unter den Be-
dingungen von Bürgerkrieg und dem Eroberungskrieg Japans 
Leistungen zu erbringen, die erstaunen sollten. Wie Mühlhahn 
schreibt: »1911 war China ein Vorreiter des globalen Wandels, 
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der Erneuerung und Revolution. […] China erschuf auch ein dy-
namisches System der Hochschulbildung – ein System, das die 
Wissenschaftler und Technokraten späterer Generationen aus-
bilden sollte. Es stärkte seine Armee, baute Institutionen wie-
der auf, mobilisierte und disziplinierte seine Bürger und vertei-
digte das Land erfolgreich.« (Mühlhahn 2022: 382f.) In dieser 
Zeit formierte sich zudem eine neue Gestalt des Kommunismus 
in den von der KPCh kontrollierten Gebieten Chinas, die sich 
von Beginn an vom sowjetischen Kommunismus unterschied. 
Für China gilt, dass es das Land ist, »wo die Geschichte der kom-
munistischen und antikolonialen Bewegung in eins zusammen-
fallen« (Losurdo 2017: 267).

Die Zeit der relativen geopolitischen Schwäche, technolo-
gisch-ökonomischer und militärischer Rückständigkeit und Ar-
mut war gemessen an 3.000 Jahren der Stärke relativ kurz – gut 
150 Jahre. Und jetzt soll es von heute an nicht einmal mehr 30 
Jahre dauern, folgt man der Zielstellung der KPCh, bis der alte 
Zustand zivilisatorischer Größe im Ergebnis des »großartigen 
Wiederauflebens der chinesischen Nation« (Xi Jinping 2017) 
wieder hergestellt sein wird. Es ist dieses eine Ziel, das über alle 
Regierungssysteme hinweg die Eliten Chinas und große Teile 
seiner Bevölkerung seit über 150 Jahren bewegt. Wenn es in 
China eine Zivilreligion gibt, die tief im Herzen der Chinesin-
nen und Chinesen verankert ist, dann ist es das Narrativ der ei-
genen Geschichte und der Mission, sie auf moderne Weise fort-
zuführen (Senger 2008: 36).

Der westliche Blick auf China ist nicht nur durch das Vor-
urteil seiner großen früheren Rückständigkeit, sondern auch 
sprachlich verstellt, und dies nicht nur im engeren Sinne eines 
Schriftsystems mit Zehntausenden von Zeichen. Es gibt min-
destens vier, mehr oder minder unterschiedliche wissenschaft-
liche bzw. politische Sprachen, mit denen China beschrieben 
wird. Es sind dies die Sprache der KPCh, die des innerchinesi-
schen sozialwissenschaftlichen Diskurses einschließlich dem des 
chinesischen liberalen, konfuzianischen und neuen linken Dis-
kurses (siehe Lu Jie/Wang Ban 2012), des westlichen liberalen 
sozialwissenschaftlichen Diskurses und des westlichen Marxis-
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mus. 2010 wurden chinesische Intellektuelle nach der dominie-
renden Denkschule in China gefragt: 38 Prozent verwiesen auf 
Nationalismus/Etatismus, 22 Prozent auf Sozialismus mit chi-
nesischen Merkmalen, 14 Prozent auf demokratischen Sozialis-
mus, 13 Prozent auf Liberalismus, 8 Prozent auf Maoismus und 
4 Prozent auf Neokonfuzianismus (Zhou Lian 2012: 6). 

Der westliche Diskurs zu China ist durch eine merkwürdige 
Konvergenz des liberalen Mainstreams und von größeren Tei-
len der marxistischen und autonomen Linken geprägt. Beide 
sind sich einig, dass es sich beim Wirtschaftssystem Chinas um 
eine kapitalistische Marktwirtschaft handelt, nur wird dieser 
Kapitalismus von den einen begrüßt, von den anderen dagegen 
strikt abgelehnt. In völliger Übereinstimmung befinden sich 
beide politisch-intellektuellen Strömungen bei der Ablehnung 
des politischen Systems als das eines Autoritarismus. Während 
der liberale Mainstream vom Standpunkt eines liberal-demo-
kratischen Kapitalismus urteilt, blicken eine Reihe von Marxis-
ten und Linke aus dem Blickwinkel des libertären Sozialismus 
auf China. Bei beiden Ansätzen ist Demokratie vor allem in der 
freien Meinungs- und Entscheidungsbildung der Einzelnen ge-
gründet und von dort her legitimiert. Die Führungsrolle einer 
kommunistischen Staatspartei ist für beide Theorie- und Ideo-
logieansätze gleichermaßen illegitim. Das wirtschaftlich-politi-
sche System Chinas wird übereinstimmend als »›Staatskapitalis-
mus‹, ›bürokratischer Kapitalismus‹, ›staatlich durchdrungener 
Kapitalismus‹ oder auch ›Markt-Leninismus‹« (siehe Boer/Ping 
Van 2021; Wemheuer 2020: 3) bezeichnet. 

Jede und jeder, der sich aus dem Westen China zuwendet, 
muss sich in den Worten von Edward Said fragen, »wie es mög-
lich wäre, anderen Kulturen und Völkern im Geiste der Freiheit, 
das heißt ohne die Absicht der Unterdrückung oder der Mani-
pulation, zu begegnen« (Said 2009: 35). Die Vertreter der KPCh 
und des chinesischen Staates sowie viele Bürgerinnen und Bür-
ger der Volksrepublik können noch so sehr auf die Erfolge Chi-
nas bei der Armutsbekämpfung, dem wirtschaftlichen Aufbau, 
der Schaffung von umfassenden Netzen sozialer Sicherheit, der 
breiten politischen Beteiligung der Bevölkerung und vieler ihrer 
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Gruppen sowie auf den friedlichen Charakter des Aufstiegs Chi-
nas zu einer Weltmacht und die Bemühungen um die koopera-
tive Gestaltung der Außenbeziehungen im Sinne einer viel be-
schworenen Win-win-Politik verweisen. Vom Standpunkt der 
normativen Annahmen des westlichen Mainstreams mit seiner 
Gleichsetzung von Marktwirtschaft und liberaler Demokratie 
mit Freiheit und seines libertären linken Flügels sind diese Er-
gebnisse, so beeindruckend sie an sich sein mögen, auf grund-
sätzlich falsche Weise entstanden. So erscheint auch das erreichte 
Gute noch schlecht. Den liberalen Strömungen sind die Metho-
den nicht marktwirtschaftlich, sprich: kapitalistisch, genug, für 
die Marxisten sind sie viel zu sehr kapitalistisch. Und politisch 
sind sich beide einig: Das chinesische System ist ein System der 
Unfreiheit. Die Liberalen lehnen die Führung der KPCh ab, weil 
sie in ihren Augen autoritär-kommunistisch ist, größere Teile 
der Linken verurteilen sie, weil sie ihrer Ansicht nach als dik-
tatorischer Handlanger des Kapitalismus wirkt.

Gemeinsam ist dem westlichen Blick auf China eines: Keine 
der Strömungen war vorbereitet auf die rasante und innovative 
Entwicklung Chinas nach 1978, weil westliche Grundannahmen 
– zumindest in den letzten 45 Jahren – widerlegt wurden: Entge-
gen aller theoretischen Gewissheiten im Westen gingen Markt-
wirtschaft und kommunistische Einparteienherrschaft Hand in 
Hand, die Mittelschicht unterstützt das politische System, die 
sozialen Spaltungen destabilisieren nicht, sondern werden ver-
stärkt ausgeglichen, der chinesische Staat zeigt hohe Flexibilität 
und Lernfähigkeit und die chinesische Kultur steht Innovation 
nicht im Wege (Heilmann 2016: 12–15). Offenheit gegenüber der 
Welt und Sicherung der politischen Einheit und Stabilität wur-
den bisher verbunden.

Eine besondere Schwierigkeit beim Blick auf China besteht 
darin, dass viele Entwicklungen in diesem Land deshalb schlicht 
nicht zur Kenntnis genommen werden, weil sie nach den west-
lichen Maßstäben als irrelevant angesehen werden oder negativ 
erscheinen. So erscheinen alle politischen Veränderungen, die 
im Rahmen des chinesischen politischen Systems der Führung 
durch eine leninistisch-maoistische Partei erfolgen, bedeutungs-
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los, da geglaubt wird, »dass die einzigen sinnvollen politischen 
Reformen demokratisierende Reformen sind« (Dickson 2016: 
11). Dabei wird überhaupt nicht gefragt, ob nicht wesentliche 
Modifikationen innerhalb des gegebenen Systems möglich sind 
und vorgenommen wurden, die ggf. auch dessen demokratische 
Züge stärken. Es wird ausgeblendet, dass die gleichen Anliegen 
und Aufgaben in unterschiedlichen wirtschaftlichen, sozialen, 
aber eben auch politischen Systemen mit gleichem Erfolg durch 
stark voneinander abweichende Institutionen wahrgenommen 
werden können. Es handelt sich dann um Institutionen, die zu-
mindest in bestimmter Hinsicht äquivalente Funktionen (siehe 
am Beispiel von sozialer und politischer Partizipation Heberer/
Schubert 2007: 19) ausüben, obwohl sie sich der institutionellen 
Form nach deutlich voneinander unterscheiden oder sogar völ-
lig gegensätzlich sind. Wenn es China nicht gelungen wäre, der-
artige funktionale Äquivalente zu entwickeln, die es dem Land 
erlauben, den Herausforderungen komplexer moderner Gesell-
schaften in Zeiten der Globalisierung zu begegnen, so die im Fol-
genden vertretene Auffassung, dann wären die bisherigen Er-
folge in keiner Weise verständlich. Es ist dringend angebracht, 
gegenüber China mehr von jenem Pragmatismus walten zu las-
sen, den man an Deng Xiaoping zu Recht lobt: Hauptsache ist, 
die Katze fängt Mäuse. Repressionen stecken zweifelsohne in 
China die äußeren Ränder jenes Rahmen ab, außerhalb dessen 
Sprechen und Handeln durch den Staat unterdrückt wird. Dies 
ist ein deutlich anderer Rahmen als in liberalen Demokratien. 
Zugleich bedeutet dies im Umkehrschluss, dass innerhalb die-
ses Rahmens ein beträchtlicher Bewegungsraum existiert, den 
man dringend zur Kenntnis nehmen muss.

Niemand kann gegenwärtig sagen, wie groß dieser Bewegungs-
raum Chinas in Zukunft ist. Er erweist sich bisher auf jeden Fall 
als deutlich größer, als vor dem Hintergrund der sowjetischen 
Erfahrungen angenommen wurde. Es bleibt auch offen, ob es 
überhaupt Grenzen der innersystemischen politischen Entwick-
lung gibt und das politische System tatsächlich, wie immer wie-
der behauptet wird, in absehbarer Zeit in unlösbare Widersprü-
che zu den ökonomischen, sozialen und kulturellen Bedingungen 
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tritt. Ausgehend von modernisierungstheoretischen Annahmen 
war immer wieder vorhergesagt worden, dass China spätestens 
in den 2020er-Jahren zur liberalen Demokratie übergehen würde 
(Inglehart/Welzer 2005: 190f.; Rowen 2007). Bisher zumindest 
ist dies nicht erkennbar. Gleichzeitig vollziehen sich in bisher li-
beralen politischen Systemen Übergänge zum Illiberalismus, die 
bislang nur als Pathologien verstanden werden und nicht als im-
manente Folgen des Liberalismus selbst. Offensichtlich bedarf 
es eines neuen sozialwissenschaftlichen Paradigmas, das beiden 
Entwicklungen gerecht wird.

Wie schon der klassische Orientalismus ist auch der westli-
che China-Diskurs »durchsetzt […] mit europäischen Überle-
genheitsphantasien, verschiedenen Formen von Rassismus, Im-
perialismus und Chauvinismus, dogmatischen Ansichten ›des 
Orientalen‹ [sprich heute: ›des Chinesischen‹, M.B.] als gleich-
sam ideale, feststehende Abstraktion« (Said 2009: 17). Eine jün-
gere Analyse der China-Berichterstattung in den deutschen Me-
dien während der Pandemie kommt zu dem Schluss: »Insgesamt 
herrscht ein Ungleichgewicht zwischen chinesischen und nicht-
chinesischen Quellen und Akteuren zulasten der chinesischen 
Seite. […] Statt nur über China und Chines*innen sollte mehr 
mit Chines*innen gesprochen werden, auch um die oft präsen-
tierte konfrontative Denkweise von ›wir gegen die Anderen‹ auf-
zubrechen.« (Changbao Jia et al. 2021: 8, 11) 

Zumindest aus Sicht der Chinesinnen und Chinesen ist die 
Zeit des Machtgefälles zwischen den USA oder Westeuropa ei-
nerseits und der VR China andererseits vorbei. Die Sowjetunion 
konnte dieses Machtgefälle militärisch im Bereich der Nuklear-
streitkräfte weitgehend ausgleichen, zeitweise auch politisch und 
ideologisch. Die VR China hingegen ist auf einer Breite von Fel-
dern dem Westen ebenbürtig geworden, die das westliche Selbst-
verständnis im Kern erschüttert. In gerade einmal 40 Jahren hat 
sich China »von einer Gesellschaft mit der größten von Armut 
geplagten Bevölkerung der Welt zu einer ›mäßig wohlhabenden 
Gesellschaft‹ mit der größten Bevölkerung mit mittlerem bis ho-
hem Einkommen der Welt entwickelt« (Hu Angang et al. 2021: 
15). Andere Länder des globalen Südens, vor allem Indien, könn-
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ten schnell folgen. Dies muss auch die Diskurse verändern, nicht 
zuletzt die sozialwissenschaftlichen. Wenn eine Wirtschafts- 
und Gesellschaftsordnung sowie ein politisches System in zen-
tralen Bereichen gegenüber anderen Ordnungen und Systemen 
weitgehend gleichwertige, auf bestimmten Gebieten auch höhere 
Leistungen erbringt, so stoßen sozialwissenschaftliche Kon-
zepte an ihre Grenzen, die von der grundsätzlichen Überle-
genheit (normativ wie faktisch) eines gesellschaftlichen Systems 
gegenüber dem anderen ausgehen. Wenn die westlichen Analy-
tiker wie bestallte Richter, um Immanuel Kant zu paraphrasie-
ren (Kant 1968: 10), dem Forschungsgegenstand China die Fra-
gen in einer Weise vorlegen, dass immer vor allem eine einzige 
Antwort herauskommen muss – die Volksrepublik befinde sich 
noch nicht auf der Höhe des Westens, weil es keine freien Wah-
len gibt, weil die Marktwirtschaft nicht frei von der Lenkung 
durch die KPCh ist, weil die öffentliche Meinung nicht unab-
hängig von der Partei gebildet wird usw. usf., dann bleibt der 
Volksrepublik nichts anderes übrig, als sich schuldig zu beken-
nen im Sinne der Anklage und sich zugleich zu weigern, sich ei-
nem solchen voreingenommenen Gericht zu stellen, das den An-
deren daran misst, ob er sich den Maßstäben des Verhörenden 
unterworfen, sprich »westernisiert« hat.

Vor dem Weltgericht, wer wusste dies besser als Hegel, gilt 
vor allem die Macht, gegründet auf einer wirkungsmächtigen 
Idee. Die Frage ist, ob die VR China neben ihrer unübersehba-
ren Macht auch auf einer solchen Idee beruht. Man könnte na-
türlich annehmen, dass China wie die Sowjetunion nur auf sehr 
begrenzte Zeit (aber im Falle der Sowjetunion immerhin über 70 
Jahre) eine beträchtliche Macht zu entfalten vermag und am Ende 
unvermeidlich dem westlichen Weg folgen muss, um nicht unter-
zugehen. Dies wird mit jedem vergehenden Jahrzehnt aber im-
mer unglaubwürdiger. Es gibt einerseits Positionen wie die von 
David Shambough: »Ich glaube, das Endspiel der kommunisti-
schen Herrschaft in China hat begonnen, und es ist weiter fortge-
schritten, als viele denken.« (Shambaugh 2015) Andererseits aber 
heißt es: »Die beharrliche Suche Chinas nach Alternativen und 
Varianten zur westlichen Moderne trotzt dominanten westlich 
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orientierten Konzepten von Modernität und Modernisierung.« 
(Mühlhahn 2022: 13) Selbst eine zeitlich begrenzte Wirkung ei-
nes Gesellschaftssystems muss, wenn es welthistorische Folgen 
hat, in seinen Stärken ernst genommen werden. 

Was aber, wenn man noch weiter geht: Welche Fragen müsste 
man an den Analysegegenstand China richten, wenn man da-
von ausgehen würde, dass der Westen wie China gegenwärtig 
gleichwirksam und gleichwertig sind? Dies hieße nicht, dass 
ihre Wirksamkeit in jedem der Felder gleich stark sei und die 
von ihnen vertretenen Werte in jeder der Beziehungen eine glei-
che Ausstrahlung habe, sondern nur, dass ihr jeweilige Stärken 
wie Schwächen eigen sind, die in ihrer Resultante ein ähnliches 
Maß von Wirkungsmacht und Ausstrahlung erzeugen. Wenn das 
stimmt, dann sollte die vom Westen ausgerufene Systemrivalität 
auf Augenhöhe auch sozialwissenschaftlich wie ideologisch und 
nicht nur technologisch, ökonomisch und politisch sehr ernst ge-
nommen werden. 

Die allererste Grundvoraussetzung für jedes sinnvolle Ver-
hältnis zu China ist es, anzuerkennen, dass die Führung der 
Volksrepublik Werte vertritt, die Berührungspunkte mit Werten 
haben, die auch in vielen anderen Gesellschaften, darunter west-
lichen, geteilt werden. Die normativen Differenzen dürfen nicht 
verabsolutiert und sollten auch nicht zu Gut und Böse aufgela-
den werden. Es sind Differenzen im gemeinsamen Spektrum von 
Zivilisationen. Alle großen Zivilisationen verkörpern bestimmte 
gemeinsame humanistische Werte in jeweils besonderer Ausprä-
gung. Die Politik der chinesischen Führung ist werte basiert. Die 
Interessen werden ausgehend von diesen Werten interpretiert. 
Es gehört zu den verhängnisvollen Annahmen im Westen, dass 
der Wertediskurs in China nur eine Fassade rüder Machtpolitik 
sei. Ich werde deshalb im Weiteren die Dokumente der KPCh 
als Ausdruck einer wertebasierten Ideologie im Sinne eines kol-
lektiv organisierten Bewusstseins ernst nehmen.

In dem Buch »Sozialismus neu verstehen« wurde versucht, 
Sozialismus als spezifische solidarische Vermittlungsform der 
Widersprüche komplexer Gesellschaften zu verstehen. Es wurde 
behauptet, dass eine solche Vermittlung zwei normative Aus-
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gangspunkte hat – den der Individuen und den des gemein-
schaftlichen Gesellschaftskörpers. Dies wurde hingeführt zu 
der These von den zwei Formeln des Sozialismus, zu den zwei 
Eigentümern, der Vielfalt der Besitzformen und Regulations-
weisen sowie zu Demokratie als Ausdruck einerseits des Wil-
lens der vielen Einzelnen und andererseits des gemeinschaftli-
chen Willens aller (vgl. hierzu Brie 2022: 113ff.). Historisch hat 
der Liberalismus vor allem die Seite der Individuen stark ge-
macht, während der Kommunismus die des Gemeinschaftlichen 
in modernen Gesellschaften betonte. China verkörpert ausge-
hend von einer solchen Sicht auf moderne Gesellschaften einen 
Entwicklungsweg, der unter dem Primat des Kommunistischen 
starke liberale Elemente (und dies nicht nur in der Wirtschaft) 
integriert. Meines Erachtens erlaubt es eine solche Perspektive, 
die neu erklärte Systemrivalität des Westens mit China konzep-
tionell ernst zu nehmen und nicht auf einen bloßen Kampfbe-
griff zu reduzieren, China gemeinsam mit anderen relativ er-
folgreichen Gesellschaften auf Augenhöhe zu vergleichen, aber 
auch zu zeigen, dass alle Gesellschaften vor der Notwendig-
keit einer großen Transformation im globalen Maßstab stehen 
und zu dieser beitragen müssen: die einen mit einer stärker li-
beral, die anderen mit einer stärker kommunistisch ausgepräg-
ten Orientierung.

Im Weiteren werde ich den in »Sozialismus neu entdecken« 
entwickelten methodologischen Ansatz auf China beziehen. Da-
bei folge ich dem Rat von Jan Turowski: »Gleichwohl wird So-
zialismus in China und insbesondere auch in der Kommunisti-
schen Partei weniger als Zustand, sondern eher als strategisch 
zielgerichteter Entwicklungsprozess verstanden und diskutiert. 
Angesichts der Vielzahl von sozial-ökonomischen Herausfor-
derungen und Zwängen der alltäglichen Politikgestaltung und 
-implementierung ist die chinesische Sozialismusdebatte im 
Grunde eine Hintergrundmelodie, die den praktischen Politik-
betrieb mal lauter, meist leise und kaum wahrnehmbar begleitet. 
Es ist eine theoretische Debatte, die im ständigen Wechselspiel 
mit den realpraktischen Entwicklungen, Interessenkonflikten 
und Policy-Erfordernissen steht, sich entsprechend verändert, 
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experimentiert, sich anpasst und dennoch den Politikprozess 
richtungsweisend und langfristig strukturiert. Nicht zuletzt hat 
sie eine normative, gleichwohl abstrakte Zielvorgabe und einen 
komplexen Katalog von Begriffen und historischen Referenzen 
bereitgestellt. Im Westen hingegen ist die Debatte, ob China so-
zialistisch ist oder nicht, oft eher unproduktiv auf den Zustand 
ausgerichtet, der sodann in binäre Kategorien einsortiert gehört: 
Sozialismus oder nicht?« (Turowski 2021b: 7)
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Kapitel 2
Deng Xiaopings Schlaflosigkeit 
und der Chinesische Traum

Am 28. Januar 1979 begann der damalige stellvertretende Minis-
terpräsident Chinas, Deng Xiaoping, einen neuntägigen Staats-
besuch in den USA. Es war die erste offizielle Reise eines hoch-
rangigen Politikers der VR China in die Vereinigten Staaten. Es 
wurden umfassende Abkommen abgeschlossen, von denen sich 
China Unterstützung bei der Modernisierung des Landes ver-
sprach. Es wird berichtet, Deng Xiaoping habe danach erzählt, 
»dass er mehrere Nächte nicht schlafen konnte, weil ihn die Frage 
nicht losließ, wie China einen solchen Entwicklungsstand errei-
chen könnte« wie die USA (Mühlhahn 2022: 546). Jahre zuvor 
hatte er von 1969 bis 1973, verbannt aus Beijing, bei der Arbeit in 
einer Traktorenfabrik, die Armut nach Jahrzehnten sozialistischer 
Entwicklung direkt erleben müssen (Brown 2018: 10). Von ei-
nem anderen führenden Kopf der Reformgruppe nach Maos Tod, 
von Chen Yun, stammt aus der gleichen Zeit die bittere Aussage: 
»Dreißig Jahre nach unserem revolutionären Sieg gibt es immer 
noch Bettler. Wir müssen die Lebensbedingungen verbessern. […] 
Ein solcher Wachstumspfad kann nicht fortgesetzt werden.« (Zi-
tiert in Mühlhahn 2022: 540) Wie das ZK der KPCh 1981 fest-
stellte: »Die Geschichte der ›Kulturrevolution‹ hat bewiesen, dass 
die Hauptthesen des Genossen Mao Zedong zur Einleitung die-
ser Revolution weder dem Marxismus und Leninismus noch der 
chinesischen Realität entsprachen. Sie stellen eine völlig falsche 
Einschätzung der herrschenden Klassenverhältnisse und der po-
litischen Situation in Partei und Staat dar.« (CPC Central Com-
mittee 1981, These 20) Diese Fehler haben zur größten Hunger-
katastrophe des 20. Jahrhunderts geführt, Millionen Menschen 
wurden verfolgt, das Land wurde immer wieder zurückgewor-
fen und geriet an den Rand eines neuen Bürgerkrieges. Zugleich 
aber betonte das Zentralkomitee: »Sozialismus und Sozialismus 
allein kann China retten.« (CPC Central Committee 1981, These 
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33) So fest Deng Xiaoping an der Führung durch die KPCh fest-
hielt, so sehr hielt er auch unter den düstersten Bedingungen an 
der Notwendigkeit von Reform und Öffnung fest. Beides gehörte 
für ihn zusammen. Zwanzig Tage (!) nach der endgültigen Auflö-
sung der Sowjetunion begab er sich im Januar 1992 auf seine be-
rühmte Reise nach Süden, um den Wirtschaftsreformen, die seit 
1989 stagnierten, neuen Schub zu verleihen.

Die Führung der KPCh nach Mao Zedong war sich bewusst, 
dass sie sich mit der Politik von Reform und Öffnung in unbe-
kannte Gewässer hinauswagte, wie Deng Xiaoping 1987 betonte: 
»Es handelt sich […] um ein völlig neues Unterfangen, das we-
der von Marx noch von unseren Vorgängern je erwähnt wurde 
und auch von keinem anderen sozialistischen Land je in Angriff 
genommen wurde. Es gibt also keine Präzedenzfälle, von denen 
wir lernen könnten. Wir können nur aus der Praxis lernen, in-
dem wir uns nach und nach vorantasten. Wir versuchen, China 
in ein modernes sozialistisches Land zu verwandeln. Wirtschaft-
lich wollen wir das Niveau der Länder mittlerer Entwicklung er-
reichen. Es wird noch 50 bis 60 Jahre dauern, also etwa 100 Jahre 
seit der Gründung der Volksrepublik, bis wir das erreicht haben. 
Wir werden an den Traditionen der Partei aus der besten Zeit der 
letzten Jahrzehnte festhalten – harte Arbeit und umsichtiges Han-
deln.« (Deng Xiaoping 1994)

Der 1978 eingeleiteten Politik von Reform und Öffnung der 
neuen Führung unter Deng Xiaoping lag ein doppelter Bezug 
auf Sozialismus zugrunde. Zum einen sahen sie in der Orientie-
rung am Marxismus und Sozialismus den Grund, warum es der 
KPCh gelungen war, sich im Bürgerkrieg durchzusetzen und 
China unter kommunistischer Führung zu vereinigen. Gleich-
zeitig war diese Führung damit konfrontiert, dass das Verspre-
chen auf ein besseres Leben des Volkes und auf den Wiederauf-
stieg Chinas zu einer führenden Kraft in der Welt nicht eingelöst 
worden war. Noch einmal Deng Xiaoping: »Was ist Sozialismus 
und was ist Marxismus? Darüber waren wir uns in der Vergan-
genheit nicht ganz im Klaren. Der Marxismus misst der Entwick-
lung der Produktivkräfte größte Bedeutung bei. Wir haben ge-
sagt, dass der Sozialismus die erste Stufe des Kommunismus ist 
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und dass in der fortgeschrittenen Stufe das Prinzip ›Jeder nach 
seinen Fähigkeiten, jedem nach seinen Bedürfnissen‹ gelten wird. 
Dies erfordert hoch entwickelte Produktivkräfte und einen über-
wältigenden Reichtum an materiellen Gütern. Die grundlegende 
Aufgabe für die sozialistische Etappe ist daher die Entwicklung 
der Produktivkräfte. Die Überlegenheit des sozialistischen Sys-
tems zeigt sich letztlich darin, dass sich diese Kräfte schneller 
und stärker entwickeln als im kapitalistischen System. In dem 
Maße, in dem sie sich entwickeln, wird sich das materielle und 
kulturelle Leben des Volkes ständig verbessern. Einer unserer 
Fehler nach der Gründung der Volksrepublik war, dass wir der 
Entwicklung der Produktivkräfte nicht genug Aufmerksamkeit 
geschenkt haben. Sozialismus bedeutet die Beseitigung der Ar-
mut. Pauperismus ist kein Sozialismus, noch weniger Kommu-
nismus.« (Deng Xiaoping 1984) 

Jede Regierung Chinas steht seit den »ungleichen Verträgen«, 
die nach vernichtenden Niederlagen im ersten Opiumkrieg von 
1842 mit Großbritannien und anderen westlichen Staaten sowie 
später auch mit Japan abgeschlossen werden mussten, vor der 
Frage, wie es möglich ist, das Land als großen Zivilisationsstaat 
auf Augenhöhe mit anderen großen Zivilisationen, vor allem den 
westlichen Mächten, wieder herzustellen. Der Blick auf die eigene 
Geschichte, nach Japan, Westeuropa, die USA oder auf die So-
wjetunion bzw. Indien war immer davon geprägt, was für dieses 
eine Ziel nutzbar ist. Die Institutionen, die zu übernehmen chi-
nesische Eliten bereit waren, sollten vor allem dem Zweck die-
nen, die koloniale oder neokoloniale Abhängigkeit zu überwin-
den und den Wiederaufstieg Chinas möglich zu machen und auf 
dieser Basis den Chinesinnen und Chinesen ein Leben in Würde 
zu ermöglichen. Dies galt auch für die Einleitungen der Refor-
men im Jahre 1978.

Die radikale Reformwende war nur möglich gewesen, weil es 
die neue Führung der KPCh vermochte, radikal mit der maois-
tischen Kulturrevolution zu brechen und zugleich die Legitimi-
tät der Partei wieder herzustellen. Der Umgang mit den Verbre-
chen während der »Kulturrevolution« stand unter der Prämisse, 
eine neue Politik zu beginnen, die zugleich die Geschichte der 
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Volksrepublik nicht als Ganze delegitimiert. Über 600 Tsd. Funk-
tionäre waren allein 1979 mit der Aufgabe befasst, das Unrecht 
aufzuarbeiten und konkrete Lösungen für die Betroffenen (eine 
zweistellige Millionenzahl) zu finden. In einer Studie kommt 
Daniel Leese zu dem Schluss: »Sowohl organisatorisch als auch 
ökonomisch investierte die Partei enorme Ressourcen, um indi-
viduell erlittenes Unrecht auszugleichen, Täter zu identifizieren 
und Objekte zu restituieren, deren Enteignung nunmehr als un-
rechtmäßig betrachtet wurde.« (Leese 2020: 482) Zugleich ging 
es darum, dies als Wiederherstellung der sozialistischen Orien-
tierung Chinas darzustellen. So wurde an Zhou Enlai als Sym-
bol der Reformorientierung wie auch an Mao Zedong als Inkar-
nation des sozialistischen Weges festgehalten. Eine Wandzeitung 
der Qinghua-Universität brachte es so auf den Punkt: »Wendet 
man sich gegen Zhou [Enlai], wird das Volk revoltieren. Wendet 
man sich gegen Mao [Zedong], wird das Land ins Chaos stür-
zen.« Deng Xiaoping kommentierte dies im Dezember 1978 mit 
den Worten: »Das Niveau dieser Zeilen ist sehr hoch.« (Zitiert in 
Leese 2020: 281; zur Geschichte der Kulturrevolution siehe un-
ter anderem MacFarquhar/Schoenhals 2006) 

Die bittereren und enttäuschenden Erfahrungen erst des »Gro-
ßen Sprungs« und dann der »Kulturrevolution« hatten in der Be-
völkerung das Vertrauen in die Institutionen der Volksrepublik 
grundlegend erschüttert. Es gab eine ausgeprägte Bereitschaft, 
sich möglichst auf die eigene Kraft zu verlassen – auf die Kraft 
der Familien, auf jene Potenziale, die in den Dörfern, Gemein-
den und Städten selbst vorhanden waren. Wie Hermann-Pillath 
in den frühen 1990er-Jahren schrieb: »Paradoxerweise schuf die 
maoistische Politik maßgeblich gesellschaftliche Voraussetzun-
gen für eine rasche Wiedergeburt der Marktwirtschaft: die Men-
schen hatten das Vertrauen in den Schutz durch den Staat verloren 
und mussten die Selbsthilfe als einzig verlässliche Lebensgrund-
lage betrachten (Akzeptanz des Subsidiaritätsprinzips), die ›Mi-
nimalmoral des Marktes‹ erschien einer Mehrheit als die einzig 
noch konsensfähige Wertoption [...] (Akzeptanz von Unterneh-
mertum und Einkommensunterschieden), gleichzeitig hatte der 
maoistische Radikalismus die Entstehung eines impliziten ge-
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sellschaftlichen Konsenses zur Folge, dass die Vermeidung neuer 
Verwerfungen durch Eigenkontrolle des individuellen Verhaltens 
zu erreichen sei (Selbstbindung an die gesellschaftliche Ordnung) 
[…].« (Herrmann-Pillath 1994: 396)

Den Grundkonsens der Führung der KPCh, der in dieser Zeit 
entstand, kann man auf drei Punkte bringen: (1) Das Ziel der 
Partei ist es, die Wiederauferstehung Chinas als großer Zivilisa-
tion auf Augenhöhe mit anderen großen Zivilisationen zu errei-
chen. Dabei sind die USA die Vergleichsgröße. (2) Der gewählte 
Weg ist der des Sozialismus chinesischer Prägung, der Reform 
und Öffnung mit politischer Stabilität verbindet. (3) Das wich-
tigste Mittel auf diesem Weg, um das genannte Ziel zu erreichen, 
ist die Führung durch die KPCh.

Gerade weil die Führungsgruppen Chinas ein gemeinsames 
Ziel hatten, waren sie bereit, mit sehr verschiedenen wirtschaftli-
chen und politischen Modellen zu experimentieren, sofern sie da-
von überzeugt waren, dass diese dem Zweck des Wiederaufstiegs 
dienlich sein könnten und die Macht der KPCh nicht untergra-
ben. Sie bewiesen dabei einen großen Mut. Der Weg der KPCh 
ist bisher geradezu von atemberaubender Innovationskraft ge-
prägt (Quah 2015). Dies schließt zugleich aber auch ein, dass sich 
eine Reihe der Innovationen als Sackgassen erwiesen. Mehr als 
andere Staaten mit einem politischen System, dessen Ursprünge 
leninistisch inspiriert waren, hat sich China als fähig erwiesen, 
den Erhalt einer kommunistischen Einparteienherrschaft mit ho-
her Flexibilität und Anpassung zu verbinden. Eine der Ursachen 
dürfte im Konstituierungsprozess des chinesischen Kommunis-
mus selbst liegen, der durch einen mehr als zwanzigjährigen Pro-
zess immer neuen Experimentierens geprägt war (Anderson 2010; 
Heilmann 2011). Für sie war der Sozialismus nicht in Stein gemei-
ßelt, sondern im Fluss ständiger, oft unerwarteter Veränderun-
gen. Zielkonstanz, Sicherung der Führungsfähigkeit der KPCh als 
entscheidendem Mittel und eine große Bereitschaft zur Variabili-
tät der Mittel und Wege bilden in den Augen der Führung Chi-
nas eine Einheit, die immer wieder neu hergestellt werden muss.

Kurz nach seiner Wahl zum Generalsekretär des ZK der KPCh 
führte Xi Jinping bei einer Rede im November 2012 den Begriff 
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vom Chinesischen Traum in die offizielle Sprache Chinas ein. 
Nach Jahrzehnten beispiellosen, teilweise auch rücksichtslosen 
Wachstums und des Aufstiegs zu einer globalen Großmacht war 
das Bedürfnis nach einem Narrativ entstanden, das die Entwick-
lung des Staates mit den Hoffnungen der Familien und der Einzel-
nen in China verband. Dem amerikanischen Traum vom Aufstieg 
des Einzelnen in einer Konkurrenz- und Verdrängungsgesell-
schaft wurde die chinesische Vision vom gemeinsamen Aufstieg 
aller gegenübergestellt. Wie es in einem Leitartikel vom März 
2013, autorisiert durch die Zentrale Parteihochschule, hieß: »Der 
Sozialismus mit chinesischen Merkmalen ist das Vorhaben von 
Hunderten von Millionen von Menschen selbst, der Chinesische 
Traum ist letztlich der Traum des Volkes. Der Chinesische Traum 
stützt sich auf das Volk, der Chinesische Traum dient dem Volk, 
das Volk ist das Subjekt des Chinesischen Traums. Der Sozialis-
mus sorgt dafür, dass alle gemeinsam die Chance auf ein großar-
tiges menschliches Leben haben, dass alle gemeinsam die Chance 
haben, Träume Wirklichkeit werden zu lassen, und dass alle ge-
meinsam die Chance haben, gemeinsam mit dem Mutterland und 
der Zeit zu wachsen und voranzukommen. Wenn es dem Land 
und der Nation gut geht, dann nur, weil es allen gut geht.« (Cen-
tral Party School of the Communist Party of China 2013) Kon-
kret wurde das doppelte Ziel formuliert, bis 2021, zum 100. Jah-
restag der Gründung der KPCh, die Errichtung einer Gesellschaft 
mit bescheidenem Wohlstand abzuschließen und bis zum 100. 
Jahrestag der Gründung der Volksrepublik, 2049, den Aufstieg 
zu einer harmonischen Gesellschaft mit umfassenden Entwick-
lungsmöglichkeiten für alle erreicht zu haben.
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Kapitel 3
Sozialismus oder Staatskapitalismus?

Der Suchprozess der KPCh seit den 1950er-Jahren
Ivan Krastev und Stephen Holmes bringen die unterschiedli-
che Sicht der letzten sowjetischen Führung und der chinesischen 
Führung der späten 1970er Jahre so auf den Punkt: »In den Au-
gen Gorbatschows war der Kommunismus gescheitert, weil es 
nicht gelungen war, mit seiner Hilfe eine sozialistische Gesell-
schaft aufzubauen. In den Augen der chinesischen Führung war 
der Kommunismus erfolgreich, weil es der Kommunistischen 
Partei – gegen erhebliche Widerstände – gelungen war, den chi-
nesischen Staat wie auch die chinesische Gesellschaft zu einen.« 
(Krastev/Holmes 2019: 285) Die chinesische kommunistische 
Führung gab – ähnlich wie Lenin, Bucharin oder Trotzki in der 
existenziellen Krise der Sowjetmacht 1921 – in den späten 1970er 
oder 1980er-Jahren nicht das leninistische politische System auf, 
sondern die Fixierung auf ein weitgehend naturalwirtschaftlich 
organisiertes System der stofflichen Planung und direkter Pro-
duktionsvorgaben für die Betriebe. Dies kann auch als bewusste 
Rückkehr zu jener Politik gewählt werden, die Lenin und Trotzki 
wählten und die in befreiten Gebieten von der KPCh während 
des chinesischen Bürgerkriegs verfolgt worden war – eine Poli-
tik mit allen Formen, die wirtschaftlichen, sozialen, kulturellen 
Erfolg versprachen, solange dabei die Führung durch die Kom-
munistische Partei nicht infrage gestellt wird. Will man »Sozi-
alismus mit chinesischen Eigenschaften« auf eine Formel brin-
gen, dann lautet sie:

Sozialismus chinesischer Prägung = Führung durch die KPCh
plus Wiederaufstieg Chinas
mit allen dazu erforderlichen Mitteln.

Die Reform- und Öffnungspolitik hatte in China Vorläufer nicht 
nur in der Zeit des Bürgerkriegs, sondern ging auch auf wieder-
kehrende Diskussionen späterer Jahrzehnte zurück, in denen Al-
ternativen zum sowjetischen Wirtschaftssystem gesucht worden 
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waren: »Im Mai 1957 präzisierte Liu Shaoqi die Idee, dass der 
sozialistische Wirtschaftsplan vielfältiger und flexibler sein solle 
als eine kapitalistische Wirtschaft. Mit einer rein mechanischen 
Planung wäre der Sozialismus nicht überlegen. Er war der Mei-
nung, dass China dafür sorgen müsse, dass die Vielfalt und Fle-
xibilität der sozialistischen Wirtschaft zum Wohle des Volkes die 
kapitalistische Wirtschaft übertreffen. […] 1958 legte Mao Ze-
dong ein neues Konzept der sozialistischen Warenproduktion 
vor. Er stellte fest, dass China in der Rohstoffproduktion un-
terentwickelt war und hinter Indien und Brasilien zurücklag. Er 
sah in der Warenproduktion, dem Warenaustausch und der Wert-
ordnung ein nützliches Instrument im Dienste des Sozialismus. 
Die Warenproduktion wird oft mit dem Kapitalismus verwech-
selt und gefürchtet. Mao sagte: ›Habt keine Angst. Die Waren-
produktion hängt von ihrer Verbindung mit einem Wirtschafts-
system ab. Wenn sie mit dem kapitalistischen System verbunden 
ist, ist sie kapitalistische Warenproduktion; wenn sie mit dem so-
zialistischen System verbunden ist, ist sie sozialistische Waren-
produktion‹.« (Hu Angang et al. 2017: 97, 98) Grundelemente 
einer neuen Strategie wurden ausgehend vom Scheitern des Gro-
ßen Sprungs 1963 formuliert, als Zhou Enlai die Ausrichtung 
auf »vier Modernisierungen« (Landwirtschaft, Industrie, Ver-
teidigung, Wissenschaft und Technik) vorschlug (CPC Central 
Committee 1981: 13). Auch die Versuche, Großkonzerne unter 
parteistaatlicher Kontrolle zu schaffen, die eine hohe Autono-
mie haben, geht auf diese Zeit zurück (Li Chen 2021: 229). Selbst 
Deng Xiaopings berühmte Katzenmetapher hat 1962 ihren Ur-
sprung.1 Wissen muss man auch, dass Chinas Wirtschaftssystem 
niemals derart zentralisiert war wie das der Sowjetunion, son-
dern im hohen Maße dezentral auf der Ebene der Provinzen und 
unterhalb dieser organisiert wurde. Es kann deshalb als Beispiel 
einer »dezentralen Befehlswirtschaft« (Herrmann-Pillath 1994: 

1 »Am 7.7.1962 sagte Deng zu den Delegierten eines Kongresses des chi-
nesischen Kommunistischen Jugendverbandes: »Genosse Liu Bocheng hat 
oft eine Redewendung aus [der Provinz] Sichuan benutzt: ›Ob die Katze 
nun gelb oder schwarz ist, wenn sie nur Mäuse fängt, dann ist sie eine gute 
Katze.‹« (Senger 2008: 71)
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397) bezeichnet werden. Diese Dezentralisierung ermöglicht es 
bis heute, Chinas Kommunen und Regionen als Labore für Ex-
perimente zu nutzen, bei denen neue Ansätze auf ökonomischem, 
politischem, sozialem oder kulturellem Gebiet entwickelt und 
umgesetzt werden. Ausgehend von den dabei gewonnenen Er-
fahrungen können dann Entscheidungen über ihre Ausdehnung 
und Verallgemeinerung oder aber auch über ihren Abbruch ge-
fällt werden. China ist in dieser Hinsicht ein großer Raum des 
Erkundens und reflektierten Lernens. Das Erfolgskriterium ist 
immer doppelt definiert: Werden praktische Ergebnisse erreicht 
und stärkt dies die Hegemonie der KPCh?

Die Doppelstrategie der KPCh 
Die Doppelstrategie der KPCh nach 1978, einerseits entschie-
den eine Politik der Reform und Öffnung voranzutreiben, da-
bei markt- und kapitalwirtschaftliche Instrumente zu nutzen, 
und zugleich konsequent an den Grundpfeilern des politischen 
Systems, an den »vier Grundprinzipien« des sozialistischen We-
ges, der Diktatur des Proletariats, der Führung der Kommunisti-
schen Partei und schließlich des Marxismus-Leninismus und der 
Lehren von Mao Zedong festzuhalten und keine Schwächung der 
Vormacht der KPCh zuzulassen, kann sich auf Lenins Wende von 
1921 berufen. Lenin hatte ähnlich stets beides im Blick – Refor-
men und Sicherung der politischen Macht der Bolschewiki (siehe 
zum strategischen Lernprozess bei Lenin nach 1920 Brie 2017: 
86–136). Doch während der Reformprozess in Sowjetrussland 
1927/29 an den Machtkämpfen innerhalb der Führung der Kom-
munistischen Partei Russlands scheiterte und zugunsten einer 
jähen neuen kriegskommunistischen Wende aufgegeben wurde 
(was als Sozialistische Industrialisierung und Kollektivierung in 
die offizielle Geschichte einging), war die Führung der KPCh 
bisher in der Lage, in jeder Krise die Reformen fortzusetzen.

Der Geist des gewählten Herangehens an die Wirtschaftsre-
formen, eine stabile und kompetente Führung durch die KPCh 
vorausgesetzt, fasste Deng Xiaoping auf seiner Reise in den Sü-
den Anfang 1992 so zusammen: »Das Verhältnis von Planung 
und Marktkräften ist nicht der wesentliche Unterschied zwischen 
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Sozialismus und Kapitalismus. Eine Planwirtschaft ist nicht 
gleichbedeutend mit Sozialismus, weil es auch im Kapitalismus 
Planung gibt; eine Marktwirtschaft ist nicht Kapitalismus, weil 
es auch im Sozialismus Märkte gibt. Sowohl die Planung als auch 
die Marktkräfte sind Mittel zur Steuerung der Wirtschaftstätig-
keit. Das Wesen des Sozialismus besteht in der Befreiung und 
Entwicklung der Produktivkräfte, der Beseitigung von Ausbeu-
tung und Polarisierung und der letztendlichen Erreichung von 
Wohlstand für alle. Dieses Konzept muss den Menschen klar ge-
macht werden. Sind Wertpapiere und der Aktienmarkt gut oder 
schlecht? Bringen sie irgendwelche Gefahren mit sich? Sind sie 
eine Besonderheit des Kapitalismus? Kann sich der Sozialismus 
ihrer bedienen? Wir erlauben den Menschen, sich ihr Urteil vor-
zubehalten, aber wir müssen diese Dinge ausprobieren. Wenn 
sie sich nach ein oder zwei Jahren der Erprobung als praktika-
bel erweisen, können wir sie ausweiten. Andernfalls können wir 
sie stoppen und uns damit abfinden. Wir können sie auf einmal 
oder schrittweise, ganz oder teilweise abschaffen. Wovor sollte 
man Angst haben? Solange wir diese Einstellung beibehalten, 
wird alles in Ordnung sein, und wir werden keine großen Feh-
ler machen. Kurz gesagt, wenn wir wollen, dass der Sozialismus 
dem Kapitalismus überlegen ist, sollten wir nicht zögern, uns auf 
die Errungenschaften aller Kulturen zu stützen und von anderen 
Ländern, einschließlich der entwickelten kapitalistischen Länder, 
alle fortgeschrittenen Betriebsmethoden und Managementtech-
niken zu lernen, die den Gesetzen der modernen sozialisierten 
Produktion entsprechen.« (Deng Xiaoping 1992)

In einem Artikel, der der Frage gewidmet ist, ob China kapita-
listisch ist oder nicht, schreibt Michael Roberts: »China ist nicht 
kapitalistisch. Der Kapitalismus wird von der Warenproduktion 
zur Erzielung von Profit bestimmt, die auf spontanen Markt-
beziehungen beruht. Die Profitrate bestimmt die Investitions-
zyklen und führt zu periodischen Wirtschaftskrisen. Dies ist in 
China nicht der Fall. In China sind das öffentliche Eigentum an 
den Produktionsmitteln und die staatliche Planung nach wie vor 
vorherrschend, und die Machtbasis der Kommunistischen Partei 
ist im öffentlichen Eigentum verwurzelt.« (Roberts 2017) Beat 
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Schneider verweist mit Blick auf China auf die Kultur des »So-
wohl-als-auch« der Verbindung der Gegensätze (Schneider 2022: 
43–45). Mit Blick auf die »Systemfrage« stellt er fest: »Wenn […] 
in einem sozialistischen Staat wie der VRCh in den 1970er Jahren 
Marktelemente eingeführt werden und neben dem staatlichen und 
gemeinwirtschaftlichen Sektor auch private Unternehmen zuge-
lassen werden, bei denen die Mehrwertabschöpfung privatisiert 
und der Mehrwert teilweise ins Ausland abgeführt wird, so wird 
das ›Ganze‹ keineswegs ein kapitalistisches System, solange das 
politische Primat über die Ökonomie bestehen bleibt und dieses 
von der kommunistischen Partei für die Realisierung einer so-
zialistischen Transformation eingesetzt wird. Das ist im heuti-
gen China offensichtlich der Fall. Aus systemischer Logik ist die 
VRCh deshalb kein kapitalistisches Land, auch kein staatskapi-
talistisches, denn letzteres wäre nach wie vor ein kapitalistisches 
›Ganzes‹. Der Begriff des Staatskapitalismus ist eine Contradic-
tio in Adiecto, ein Widerspruch in sich. Aus derselben systemi-
schen Logik gibt es auch kein ›hybrides System‹, welches gleich-
zeitig kapitalistisch und sozialistisch ist.« (Schneider 2022: 221)

Elias Jabbour, Alexis Dantas, Alexis und Carlos Espíndola 
versuchen, das chinesische System als »Neue Sozialökonomische 
Formation« zu verstehen, die der frühen Phase des Sozialismus 
entspräche. Für sie steht die Frage im Zentrum, »welche Klasse 
und/oder politische Kraft die Kontrolle über objektiv strategi-
sche Faktoren hat, sei es politisch (die politische Kraft, die die 
soziale Klasse vertritt, die die Kontrolle über die Staatsmacht 
ausübt) oder wirtschaftlich«. Es ginge darum, wer die wirkliche 
Kontrolle »sowohl über die grundlegenden Instrumente des Ak-
kumulationsprozesses – Zins, Wechselkurs und staatliches Fi-
nanzsystem – als auch bei der Förderung der Verlagerung und 
Konzentration des Produktionssektors selbst in Schlüsselindus-
trien und der Ermöglichung von Wachstum und Entwicklung 
durch die Erzeugung von industriellen Ketteneffekten auf andere 
Produktionsweisen« (Jabbour et al. 2021: 25) ausübe. Darauf aber 
könne es nur eine Antwort geben: »Die sozialistische Grundlage 
des chinesischen Wirtschaftssystems ist die unbedingte Vorherr-
schaft der Kommunistischen Partei Chinas. Im Einklang mit der 
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marxistisch-leninistischen Tradition lenkt die Partei das Recht. 
Verordnungen, Gesetze und Verwaltungsentscheidungen werden 
im Einklang mit der aktuellen Parteipolitik angewandt. So wie je-
der Schlüsselposition in der Regierung eine Position in der Partei 
entspricht, so entspricht die Parteihierarchie auch der Unterneh-
mensführung in Banken, staatlichen Unternehmen, börsennotier-
ten nichtstaatlichen Unternehmen, hybriden Unternehmen, Joint 
Ventures und ausreichend großen Privatunternehmen. Die Par-
teizellen in den Unternehmen stellen parallele interne Rechen-
schaftssysteme zu den von den Unternehmen selbst eingerichte-
ten Systemen dar, die den Parteisekretär und den Parteivorstand 
eines Unternehmens auf dem Laufenden halten und in der Lage 
sind, dem Vorstandsvorsitzenden und dem Aufsichtsrat recht-
zeitig Ratschläge zu erteilen.« (Jabbour et al. 2021: 25) Es gebe 
in China verschiedene Produktionsweisen, die koexistieren, be-
ginnend bei naturalwirtschaftlichen, subsistenzwirtschaftlichen 
Formen, die kleine Warenproduktion, den privatwirtschaftlichen 
Kapitalismus, Staatskapitalismus und sozialistische Formen unter 
direkter Kontrolle des Parteistaats (Jabbour et al. 2021: 26–28). 

Die von Jabbour et al. ausgemachte Neue Sozialökonomische 
Formation ist in ihren Augen durch die Verbindung von fünf ope-
rativen Logiken gekennzeichnet: »(1) die verschiedenen Produk-
tionsweisen sind nicht auf eine Koexistenz beschränkt, sondern 
koexistieren in der ›dialektischen Einheit der Gegensätze‹; (2) das 
Wertgesetz ist kein einfacher Aspekt, der im ›Marktsozialismus‹ 
zu überwinden ist, auch wenn er zum Beginn des historischen 
Prozesses des Aufbaus des Sozialismus gehört; (3) die Existenz 
von zwei Sektoren, dem staatlichen und dem privaten, erfordert 
eine kontinuierliche Reorganisation der Aktivitäten zwischen 
diesen Sektoren. Diese kontinuierliche Reorganisation der Ak-
tivitäten wird durch die zyklische Entstehung von Institutionen 
vermittelt, die eine kontinuierliche Reorganisation der Aktivitä-
ten zwischen dem staatlichen und dem privaten Sektor der Wirt-
schaft abgrenzen; (4) es gibt eine Regelmäßigkeit in diesem zy-
klischen Prozess der Reorganisation der Aktivitäten zwischen 
den beiden Sektoren. Das Wachstum des privaten Sektors erfolgt 
nicht auf Kosten einer Abnahme der Rolle des Staates. Es findet 
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eine konkrete, strategische Umgestaltung des Staates statt, wobei 
der Staat seine Rolle in qualitativer Hinsicht aufwertet; und (5) 
die Planung hat ihre Berechtigung als wesentliche Funktionslo-
gik im ›Marktsozialismus‹.« (Jabbour et al. 2021: 32) 

Es ist die KPCh, die das Wirken dieser unterschiedlichen ope-
rativen Logiken kontrolliert und steuert. Dazu aber musste im 
Maße der Wirtschaftsreformen das Selbstbewusstsein gewon-
nen werden, dass Privateigentum nicht zwangsläufig eine Schwä-
chung des Sozialismus bedeutet: »Der nicht-öffentliche Sektor 
der Selbstständigen, des Privateigentums und anderer Formen 
des Eigentums ist ein wichtiger Bestandteil der sozialistischen 
Marktwirtschaft. Er spielt eine wichtige Rolle bei der Mobilisie-
rung der Initiative aller Teile der Gesellschaft zur Beschleunigung 
der Entwicklung der Produktivkräfte.« (Jiang Zemin 2002) Pro-
grammatisch wurde die Rolle des Marktes im letzten Jahrzehnt 
aufgewertet. Auf einem Plenum des ZK der KPCh im Jahr 2013 
wurde nicht mehr von der »grundlegenden«, sondern von der 
»entscheidenden« Rolle der Märkte gesprochen, 2017 ging dies 
in die offizielle Lehre der Partei ein (Dolack 2022).

Wenn die KPCh über »ein weiterhin intaktes Herrschaftsmo-
nopol« verfügt und »die Kontrolle über den zunehmend markt-
wirtschaftlich gestalteten Wirtschaftsablauf« (Cho 2005: 11) be-
hält, hängt es von der Wirkungsweise dieser Partei und ihrer 
Fähigkeit ab, sich dauerhaft zu behaupten, ob die Transforma-
tion seit 1978 wirklich als »langer Marsch in den Kapitalismus« 
bezeichnet werden kann, wie Hyekyung Cho im Titel ihres Bu-
ches unterstellt, oder doch eher ein Marsch über den Kapitalis-
mus hinaus wird. Mit Recht macht sie darauf aufmerksam, dass 
die marktwirtschaftlichen Reformen »mit chinesischen Merk-
malen« nicht etwa die wirtschaftsleitende Funktion des Zentral-
staats geschwächt, sondern im Gegenteil deutlich gestärkt haben 
(Cho 2005: 22f.; siehe auch Adolphi 2010). Es kommt also auf 
die den Staat kontrollierende Partei an. Während oft die KPCh 
als Hindernis realer Fortschritte gesehen wird, betonen chinesi-
sche Autoren umgekehrt, dass diese Partei Chinas »größter poli-
tischer Vorteil« sei (Hu Angang et al. 2021: 9). In den Augen vie-
ler Beobachter hat der chinesische Parteistaat eine beträchtliche 
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Fähigkeit entwickelt, die Zukunftsfragen des eigenen Landes ins 
Zentrum der Politik zu stellen, langfristige Planungen vorzuneh-
men und diese auf den verschiedenen Ebenen mit beeindrucken-
dem Erfolg zu realisieren. Dies gilt nicht nur für die technologi-
sche und ökonomische Entwicklung, sondern auch in Bereichen 
von Ökologie, Wissenschaft, Stadtentwicklung oder im Zusam-
menhang mit der Neuen Seidenstraße. Wer China verstehen will 
und seine Zukunft, muss deshalb die KPCh verstehen. Von ihr 
vor allem hängt es ab, ob China einen sozialistischen Weg geht 
oder nicht. Wie ein Damoklesschwert hängen über der KPCh 
einerseits die Erfahrung der Dynastien Chinas, die an Korrup-
tion und Zerfall staatlicher Macht zerbrachen, und andererseits 
die Wende größerer Teile der KPdSU hin zur Auflösung des le-
ninistischen Systems.

Modernisierung chinesischer Prägung im neuen Zeitalter
Als Xi Jinping 2012 neuer Generalsekretär des ZK der KPCh 
wurde, sah er das Land an einer Wegscheide. Die Erfolge der 
Politik von Reform und Öffnung hatten Kräfte entfaltet, die der 
Kontrolle der Partei zu entgleiten drohten. Xis Rede auf dem 
20. Parteitag, zehn Jahre später, rufen dies noch einmal ins Ge-
dächtnis: »Innerhalb der Partei gab es viele Probleme bei der Auf-
rechterhaltung der Parteiführung, darunter ein Mangel an klarem 
Verständnis und wirksamen Maßnahmen sowie ein Abgleiten zu 
einer schwachen, hohlen und verwässerten Parteiführung in der 
Praxis. Einige Parteimitglieder und Funktionäre schwankten in 
ihrer politischen Überzeugung. Trotz wiederholter Warnungen 
hielten sinnlose Formalitäten, Bürokratismus, Hedonismus und 
Extravaganz in einigen Orten und Abteilungen an. Das Streben 
nach Privilegien stellte ein ernstes Problem dar, und es wurden 
einige schockierende Fälle von Korruption aufgedeckt.« (Xi Jin-
ping 2022a: 4) Dies erinnerte an den Untergang der KPdSU oder 
chinesischer Dynastien im Zyklus von Aufstieg bis Verfall.

Es war unter diesen Bedingungen folgerichtig, dass der Schwer-
punkt der Parteistrategie von der Wirtschaft auf die Erneuerung 
der Partei gelegt wurde. Durch die »Selbstreform« der Partei 
sollte die Gefahr gebannt werden. Dies schloss, wie im Weiteren 
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gezeigt wird, wirtschaftliche und soziale, auch politische Refor-
men nicht aus, orientierte sie aber stärker an der gleichzeitigen 
Sicherung der politischen Macht der KPCh. Liberale Tendenzen 
wurden wieder verstärkt an die parteikommunistischen Zügel ge-
legt. Ob dies eine dauerhafte Regression im politischen Bereich 
bedeutet oder nur eine stärkere Unterordnung, die auch wieder 
einer stärkeren Freisetzung weichen kann, bleibt offen. 

Bei der Darstellung der Erfolge der letzten zehn Jahre hat Xi 
Jinping in der schon genannten Rede zwei Leistungen ins Zent-
rum gerückt. Dies sind erstens die Entwicklung einer neuen The-
orie, des »Gedanken des Sozialismus mit chinesischen Merkmalen 
für eine neue Ära«, und zweitens die Stärkung der Parteiführung. 
Er betonte erneut, »dass die Führung der Kommunistischen Par-
tei Chinas das bestimmende Merkmal des Sozialismus mit chine-
sischen Merkmalen und die größte Stärke des Systems des Sozi-
alismus mit chinesischen Merkmalen ist« (Xi Jinping 2022a: 5f.). 
Zum Leitmotiv des Parteitages wurde der »chinesische Weg der 
Modernisierung« (Xi Jinping 2022a: 6). Nicht mehr das Vortas-
ten von Stein zu Stein, sondern das »Vordringen in unbekannte 
Gewässer« ist zum prägenden Bild geworden. Sehr selbstbewusst 
heißt es in der Rede: »Der wissenschaftliche Sozialismus strotzt 
im China des 21. Jahrhunderts vor neuer Vitalität. Die chinesische 
Modernisierung bietet der Menschheit eine neue Möglichkeit, die 
Modernisierung zu erreichen. Die Kommunistische Partei Chinas 
und das chinesische Volk haben die Menschheit mit mehr chine-
sischer Einsicht, besserem chinesischem Input und größerer chi-
nesischer Stärke ausgestattet, um bei der Lösung ihrer gemeinsa-
men Herausforderungen zu helfen […].« (Xi Jinping 2022a: 13)

Das Referat gibt auch eine ausführliche Definition dessen, 
was die gegenwärtige Führung der KPCh unter dem chinesi-
schen Weg der Modernisierung versteht: »Die chinesische Mo-
dernisierung ist eine sozialistische Modernisierung, die unter der 
Führung der Kommunistischen Partei Chinas durchgeführt wird. 
Sie enthält Elemente, die den Modernisierungsprozessen aller 
Länder gemeinsam sind, aber sie ist noch mehr durch Merk-
male gekennzeichnet, die für den chinesischen Kontext einzigar-
tig sind. [...] Die wesentlichen Anforderungen an die chinesische 
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Modernisierung sind folgende: Aufrechterhaltung der Führung 
der Kommunistischen Partei Chinas und des Sozialismus mit 
chinesischen Merkmalen, Verfolgung einer qualitativ hochwer-
tigen Entwicklung, Entwicklung einer umfassenden Volksdemo-
kratie, Bereicherung des kulturellen Lebens der Menschen, Er-
reichung eines gemeinsamen Wohlstands für alle, Förderung der 
Harmonie zwischen Mensch und Natur, Aufbau einer menschli-
chen Gemeinschaft mit einer gemeinsamen Zukunft und Schaf-
fung einer neuen Form des menschlichen Fortschritts.« (Xi Jin-
ping 2022a: 18, 19; siehe auch die zusammenfassende Darstellung 
in National Development and Reform Commission 2022) Jus-
tin Yifu Lin, Dekan des Instituts für Nationale Entwicklung in 
China, verweist darauf, dass der westliche Weg der Modernisie-
rung deshalb nicht kopiert werden könne, weil die historischen 
Voraussetzungen durch den früheren Aufstieg des Westens heute 
völlig andere seien, und deren Aufstieg mit Krieg, imperialer Aus-
plünderung ganzer Kontinente, sozialer Polarisierung und Um-
weltzerstörung einherging. Alle die, die versuchen würden, die-
sen Weg zu kopieren, »sind zum Scheitern verurteilt« (Lin 2023). 
Jan Turowski bringt es so auf den Punkt: »Die Standardisierung 
des westlichen Modernisierungsmodells verschwieg nämlich ei-
nerseits die Voraussetzungen seiner Herausbildung in Form ko-
lonialer Ressourcenausbeutung und Absatzmärkten, Verskla-
vungen und Enteignungen, die sich bis heute in wirtschaftlicher 
Dominanz über den globalen Süden und ungleichen Wirtschafts-
beziehungen manifestieren und ignorierte andererseits, dass die 
Vorreiter der Modernisierung im kapitalistischen Zentrum die 
Entwicklungsmöglichkeiten der Nachzügler systematisch ein-
schränkten.« (Turowski 2023)

Mit diesem Konzept wird bewusst der Gedanke alternativer 
Pfade der Entwicklung moderner Gesellschaften aufgegriffen und 
mit der Vorstellung eines eigenen sozialistisch-chinesischen We-
ges für das 21. Jahrhundert verbunden. Damit ist nicht nur der 
Anspruch verbunden, einen Typ von Modernität zu entwickeln, 
der Chinas besonderen Bedingungen in einem durch den frü-
heren Rückstand, die Erbschaft imperialer Unterdrückung und 
Kriege geprägten Kontext entspricht, sondern zugleich einen her-
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ausragenden Beitrag zur Entwicklung der menschlichen Zivilisa-
tion insgesamt leistet. Dies bricht dezidiert mit der Vorstellung, 
Modernisierung und Westernisierung seien identisch und erhebt 
den Anspruch einer gewissen Vorbildfunktion auch für andere 
Länder und Regionen zu sein (siehe dazu Zhang Weiwei 2022). 

Martin Jacques, Senior Fellow am China-Institut der Shang-
haier Fudan-Universität, wies nach dem Parteitag auf fünf Punkte 
hin, bei denen der Westen von China lernen könne: Dies seien 
(1) ein grundlegender gesellschaftlicher Konsens, (2) die stän-
dige Partizipation vieler Akteure an politischen Entscheidun-
gen, (3) die Langfristigkeit des Handlungshorizonts, (4) Exper-
tise als Bedingung der politischen Karriere und (5) die Fähigkeit 
»zu liefern«, wenn es um Leistungen geht, die für die Bevölkerung 
bereitgestellt werden. Süffisant schreibt Jacques: »Die Haupt-
kompetenz westlicher Politiker ist das Reden, die ihrer chinesi-
schen Pendants das Handeln.« (Jacques 2022b)
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Kapitel 4
Die KPCh als kommunistischer Kaiser: 
Neugründung und sozialistische Transformation Chinas

Es kann keinen Zweifel geben, dass die KPCh die dominante po-
litische Kraft der Volksrepublik ist. Mehr noch: Die Frage, ob 
China kapitalistisch oder sozialistisch ist, entscheidet sich daran, 
wie man die KPCh beurteilt: Ist sie eine kommunistische Partei 
mit einem sozialistischen Ziel, die sich sehr unterschiedlicher Mit-
tel bedient, auch denen des Staatskapitalismus? Oder hat sie sich 
nach fast 45 Jahren von Reform und Öffnung selbst in den zen-
tralen Akteur des chinesischen Kapitalismus transformiert, wie 
Tobias ten Brink annimmt: »Wenn es jemals einen funktionieren-
den ›ideellen […] Gesamtkapitalisten‹ (Engels) gegeben hat, so 
könnte man es überspitzt formulieren, dann ironischerweise un-
ter einer ›kommunistischen‹ Herrschaft.« (Brink 2013: 279). Steht 
die KPCh mit ihren rd. 95 Mio. Mitgliedern vor allem im Dienst 
des Wiederaufstiegs Chinas auf sozialistischer Grundlage, oder 
ist der Staat, den die KPCh kontrolliert, der »wirkliche Gesamt-
kapitalist« (Wemheuer 2019: 214) und ist die Staatsklasse, die die 
Gesamtheit der Kader umfasst, vor allem darauf aus, sich »auf le-
galem und illegalem Wege Teile des Mehrwertes und Rentenein-
nahmen an[zu]eignen« (Wemheuer 2019: 227)? Welche Gründe 
hat die KPCh, dem chinesischen Volk zu dienen? In der libera-
len Literatur wird dies mit dem Interesse einer solchen Staats-
partei begründet, an der Macht zu bleiben. Dieses Interesse kann 
aber auf zwei Wegen realisiert werden: negativ durch die Unter-
drückung von Widerspruch und Flucht (siehe Hirschman 2004; 
Pollack 1990) oder positiv durch Herstellung von Legitimation 
und Loyalität (Meuschel 1992).

Die Einsetzung von Xi Jinping als Generalsekretär der KPCh 
markierte insofern einen tiefen Einschnitt, weil mit ihm die 
Reform der Partei ins Zentrum trat. Deng Xiaoping hatte den 
Schwerpunkt auf die wirtschaftliche Entwicklung und Öff-
nung gelegt, wie auch Jiang Zemin. Danach rückten die Ver-
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suche in den Mittelpunkt, ein ausgeglicheneres Verhältnis zwi-
schen Wirtschaft, Gesellschaft und Ökologie im Sinne einer 
»wissenschaftlichen« und »harmonischen« Entwicklung zu er-
reichen. Xis kurze Antrittsrede am 15. November 2012 dagegen 
war ganz der Partei gewidmet. Es »wurde deutlich, dass Xi ein 
Mann der Partei war – und dass es seine zentrale Mission war, 
sicherzustellen, dass diese auch in Zukunft die Macht in ihren 
Händen halten würde« (Brown 2018: 40). Immer wieder wurden 
seitdem die folgenden Sätze aus seiner Rede zitiert: »Das Eisen, 
das geschmiedet wird, muss auch selbst hart sein. Unsere Ver-
antwortung besteht darin, mit allen Parteigenossen zusammen 
auf innerparteilicher Kontrolle zu bestehen, die Parteigeschäfte 
streng zu führen, die wichtigsten Probleme in der Partei tatsäch-
lich zu lösen, den Arbeitsstil wahrhaftig zu verbessern und en-
gen Kontakt zur Bevölkerung zu halten, damit unsere Partei 
stets den führungsstarken Kern beim Aufbau des chinesischen 
Sozialismus bildet.« (Xi Jinping 2014a: 5) Wichtigste Orientie-
rung wurde die Losung »Um den Staat gut zu führen, müssen 
wir zuerst die Partei gut führen!« (Feng Liujian 2014: 184)

Während sich in Großbritannien, den USA und anderen west-
lichen Staaten die Parteien auf der Grundlage bestehender Staaten 
und innerhalb ihres gegebenen politischen-ökonomischen Sys-
tems herausbildeten, sind die Sowjetunion wie auch die Volksre-
publik China Gründungen neuer Staaten und Gesellschaftssys-
teme durch eine kommunistische Partei. Aus dem Kampf einer 
Partei im Krieg und Bürgerkrieg entstanden Parteistaaten. Ein 
solcher Staat ist seinem Wesen nach kein liberaler Staat, der vor-
handene bürgerliche Verhältnisse kodifiziert und verallgemeinert, 
sondern ein auf sozialistische Transformation zielender Staat, der 
neue Verhältnisse zu schaffen sucht.

Eine staatskonstituierende kommunistische Partei besitzt ei-
nen völlig anderen Charakter als Parteien im liberalen System, 
wo sie um die Ausübung der Regierungsgewalt im gegebenen 
Staatsgefüge konkurrieren. Auch nach der Gründung der Volks-
republik hat der Konstituierungsprozess Chinas durch die Partei 
nicht aufgehört, sondern wurde zum Prozess der permanenten 
Transformation von Partei, Staat und Gesellschaft im ständig sich 
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erneuernden Wechselverhältnis. Und zugleich steht die KPCh da-
mit auch in der Tradition chinesischer Staatlichkeit: Sie setzt »die 
lange Tradition einer einheitlichen konfuzianischen Regierungs-
einheit fort, die die Interessen der gesamten Gesellschaft vertritt 
oder zu vertreten versucht« (Zhang 2012: 60) und sich entspre-
chend organisieren muss, um sich zu behaupten, nun aber in ei-
nem gerichteten Entwicklungsprozess. Die KPCh ist zugleich 
eine zutiefst moderne wie in den Traditionen der chinesischen 
Zivilisation verankerte Organisation. 

Die Krise, die die Sowjetunion und China sowie andere so-
zialistische Länder in den späten 1970ern erfasste, traf in Mos-
kau und Beijing auf eine jeweils völlig andere Führungsgruppe. 
Während in der KPdSU mit Gorbatschow jemand an die Spitze 
kam, der durch das Tauwetter der 1950er-Jahre und der danach 
eintretenden Stagnation geprägt war, folgten in China auf Mao 
Zedong noch einmal Vertreter der alten Garde des revolutionä-
ren Bürgerkriegs, die zudem die verschiedenen Wendungen der 
Geschichte der Volksrepublik selbst gestaltet hatten. Wie Perry 
Anderson in seinem brillanten Vergleich der sowjetischen und 
chinesischen Revolution schreibt: »[…] an der Schwelle zu ihren 
Reformen lag der vielleicht entscheidendste aller Unterschiede 
zwischen Russland und China im Charakter ihrer politischen 
Führung. An der Spitze der KPCh stand nicht ein isolierter, un-
erfahrener Funktionär, umgeben von Adjutanten und Publizis-
ten, die von einer naiven Schwärmerei für alles Westliche erfasst 
waren, sondern kampferprobte Veteranen der ursprünglichen Re-
volution, Führer, die Maos Kollegen gewesen waren und unter 
ihm gelitten hatten, aber nichts von ihrem strategischen Geschick 
oder Selbstvertrauen verloren hatten. […] Ihr Temperament war 
leninistisch: radikal, diszipliniert, phantasievoll – gleichzeitig fä-
hig zu taktischer Geduld und umsichtigem Experimentieren so-
wie zu den kühnsten Initiativen und dramatischsten Richtungs-
wechseln.« (Anderson 2010: 77, 78)

Zheng Yongnian, von 2008 bis 2020 Direktor des East Asian 
Institute der National University of Singapore, hat in seinen Ana-
lysen zur KPCh deren Charakter als »Organisationskaiser« ins 
Zentrum gerückt, der die »Herrschaft über Staat und Gesellschaft 
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ausübt« (Zheng Yongnian 2010: 34): »Die KPCh als Organisati-
onskaiser ist eine Reproduktion der chinesischen Kaiserkultur. 
Es handelt sich jedoch um ein transformiertes Kaisertum, das 
offen für sozioökonomische Veränderungen ist, um seine He-
gemonie aufrechtzuerhalten.« (Zheng Yongnian 2010: xvi) Da-
bei bezog er sich auf Überlegungen Antonio Gramscis in dessen 
»Gefängnisheften«. 

Gramsci formulierte in diesen Manuskripten die Idee »zu ei-
nem Buch, das aus den marxistischen Lehren ein geordnetes Sys-
tem aktueller Politik nach Art des Fürsten von Machiavelli ent-
wickelt« (Gramsci 1991: 470, Heft 4, § 10). In einem späteren 
Heft führt Gramsci diesen Gedanken weiter aus: »Der moderne 
Fürst, der Fürst-Mythos, kann keine wirkliche Person, kein kon-
kretes Individuum sein, er kann nur ein Organismus sein; ein 
komplexes Gesellschaftselement, in welchem ein Kollektivwille 
schon konkret zu werden beginnt, der anerkannt ist und sich in 
der Aktion teilweise behauptet hat. Dieser Organismus ist durch 
die geschichtliche Entwicklung bereits gegeben und ist die poli-
tische Partei, die erste Zelle, in welcher Keime von Kollektivwil-
len zusammengefasst werden, die dahin tendieren, universal und 
total zu werden.« (Gramsci 1996: 1537, Heft 13, § 1) »Es ist ge-
sagt worden, Protagonist des Neuen Fürsten könne in der mo-
dernen Epoche nicht ein personaler Held sein, sondern die poli-
tische Partei, das heißt jeweils den in unterschiedlichen inneren 
Verhältnissen der verschiedenen Nationen gemäß die bestimmte 
Partei, die einen neuen Staatstyp zu gründen beabsichtigt (und 
rational und historisch zu diesem Zweck gegründet ist). Es ist zu 
beobachten, wie in den Regimen, die sich als totalitär begreifen, 
die traditionelle Funktion der Institution der Krone in Wirklich-
keit von der bestimmten Partei übernommen wird, die ja totali-
tär gerade deshalb ist, weil sie diese Funktion erfüllt.« (Gramsci 
1996: 1576f., Heft 13, § 21) 

Die Öffnung der KPCh für die Klassen der privaten Unter-
nehmer 2002 und damit für alle Klassen der chinesischen Gesell-
schaft ist Ausdruck des Bemühens, eine die gesamte Gesellschaft 
ergreifende Subjektivität zu konstituieren. Über Babeuf, Blan-
qui, Marx und Engels wie Lenin hatte sich eine Parteitradition 
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entwickelt, auf die die Akteure der Kommunistischen Interna-
tionale nach dem Ersten Weltkrieg zurückgriffen und sie, be-
sonders im Falle Chinas, an die eigenen nationalen Bedingun-
gen anpassten. Man muss sich immer vor Augen führen, dass in 
den Augen vieler politischer Kräfte in der Welt nach dem Ersten 
Weltkrieg »die bolschewistische Partei das stärkste Modell von 
Parteiorganisation und sozialer Mobilisierung verkörperte« (Re-
daktion der Beijing Cultural Review 2021: 89). Die Grundmerk-
male, die Gramsci für alle solche »modernen Fürsten« ins Zen-
trum rückte, sind ihr Charakter als komplexe Organisation, die 
zugleich eine Klasse vertritt und Klassenbündnisse herstellt, die 
bis zu »entschieden gegnerischen Gruppen« reichen. Ziel ist eine 
neue Staatlichkeit als Organ der Herstellung eines neuen Typs 
von Gesellschaftsformation als Totalität und Universalität. Der 
Rückgriff auf die vormoderne Begrifflichkeit von Fürst und Kai-
ser ruft den Gedanken der Repräsentanz des Politischen durch 
ein Monosubjekt auf. Zugleich wird dies mit den modernen Par-
teiformen und kollektiver Organisation verbunden.

Während sich in den USA und vielen anderen westlichen Ge-
sellschaften Parteien im schon gegründeten und in seiner Ord-
nung fixierten Staat bildeten, zielt die Partei in der Tradition 
Babeufs bis Lenin und Mao Zedong auf die Partei als staatsgrün-
dendem Akteur. Im Maße des Erfolgs eines solchen Projekts än-
dern sich natürlich die Bedingungen für die Partei und des von 
ihr konstituierten Staats fundamental. Kommunistisch ist ein sol-
ches Projekt nur dann zu nennen, wenn es die subalternen Klas-
sen organisiert, einen Übergangsstaat schafft, der eine umfassende 
sozialistische Transformation einleitet. Wang Hui spricht, gleich-
falls mit Verweis auf Gramsci, in diesem Zusammenhang auch 
von einer Suprapartei als »einer politischen Subjektivität, die be-
ansprucht, die Zukunft zu repräsentieren« (Wang Hui 2021: 64). 
Es wäre dies mit Gramsci ein »Fürst« oder mit Zheng Yongnian 
ein »Kaiser«, der seine Herrschaftslegitimation daraus ableitet, 
dass nur er die Führung des Staates und der Gesellschaft in ei-
nem gelenkten Transformationsprozess zu übernehmen vermag.

Die KPCh nimmt unter den Bedingungen von Reform und 
Öffnung mehr noch als früher eine über den Klassen stehende 
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Stellung ein. Sie ist nicht Ausdruck der Interessen dieser oder 
jener sozialen Großgruppe in Wirtschaft und Gesellschaft, son-
dern kann die eigene Vormacht nur behaupten, wenn sie über 
diesen stehend, durchaus auch in Analogie zum Bonapartismus 
nach der Großen Französischen Revolution, deren Verhältnisse 
zueinander und untereinander zu regulieren sucht, die zugleich 
deren Interessen aufnimmt, die eigene Stellung stärkt und zur 
Gesamtentwicklung Chinas beiträgt. Als besonderer und eigen-
interessierter Akteur ist sie selbst hochkomplex und kann sich 
nur behaupten, wenn sie die Interessen der in der Reformperi-
ode gestärkten vielfältigen Akteure berücksichtigt und doch das 
Allgemeininteresse durchzusetzen vermag.
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Kapitel 5
Chinas Transformation als Hegemonisierung 
der Gesellschaft durch die Kommunistische Partei

Immer wieder wird behauptet, dass die KPCh zwar seit 1978 um-
fassende wirtschaftliche und soziale Reformen realisiert habe, das 
politische System dagegen faktisch unverändert erhalten wor-
den sei. Aus dieser Annahme resultiert auch die Schlussfolge-
rung, dass zwangsläufig das politische System relativ bald zusam-
menbrechen müsse, da der Widerspruch zwischen neuer, durch 
Märkte geprägter Basis, und altem parteikommunistischen Sys-
tem zu groß würde. Wie im Weiteren gezeigt wird, bedingen sich 
aber auch in China ökonomische und politische Reformen wech-
selseitig. Es werden jene Wirtschaftsreformen durchgeführt, die 
mit dem politischen System verträglich sind und es stärken. Um-
gekehrt werden jene politischen Reformen umgesetzt, die die ge-
wünschte wirtschaftliche und soziale Entwicklung ermöglichen 
sollen. Das Ziel der umfassenden Reformanstrengungen im poli-
tischen System Chinas seit 1978 ist keine liberale Demokratisie-
rung. Die Führung »konzentriert sich auf die Stärkung der KPCh 
durch die Einführung anspruchsvollerer und wirksamerer inter-
ner Verfahren in Bezug auf die Konsultation auf allen Macht-
ebenen und die fortlaufende Bewertung, Rechenschaftspflicht – 
einschließlich ethischer Standards und Korruption –, Auswahl 
und Beförderung von KPCh-Kadern und -Führern nach hohen 
professionellen Standards. Solche politischen Reformen zielen 
darauf ab, sowohl die Effektivität der KPCh bei der Entschei-
dungsfindung als auch die Rücksichtnahme auf die Forderun-
gen der Bevölkerung zu verbessern.« (Defraigne 2015: 75) Aus 
der Partei der permanenten Revolution ist eine Partei der per-
manenten Reform geworden (Wang Zhengxu 2015: 89). In dem 
Beschluss der KPCh über die historischen Erfahrungen aus dem 
Jahr 2021 (der vorhergehende Beschluss liegt 40 Jahre zurück), 
heißt es dazu, dass es »zwei besondere Aufgaben von historischer 
Bedeutung« gäbe, »nämlich zum einen die Erhöhung des Füh-
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rungs- und Regierungsniveaus der Partei und zum anderen die 
Steigerung der Fähigkeiten zum Widerstand gegen Korruption, 
zur Verhütung von Degeneration und zur Abwehr von Risiken« 
(ZK der KP Chinas 2021: 19). In den letzten 45 Jahren vermochte 
die KPCh den Bürgerinnen und Bürgern Chinas offensichtlich 
zu zeigen, dass demokratische Erwartungen innerhalb des Sys-
tems einer kommunistischen Einparteienherrschaft erfüllt wer-
den können, vorausgesetzt, dass systemkonforme Reformen der 
Regierungsweise erfolgen, die den Bedürfnissen an Partizipation 
und Möglichkeiten der Beeinflussung der Richtungsentscheidun-
gen entsprechen. Im Zentrum der gegenwärtigen Politik steht die 
Verbindung der Modernisierung der Gesellschaft mit der Moder-
nisierung der Partei und des Staates (Hu Angang et al. 2017: 59).

Im Falle einer leninistischen Staatspartei gibt es drei Antwor-
ten auf die Frage, wieso eine Partei, die nicht freien Wahlen un-
terworfen ist, zugleich Gemeinwohlinteressen und den Interes-
sen großer Teile der Bevölkerung verpflichtet sein kann.

Die erste Antwort ist: »It’s the ideology, stupid.« Leninistische 
Systeme, und dies gilt auch für China, können nur dann über-
dauern, wenn die Funktionäre der kommunistischen Staatspar-
tei letztlich – auch – Überzeugungstäter sind. Der enorme Auf-
wand der ideologischen Schulung und Erziehung der Kader ist 
in einem solchen System notwendig, weil eine kommunistische 
Staatsklasse nur dann an der Macht bleiben kann, wenn Ideo-
logie nicht zur bloßen Formel erstarrt (zu Details siehe Pieke 
2021). Dieser Gefahr ist sich Chinas Führung ständig bewusst, 
hat sie doch das Ende der Sowjetunion vor Augen. Über die ra-
tionalen Eigeninteressen hinaus müssen die Kader dadurch mo-
tiviert sein, für die gemeinsamen Interessen einzutreten und sich 
deshalb strikt der Partei unterzuordnen. Zugleich erfolgt im Ein-
klang mit der Politik eine ständige Novellierung der ideologi-
schen Grundlagen der Partei, die die früheren Ansätze selektiv 
bewahrt und mit neuen Positionen verknüpft. Jede neue Partei-
führung entwickelt ihren eigenen Beitrag zur Theorie des Sozi-
alismus mit chinesischen Eigenschaften (siehe Yu-shek Cheng 
2020) als Grundlage für eine Veränderung der Politik. Sofort am 
Beginn der Reformperiode machte Deng Xiaoping klar, dass von 
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den vier Grundprinzipien (Führung durch die KPCh, Orientie-
rung am Marxismus-Leninismus und an den Ideen Mao Zedongs, 
volksdemokratische Diktatur und sozialistische Entwicklungs-
weise) insbesondere die Führungsrolle der Partei zu keinem Zeit-
punkt relativiert werden dürfe. 

Eine zweite Antwort lautet: Es ist in der Kaderpolitik der Par-
tei begründet. Die Partei soll die Kader diesem Gemeinwohl un-
terwerfen. Im Zentrum steht das System der Auswahl, der Kon-
trolle, der Führung und Disziplinierung der Kader. Besonders 
umfassende Reformen wurden nach 1978 beim System der Be-
setzung von Funktionen im Rahmen des Nomenklaturasystems 
durchgeführt. Dieses System umfasst in China alle Bereiche des 
Staates und der Politik, von Wissenschaft und Kultur sowie alle 
wichtigen Staatsunternehmen. Auch in diesem Falle wurde ers-
tens auf die Traditionen Chinas bei der Entwicklung seines Be-
amtensystems auf der Basis eines umfassenden Prüfungwesens 
zurückgegriffen. Dieses System war über viele Jahrhunderte im-
mer wieder reformiert worden. Es ging um die Erneuerung der 
Inhalte, Praxisnähe, den Wettbewerbscharakter, die Offenheit un-
abhängig von der Geburt sowie um den Schutz vor Korruption. 
Zweitens wurde die leninistischen Anforderungen an Kader mit 
dem Primat politischer Loyalität und der Bereitschaft zur Un-
terordnung der eigenen Interessen unter die der Partei ständig 
den neuen Anforderungen und Orientierungen der Partei ent-
sprechend angepasst. Grundprinzip ist: »Die Partei managet die 
Kader« (Burns 2007: 6). Drittens wurden internationale Erfah-
rungen modernen Personalmanagements mit denen in China auf 
der Basis einer ganzen Serie von Experimenten erprobt, bewertet, 
verallgemeinert oder auch verworfen. Klaus Mühlhahn kommt zu 
dem Schluss: »China entwickelte eines der wettbewerbsfähigsten 
Systeme der Welt zur Einstellung und Beförderung von Regie-
rungs- und Staatspersonal.« (Mühlhahn 2022: 576)

Entscheidend ist, ob »Herrschaftsunterworfene das politische 
System für legitim erachten« (Meuschel 1992: 22) und aufgrund 
von bestimmten »Wertorientierungen« das politische System ak-
tiv verteidigen und dabei auch bereit sind, persönliche Interes-
sen dem unterzuordnen. Gibt es keine handlungsfähigen Grup-
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pen, die einen solchen Glauben an die Legitimität des politischen 
Systems haben, wird es beim ersten Sturm wie ein Kartenhaus 
zusammenbrechen. Das Eigeninteresse reicht nicht, um die Sta-
bilität eines Systems zu erklären; es bedarf auch einer normati-
ven Bindung. Ein politisches System ist nur dann stabil, wenn 
eine aktive staatsnahe Dienstklasse bereit ist, es ggf. auch unter 
Einsatz von Gewalt zu schützen, selbst wenn es nicht im unmit-
telbaren Interesse der Angehörigen dieser Dienstklasse als Ein-
zelne ist. Sie müssen bereit sein, Opfer zu bringen, weil sie von 
der Legitimität der Ordnung, die sie verteidigen, überzeugt sind.

1986 wurde ein mehrstufiges Verfahren der Auswahl der Ka-
der entwickelt, an dessen Ausgangspunkt ein »geheimes Abstim-
mungssystem« stand. Nur die, die dabei die Mehrheit der Stim-
men erhielten, sollten im weiteren Ausleseprozess berücksichtigt 
werden, bei dem »Fragen der Tugend (de), Fähigkeit (neng), Fleiß 
(qin) und Leistung (ji) historisch und in einer umfassenden Weise 
untersucht werden sollten« (Takahara 2020: 154). Dies war aber 
nur ein erster Schritt. Wie Burns verdeutlicht: »Die Reformen 
von 1993 umfassten Maßnahmen zur Verbesserung der Leis-
tungsfähigkeit des öffentlichen Dienstes und zur Steigerung sei-
ner Wettbewerbsfähigkeit. Im Wesentlichen sollten erstens alle 
neu eingestellten Beamten auf der Grundlage eines offenen Aus-
wahlverfahrens ausgewählt werden, das in der Regel durch ein 
Prüfungsverfahren erfolgt und größtenteils auf Hochschulabsol-
venten beschränkt ist. Zweitens sollten die Beamten eine Lauf-
bahnstruktur und eine stabile Beschäftigung erhalten. Drittens 
sollten die Personalverwaltungssysteme leistungsorientiert sein. 
Viertens sollte die Vergütung im öffentlichen Dienst mit den auf 
dem Markt gezahlten Tarifen konkurrieren. Fünftens wurde von 
den Beamten ein hohes Maß an Integrität erwartet.« (Burns 2007: 
9; siehe die umfassende Darstellung dieser Reformen in Hu Wei 
et al. 2014) Weitere Reformen folgten in den späteren Jahrzehn-
ten (Chan/Suizhou 2007; Hu Wei et al. 2014; Chan/Gao 2018; 
Li/Gore 2018; Takahara 2020). 

Die Kader sind einem hohen Wettbewerb schon bei der Rek-
rutierung ausgesetzt, ein Wettbewerb, der in den oberen Etagen 
verschärft wird: »Der Wettbewerb um Beförderungen in höhere 
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Ebenen ist hart, denn die politische Hierarchie ist steil: Es gibt in 
China etwa dreitausend Landkreise, rund dreihundert Städte auf 
Präfektur-Ebene und etwa dreißig Einheiten auf Provinzebene, 
darunter Städte wie Peking und Shanghai und sogenannte auto-
nome Regionen wie Tibet und Xinjiang. Wer nicht frühzeitig und 
häufig befördert wird, kommt auf der Karriereleiter nicht sehr 
weit nach oben.« (Dickson 2021: 45) Zudem wurden Altersgren-
zen und auch Limits für die Dauer der Besetzung ein und dersel-
ben Positionen durch eine Person eingeführt, die – mit der Aus-
nahme der obersten Spitze – strikt umgesetzt werden.

Eine dritte Antwort ist die organische Verbindung von gesell-
schaftlicher Entwicklung und Entwicklung der Partei. Erneut 
mit Verweis auf die Gefängnishefte von Antonio Gramsci spricht 
Zheng Yongnian von Hegemonisierung (Zheng Yongnian 2010: 
139). Liepitz hatte darauf verwiesen, dass eine gesellschaftliche 
Gruppe dann einen hegemonialen Block formiert, wenn es ihr ge-
lingt, ihr »Projekt als das der gesamten Gesellschaft darzustellen 
und durchzusetzen« (Lipietz 1998: 160). Dazu muss sie ein um-
fassendes Gestaltungsprojekt verkörpern, in dem die eigenen In-
teressen verallgemeinert, die eigenen Interessen in Übereinstim-
mung mit den Interessen großer Teile der Gesellschaft und der 
Gesamtgesellschaft dargestellt und wirksam entsprechende Po-
litiken durchgesetzt werden. 

Hegemonisierung hat drei Pfeiler: Erstens beruht sie auf ei-
ner ideologisch-pädagogischen Durchdringung der Gesellschaft, 
zweitens auf einer staatlichen Verallgemeinerung von Interessen 
der Gesellschaft unter Dominanz des hegemonialen Akteurs und 
drittens auf einer sozialökonomischen Gestaltung der gesamten 
Produktions- und Reproduktionsweise der Gesellschaft, die die 
Hegemonie in den Tiefenstrukturen der Produktions- und Le-
bensweise verankert. Hegemonisierung ist keine Einbahnstraße 
vom dominanten Akteur hin zu allen anderen, sondern ein le-
bendiges prozessierendes Wechselverhältnis. Die KPCh kann ihre 
führende Rolle nur dann ausüben, wenn sie die Hegemonisie-
rung als fortlaufenden, sich ständig erneuernden Prozess gestal-
tet, der den rasanten Veränderungen der chinesischen Gesellschaft 
in ihren vielen Dimensionen und der wachsenden Komplexität 
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Rechnung trägt. Zheng Yongnian betont: »Die Tatsache, dass die 
KPCh die Entwicklung Chinas gelenkt hat, bedeutet, dass die 
Aufrechterhaltung ihrer Herrschaft über die gesellschaftlichen 
Kräfte ein integraler Bestandteil dieser Entwicklung ist. Zwei-
tens bedeutet diese Tatsache auch, dass die KPCh kein reaktiver, 
sondern ein proaktiver Akteur ist, der auf die sich verändernden 
gesellschaftlichen Kräfte reagiert und somit seine Herrschaft über 
die Gesellschaft reproduziert. Drittens ist der Reproduktionspro-
zess auch ein Prozess der ständigen Wechselwirkung zwischen 
der KPCh und der Gesellschaft, und die KPCh befindet sich im 
Wandel, während sie die Gesellschaft umgestaltet.« (Zheng Yong-
nian 2010: 139) Die KPCh muss um die Strafe des Verlusts ihrer 
führenden Rolle in der Lage sein, den Transformationsprozess 
Chinas so zu gestalten, dass dabei ihre führende Rolle in verän-
derter Gestalt reproduziert wird. Sonst würde sie zu einer reinen 
Zwangsinstitution verkommen und wäre zum Untergang verur-
teilt. Während liberale Theorien davon ausgehen, dass Moderni-
sierung zwangsläufig eine Logik erzeugt, die dem kommunisti-
schen Parteistaat widerspricht, ist es das erklärte Ziel der KPCh, 
eine Modernisierung »mit chinesischen Eigenschaften« zu gestal-
ten, in der ihre eigene Führungsrolle nicht geschwächt, sondern 
umgekehrt sogar gestärkt wird. Die KPCh ist sich bewusst, dass 
davon ihr eigenes Schicksal abhängt, hat sie doch die Implosion 
der KPdSU und damit der Sowjetunion vor Augen. 

Der erste Pfeiler der Hegemonisierung ist im weiteren Sinne 
pädagogisch. Jede Gesellschaft hat ihre ideologischen Apparate, 
teilweise direkt mit dem Staat verbunden, teilweise indirekt oder 
auch in rein zivilgesellschaftlicher, kollektiver oder privater Ge-
stalt. Für einen kommunistischen Parteistaat gilt, dass er nur dann 
die Aufgabe der Hegemonisierung wahrnehmen kann, wenn er 
eine ideologisch-pädagogische Funktion wahrzunehmen vermag. 
Für Gramsci war es eindeutig: »In Wirklichkeit muss der Staat als 
›Erzieher‹ aufgefasst werden, insofern er gerade danach strebt, ei-
nen neuen Typus oder ein neues Niveau der Zivilisation zu schaf-
fen.« (Gramsci 1996: 1548, Heft 13, § 11) Genau diese erzieheri-
sche Funktion ist für die chinesische kommunistische Staatspartei 
wesentlich. Im letzten Jahrzehnt ist versucht worden, mit dem 
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chinesischen Traum ein Narrativ zu formulieren, das die Bedürf-
nisse und Begehren der Einzelnen, ihrer Familien, der Kommu-
nen und Regionen sowie der verschiedenen Klassen mit dem Ziel 
der Wiederauferstehung Chinas mit der Erneuerung der führen-
den Rolle der KPCh verbindet. 

Ein zweiter Pfeiler der organischen Verbindung von Partei und 
Gesellschaft in China ist die Hegemonisierung des Staates. In der 
ersten Zeit der Reform- und Öffnungspolitik gab es Tendenzen 
des Rückzugs der Partei nicht nur aus Teilen der Wirtschaft, son-
dern auch Ansätze einer verstärkten Trennung von Parteiapparat 
und Staatsapparat. Die Partei sollte auf eine allgemeinere Füh-
rungsfunktion reduziert werden. Verrechtlichung der Arbeit des 
Staates, Professionalisierung des Personals und Leistungsorien-
tierung, Reduktion des Aufgabenfeldes standen anfangs im Mit-
telpunkt. Dies hat sich mit der Übernahme der Funktion des Ge-
neralsekretärs durch Xi Jinping umgekehrt. Ein starkes Signal 
war die Verschmelzung der in den 1980ern gegründeten Zentra-
len Verwaltungsakademie mit der Zentralen Parteihochschule. In 
den Ministerien und anderen Staatsapparaten sind es Parteikomi-
tees, die von übergeordneten Parteigremien eingesetzt werden, 
die die reale Leitung und nicht nur die politische Führung aus-
üben (siehe u. a. Cabestan 2020; Heilmann 2016: 27–140).

Das chinesische System bewegt sich damit konstant in einem 
Widerspruch. Der Trennung von Partei und Staat sind zwangsläu-
fig enge Grenzen gesetzt, weil sonst die Logik einer von der Kom-
munistischen Partei getrennten Staatsmaschinerie deren Primat 
brechen würde. Umgekehrt führt eine Verschmelzung dazu, dass 
die Logik politischer Herrschaft die Eigengesetzlichkeit staatli-
chen Handelns mit seinen formellen Abläufen und sachlich be-
gründeten Entscheidungen negiert und zu Willkür führt. Es ist 
möglich, dass in absehbarer Zeit wieder eine Gegenbewegung 
einsetzt, die die weit getriebene Verschmelzung zurücknimmt.

Der Komplexität der Gesellschaft entsprechend ist auch eine 
komplexe Zivilgesellschaft entstanden. Ihre Hegemonisierung 
stellt den dritten Pfeiler dar. Seit den 1990er-Jahren hat sich eine 
große Vielfalt von nichtstaatlichen Vereinen und Initiativen ge-
gründet, die verschiedenste soziale, kulturelle, ökologische usw. 
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Zwecke verfolgen: »Im November 2021 waren mehr als 900.000 
gesellschaftliche Organisationen bei den Behörden für zivile An-
gelegenheiten auf allen Ebenen registriert, davon 2.284 bei nati-
onalen Netzwerken.« (The State Council Information Office of 
the People’s Republic of China 2021: 31) Dies ist eine radikale 
Veränderung gegenüber den Zeiten vor 1978. Die Möglichkeiten, 
sich in vielfältigen Formen selbst zu organisieren, sind außeror-
dentlich gestiegen. Teilweise werden solche Organisationen durch 
lokale oder regionale parteistaatliche Akteure auch gefördert, um 
Probleme besser bearbeiten zu können, Ansprechpartner zu ha-
ben, zusätzliche Ressourcen frei zu setzen oder auch eine kriti-
sche Beobachtung der Durchsetzung zentraler Vorgaben zu un-
terstützen, die lokal unterlaufen werden könnten. 2004 erklärte 
ein Plenum des ZK der KPCh, dass die Partei »die Rolle der so-
zialen Einrichtungen, der sektoralen Organisationen und der so-
zialen Mittlerorganisationen bei der Erbringung von Dienstleis-
tungen, der Bedarfsermittlung und der Verhaltensregulierung 
stärken und eine gemeinsame Kraft für das Sozialmanagement 
und die sozialen Dienstleistungen« (zitiert in Dickson 2016: 138) 
fördern werde (siehe auch Klabisch/Straube 2021).

Seitens des Staates werden viele selbständige Vereine nicht 
nur geduldet, sondern direkt gefördert, sobald auf kommuna-
ler oder regionaler bzw. auch gesamtstaatlicher Ebene erkenn-
bar ist, dass sie eine wesentliche Funktion der Interessenartiku-
lation, des Einsatzes für wichtige soziale, ökologische, kulturelle 
oder auch ökonomische Anliegen erfüllen. »Alle Formen zivilge-
sellschaftlicher Organisation in China eint, dass eine antagonisti-
sche Haltung zu staatlichen Akteur*innen und Plänen, wie auch 
der Partei, generell nicht geduldet wird. Es ist die Partei, die ge-
sellschaftliche und politische Normen festschreibt. Dazu gehört 
auch, mit wem wie kooperiert werden darf. Die Interaktion und 
gegenseitige Durchdringung von Partei, Staat und Gesellschaft 
in China führt daher zu einem komplexen Doppelcharakter der 
Zivilgesellschaft, der zivilgesellschaftliches ›bottom-up‹-Engage-
ment und ›top-down‹-Regulierung durch Partei und Staat inein-
anderfließen lässt.« (Klabisch/Straube 2021: 25) Demokratische 
Elemente werden eingeführt, Transparenz gestärkt, Mitsprache 
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ermöglicht, Selbstorganisation gewährt, das Recht ausgebaut, 
weitgehende Reisefreiheit gegeben, unternehmerische Selbstän-
digkeit gesichert usw. usf. Neue Akteure erhalten auf die genannte 
Weise Zugang zu Machtpositionen und Möglichkeiten der Ver-
folgung eigener Interessen, aber bei Wahrung und sogar Stärkung 
der führenden Rolle der KPCh.

Auch in diesem Falle bewegt sich das chinesische politische 
System in einem Widerspruch. Den zivilgesellschaftlichen Orga-
nisationen wurden viele Möglichkeiten eingeräumt und sie erfül-
len unersetzbare Funktionen. Dies geht weit über das hinaus, was 
in den sowjetisch geprägten Gesellschaften an zivilgesellschaft-
lichen Ansätzen entstanden war. Doch die gewährten Möglich-
keiten basieren auf Duldung, nicht auf Rechten. Im Konfliktfall 
können diese Rechte den zivilgesellschaftlichen Organisationen 
genommen werden. Das Maß an Kontrolle schränkt Eigenver-
antwortung ein, sodass diese Organisationen im Sinne Lenins 
teilweise vor allem »Transmissionsriemen« des Parteistaats sind, 
was sie ihrer Eigenlogik weitgehend beraubt.

Ein vierter Pfeiler der Hegemonisierung, mit der die KPCh zu-
gleich ihre Macht sichert und Chinas Transformation führt, ist der 
Umbau des wirtschaftlich-sozialen Systems. Das Leninsche Prin-
zip des Primats der Politik in seinem gramscianischen Verständnis 
impliziert, dass der hegemoniale Akteur versucht, gesellschaft-
liche Veränderungsprozesse so zu lenken, dass dabei die eigene 
Vormacht im Gesellschaftskörper verankert wird – in der Struk-
tur der Ökonomie, der Produktions- und Lebensweise, den Klas-
senverhältnissen, dem Sozial- und Bildungssystem. Dies ist kei-
nesfalls eine Eigentümlichkeit der kommunistischen Politik der 
Hegemonisierung, wie ein Blick auf die neoliberalen Umbaupro-
zesse der letzten 50 Jahre beweist. Ich werde auf diese Frage bei 
der Darstellung von Elementen des chinesischen Wirtschaftssys-
tems zurückkommen. Wie Sebastian Heilmann schreibt, »wuch-
sen mit wirtschaftlichem Wohlstand und gesellschaftlichem Bil-
dungsniveau auch die Erwartungen und Anforderungen aus der 
Bevölkerung an die Regierung. Chinas Gesellschaft wurde viel-
fältiger und anspruchsvoller. Die KPCh reagierte mit dem 1998 
erstmals formulierten Konzept des aktiven ›Gesellschaftsmanage-
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ments‹ […] auf die neuen Anforderungen und Strukturen. Staat-
liche Stellen sollten nicht mehr primär als hierarchische Steue-
rungs- und Verteilungsinstanzen auftreten. Sie sollten stattdessen 
auf der Basis von Konzepten der dienstleistungsorientierten Ver-
waltung und Selbstverwaltung neuartige Beziehungen zur Ge-
sellschaft knüpfen und die Herrschaft der KPCh neu legitimie-
ren.« (Heilmann 2016: 241) Hegemonie wird nur dann nicht zur 
äußerlichen Hülle, die leicht abgeworfen werden kann, wenn sie 
als aktiver Formierungsprozess Strukturen und Verhaltensweisen 
so prägt, dass aus diesen heraus die Hegemonie durch die nicht-
hegemonialen Akteure selbst reproduziert wird.

Wenn über Chinas Staatspartei in den Medien berichtet wird, 
geht es fast nur um deren Führung. Es sollte aber nicht verges-
sen werden, dass es in China 2019 92 Mio. Parteimitglieder gab, 
die in 4,1 Mio. Parteigruppen organisiert sind, die sich in dieser 
oder jener Weise mehrfach monatlich treffen, u.a. zu einem the-
matischen Treffen, bei dem es um sehr konkrete Anliegen im Ar-
beits- und Wohnumfeld geht (Mittelstaedt 2021: 245f.). Sie leis-
ten aktive Arbeit nicht zuletzt in der Zivilgesellschaft, besonders 
dort, wo soziale Probleme auftreten. Die KPCh ist an ihrer Ba-
sis gehalten, »Kümmererpartei« zu sein und konkrete Ergeb-
nisse vorzuzeigen. Wichtigste Tugenden, die von Parteimitglie-
dern erwartet werden, sind Parteidisziplin, eine kommunistische 
Überzeugung und konkrete aktive Ausstrahlung im realen Le-
ben (Pieke 2021: 100). In der Coronapandemie waren die Partei-
gruppen vor Ort entscheidende Akteure, um die Null-Covid-Po-
litik umzusetzen (Mittelstaedt 2021: 262). Parteiorganisationen 
gibt es in »53% der privaten und 91% der staatlichen Unterneh-
men. Nahezu 100% der Hochschulen, Universitäten und For-
schungseinrichtungen, 99,99% der chinesischen Dörfer, 99,53% 
der städtischen Gemeinden und 41,9% der ›sozialen Organisa-
tionen‹ haben eingebettete Parteizellen.« (Gore/Zheng Yong-
nian 2021: 1) Nachdem die lokale Parteiführung von Shenzhen 
1996 begriffen hatte, dass viele Parteimitglieder nicht mehr or-
ganisiert waren, da sie in privaten Unternehmen tätig waren, be-
gann sie, in diesen Unternehmen Parteigruppen zu gründen. Dies 
wurde chinaweit übernommen (Koss 2021) und gilt nun auch für 
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ausländische Unternehmen. Damit treffen in den Unternehmen 
die verschiedenen Logiken von politischen Vorgaben des Staates, 
Kapitalverwertung, unternehmerische Verantwortung, Interes-
sen der Lohnabhängigen und der regionalen oder lokalen Stake-
holder aufeinander. Welche Rolle diese Parteizellen dabei spie-
len, dürfte je nach Typ des Unternehmens, Charakter der Region 
usw. sehr unterschiedlich sein.
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Kapitel 6
Das Wirken der zwei allgemeinen Formeln 
des Sozialismus in China

Im Buch »Sozialismus neu entdecken« (Brie: 2022) war von der 
kommunistischen und der libertären allgemeinen Formel des So-
zialismus gesprochen worden. Erstere sieht die Entwicklung des 
gemeinschaftlichen Gesellschaftskörpers als Ziel und die Ent-
wicklung der Individuen als Mittel, Letztere umgekehrt die Ent-
wicklung der Individuen als höchsten Zweck und den Reichtum 
der Gemeingüter und der Entwicklung des Gesellschaftskörpers 
als Instrument dafür. Sozialistisch werden, so die These des ge-
nannten Buchs, Entwicklung des Gesellschaftskörpers und Ent-
wicklung der Individuen vor allem dann verbunden, wenn dies 
den benachteiligten Teilen der Bevölkerung zugutekommt.

Blickt man auf die vergangenen mehr als 70 Jahre zurück, dann 
wurde in China der Schwerpunkt auf die Schaffung der gesell-
schaftlichen Bedingungen von Entwicklung gelegt. Die kom-
munistische Formel des Sozialismus hatte Priorität. Es ging um 
Industrialisierung und Urbanisierung, um die Schaffung der ma-
teriellen, sozialen und kulturellen Infrastruktur für Entwicklung. 
Die Investitionsquote war über den ganzen Zeitraum immer sehr 
hoch. Das Recht auf die Entwicklung Chinas als Staat und Ge-
sellschaft hat bis heute Primat gegenüber den individuellen Rech-
ten. Dieses Recht basiert auf der Grundlage staatlicher Souve-
ränität, die China sich in langen Kriegen erst wieder erwerben 
musste und auch heute verteidigt. Es zielt darauf ab, »der Aus-
beutung und Unterdrückung durch das internationale Kapital 
zu entkommen, die eigenen Industrien und Märkte zu schützen 
und seine eigene wirtschaftliche Entwicklung zu fördern« (Qi-
ang Shigong 2021). China hat dies mit anderen asiatischen Staa-
ten im Vorfeld der UN-Weltkonferenz über Menschenrechte in 
der »Bangkok-Deklaration« international verankert. Einstimmig 
wurde »die Position vertreten, die Menschenrechte als Kondi-
tion bei der Vergabe von Wirtschaftshilfen abzulehnen und die 
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Priorität des Nationalstaates in der Konzeptionalisierung und Be-
handlung der Menschenrechtsfrage zu befürworten« (Cho 2005: 
234) Schon Sun Yatsen, Gründer Republik China, hatte 1912 die 
Position vertreten, dass die »Volksrechte […] die Rechte des Ein-
zelnen und damit Menschenrechte, vor allem aber die Rechte des 
Anderen beinhalten und dabei das Gemeinwohl als Richtschnur 
nehmen« (zitiert in Schmidt-Glintzer 2021). 

Nur wenige Zahlen sollen das Ergebnis dieser Entwicklung 
Chinas als Ganzem illustrieren: Die Entwicklung vor 1978 hatte 
wichtige Grundlagen geschaffen, die im Rahmen der Reform- 
und Öffnungspolitik genutzt werden konnten. In den zurück-
liegenden 40 Jahren konnte China etwa alle acht Jahre sein Brut-
toinlandsprodukt verdoppeln. Erst in den letzten Jahren sind 
die Wachstumsraten zurückgegangen. Nach realer Kaufkraft hat 
China beim Bruttosozialprodukt die USA 2014 überholt. China 
ist die größte Handelsnation der Welt und hat mittlerweile die 
Spitzenposition bei der Anmeldung von Patenten. Mit den Re-
gionen um Shenzhen/Hongkong/Guangzhou und Beijing hat 
China als einziges Land zwei der fünf weltweit führenden Wis-
senschafts- und Technologiecluster (Wikipedia 2022c). China 
hat den höchsten Anteil an 5G-Netzwerken in der Welt und das 
modernste und größte Hochgeschwindigkeitseisenbahnnetz. Die 
Liste ließe sich lange fortführen. Zugleich hat China den größ-
ten Ausstoß von klimaschädlichen Gasen, Böden und Gewässer 
sind stark geschädigt. Die bisher eingeleiteten Maßnahmen zie-
len auf eine Trendumkehr, die aber Jahrzehnte in Anspruch neh-
men wird. Es ist das erklärte Ziel Chinas, bis zum 100. Jahres-
tag der Gründung der Volksrepublik wirtschaftlich global eine 
Spitzenposition erreicht und sozial und kulturell zu den höchst-
entwickelten Ländern aufgeschlossen sowie eine ökologische Zi-
vilisation aufgebaut zu haben. Aus einem der ärmsten und un-
terentwickeltsten Länder der Welt ist nach allen Maßstäben eine 
moderne Gesellschaft entstanden (siehe zum Beispiel Sieren 2020, 
2021), die in vielen Belangen Deutschland übertrifft. Dies bedeu-
tet auch, dass China mit allen Problemen konfrontiert ist, die 
mit dem überkommenen extraktivistischen und konsumorien-
tierten Entwicklungstypus verbunden sind (siehe Huan Qingzhi 
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2014). Als Antwort darauf wurde das Konzept der »ökologischen 
Zivilisation« entwickelt. Mittlerweile sind ökologische Ziele Teil 
der Planvorgaben auf allen Ebenen. Untrennbar vom Aufstieg 
Chinas ist der Aufbau einer modernen Militärmacht, die Chinas 
Entwicklung nach außen absichern soll (Fravel 2019) sowie eines 
umfassenden internen Sicherheitsapparats, der jede Infragestel-
lung der Führungsrolle der KPCh zu unterbinden sucht (Heil-
mann 2016: 124–133). 

Die Entwicklung des »Gesellschaftskörpers« Chinas hatte Pri-
orität und doch sind zugleich die Fortschritte für die Lebensqua-
lität hoch. Die Lebenserwartung in China hat sich von 35 Jahren 
bei der Gründung der Volksrepublik auf heute 78 Jahre erhöht. 
Der Human Development Indikator (HDI) stieg von 0,499 im 
Jahre 1990 auf 0,761 im Jahr 2019. China »ist das einzige Land, das 
von der Kategorie der niedrigen menschlichen Entwicklung in die 
Kategorie der hohen menschlichen Entwicklung aufgestiegen ist, 
seit das UNDP 1990 mit der Analyse der globalen HDI-Trends 
begonnen hat«, so das United Nations Development Programme 
(UNDP) in einem Sonderbericht 2019 (UNDP 2019: 16). Staatli-
cherseits werden die Erfolge so zusammengefasst: »China hat das 
größte Sozialversicherungssystem der Welt aufgebaut. Die Zahl 
der Menschen, die durch eine medizinische Grundversicherung 
abgesichert sind, hat die Marke von 1,3 Milliarden überschritten, 
und die Zahl derer, die durch eine Altersgrundversicherung abge-
sichert sind, liegt jetzt bei über 1 Milliarde. China hat den Auf-
bau einer gemäßigt wohlhabenden Gesellschaft in jeder Hinsicht 
abgeschlossen. Das ganze Land hat sich aus der absoluten Armut 
befreit und den Weg zum gemeinsamen Wohlstand eingeschla-
gen. Die Menschen haben ein stärkeres Gefühl von Erfüllung, 
Glück und Sicherheit erlangt. Ihre Rechte auf Lebensunterhalt, 
Entwicklung und Gesundheit sind vollständig geschützt, und 
ihre wirtschaftlichen, politischen, kulturellen, sozialen, ökologi-
schen und sonstigen Rechte werden ständig erweitert.« (The State 
Council Information Office of the People’s Republic of China 
2021: 36; ein umfassender und differenzierter Bericht wurde in 
UNDP 2019 vorgelegt). Auf dem 17. Parteitag 2007 war die Si-
cherung des Zugangs aller Chinesinnen und Chinesen zu fünf 
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Grundgütern des Lebens beschlossen worden. Die Liste wurde 
mittlerweile auf sieben erweitert: Zugang zu Kinderbetreuung, 
Bildung, Erwerbstätigkeit, medizinischen Dienstleistungen, Al-
tenpflege, Wohnraum und Sozialhilfe (Hu Angang et al. 2021: 42).

Die VR China hat in den letzten 20 Jahren enorme Anstren-
gungen unternommen, einen immer umfassenderen Sozialstaat 
aufzubauen. Nachdem die soziale Absicherung der Lohnarbei-
tenden über die Betriebe im Zuge der Privatisierung oder des 
Bankrotts vieler staatlicher Unternehmen wegfiel und die Refor-
men in der Landwirtschaft gleichfalls das soziale Netz auflösten, 
sind in mehreren Schritten Maßnahmen ergriffen worden, um ge-
gen existenzielle Risiken abzusichern. Dies betrifft vor allem die 
Gesundheitsversorgung und das Rentensystem sowie Arbeitslo-
sigkeit. Die Tendenz zur Verwandlung der Arbeitskraft in eine 
bloße Ware wurde gestoppt und schrittweise umgekehrt (siehe 
u.a. Wang Shaoguang 2015). Der Anteil der Ausgaben für die 
soziale Absicherung am Bruttosozialprodukt vervierfachte sich 
gegenüber 2000 auf rd. 20%. Zugleich erhöhte sich das Brutto-
sozialprodukt im gleichen Zeitraum um das 6,6-fache. Die Si-
tuation einer sich selbst zerstörenden Marktgesellschaft (Pola-
nyi 1978: 102–110), wie sie in den 1990er-Jahren zu entstehen 
drohte, wurde mit systematischen politischen Eingriffen über-
wunden. Wie Wang Shaoguang betont: »Diese Tatsache zeigt, 
dass Chinas politisches System sehr anpassungsfähig an das sich 
verändernde Umfeld ist und in hohem Maße auf die Bedürfnisse 
der Menschen eingeht.« (Wang Shaoguang 2015: 232) Wie Els-
ner schreibt: »Der erste Nationale Volkskongress (NVK) ›post-
Coronam‹ im Juni 2020 hat […] nach langer Vorbereitung den 
Weg freigemacht für ein chinesisches Bürgerliches Gesetzbuch, das 
weit hineinreicht in die Gesellschaft des 21. Jahrhunderts. Ziel ist 
eine Wohlstands-Zivilisation mit Persönlichkeits- und Eigentums-
rechten und modernem Vertragsrecht, [eine] IT-Zivilisation mit 
Informations- und Meinungsrecht und dem Schutz persönlicher 
Daten, [eine] soziale Zivilisation mit dem konkreten Schutz der 
sozialen Rechte des Volkes, dem konkreten Recht auf Wohnen 
und Beschwerderechte, und schließlich eine ökologische Zivili-
sation mit konkreten, einklagbaren ökologischen Schutzrechten 
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und der konkreten Pflicht zur ökologischen Nachhaltigkeit aller 
öffentlichen Maßnahmen, etwas, was bisher in einer nationalen 
Verfassung einmalig auf der Welt sein dürfte.« (Elsner 2021: 244f.)

Als größter Erfolg der letzten zehn Jahre wird mit Recht die 
Beseitigung der absoluten Armut angesehen, für die große Mit-
tel eingesetzt wurden (siehe u. a. Kun Yan 2016; Wang Xiaolin/
Zhang Xiaoying 2021; Chen Chunjin 2022). Im internationalen 
Vergleich sind die Ergebnisse nicht zuletzt bei der Steigerung der 
Lohneinkommen beachtlich: »China geht nun seit Längerem die 
High Road der Entwicklung, und die Lohn- und Gehaltsentwick-
lung erfolgt seitdem mindestens in Höhe des Produktivitätsfort-
schritts – etwas, wovon die Arbeitnehmer im Finanzkapitalismus 
mit seiner immer größeren Schere zwischen Lohnentwicklung 
und Produktivitätsentwicklung seit Jahrzehnten nur träumen 
können. Die durchschnittlichen Stundenlöhne chinesischer Ar-
beiter haben sich beispielsweise zwischen 2006 und 2016 inflati-
onsbereinigt verdreifacht, von 1,20 auf 3,60 US-Dollar (Mexiko: 
2,10, Thailand: 2,20, Brasilien: 2,70, Indien: 0,70 US-Dollar). In 
derselben Zeit stagnierten oder fielen die realen Lohneinkom-
men im westlichen Kapitalismus. Die Reallohnsteigerungen al-
lein zwischen 2013 und 2016 beliefen sich in China zwischen 6,3 
und 8,8% jedes Jahr. Innerhalb der zehn Jahre des 12. und 13. 
Fünfjahresplanes, also zwischen 2011 und 2020, haben sich die 
Realeinkommen verdoppelt. Dafür würde rechnerisch eine jah-
resdurchschnittliche Lohnerhöhung von gut sechs Prozent ste-
hen. Die chinesischen Mindestlöhne sind im Zuge dessen eben-
falls stetig angehoben worden und liegen inzwischen zum Teil 
höher als in einzelnen Mitgliedsstaaten der EU-Peripherie.« (Els-
ner 2020: 164) 

Diese Steigerung der Realeinkommen kann aber nicht über 
den sehr großen Niedriglohnsektor hinwegtäuschen, der die 
Mittelschichten und die unteren Gruppen spaltet: »Die chine-
sischen Regelungen schreiben vor, dass jede Region ihren Min-
destlohn auf 40 bis 60% des lokalen Durchschnittslohns festset-
zen sollte, aber nur sehr wenige Städte haben dieses Ziel jemals 
erreicht, heißt es im Bericht des Bulletins [China Labor Bulle-
tin, M.B.]. Die Diskrepanz zwischen dem Durchschnitts- und 



64

dem Mindestlohn hat sich in den letzten zehn Jahren sogar noch 
vergrößert, da höhere Löhne für die wenigen Privilegierten den 
Durchschnittslohn nach oben getrieben haben und die Löhne für 
die am schlechtesten Verdienenden stagnierten. In vielen Städ-
ten wie Guangzhou und Chongqing beträgt der Mindestlohn 
heute weniger als 24% des Durchschnittslohns, während er in 
Peking, wo einige der bestbezahlten Arbeitnehmer des Landes 
arbeiten, knapp unter 20% liegt.« (Dolack 2022) Gleichzeitig 
gibt es fast 1.000 Dollarmilliardäre in China. Im Kampf gegen 
diese Ungleichheit wurde eine Reihe von Vorschlägen vorgelegt, 
so die Einführung einer progressiven Einkommensteuer, die be-
sonders Steuern auf Vermögen erhebt, die Durchsetzung höhe-
rer Bildung für alle Jugendlichen und die Ausweitung der Sozi-
alsysteme (Lu/Ding 2022: 485).

Dies berührt unmittelbar die Frage der Menschenrechte. Im 
chinesischen Kontext wird immer wieder darauf aufmerksam ge-
macht, dass es »zwei Theorien« der Menschenrechte gibt: »Die 
erste ist eine Theorie der Menschenrechte der ersten Genera-
tion, die auf der historischen Erfahrung des globalen Handels 
in Großbritannien beruht, während die zweite eine Theorie der 
Menschenrechte der zweiten Generation ist, die auf der histori-
schen Erfahrung der Französischen Revolution, der Revolution 
von 1848, der europäischen kommunistischen Bewegung und 
der russischen und chinesischen Revolution beruht. Der zent-
rale Wert der ersten Generation der Menschenrechtstheorie war 
die Freiheit, wobei der Schwerpunkt auf der Freiheit des Ein-
zelnen von der Einmischung der politischen Macht in den wirt-
schaftlichen Bereich lag. Als Korrektiv zur ersten Generation 
der Menschenrechtstheorie ist der Kernwert der zweiten Gene-
ration der Menschenrechtstheorie das Streben nach Gleichheit – 
zwischen Menschen, zwischen Ländern, zwischen Nationen und 
sogar zwischen Zivilisationen in allen Bereichen.« (Qiang Shi-
gong 2021: 7) Die zweite Generation sei mit dem Recht auf Re-
volution, nationale Befreiung und Entwicklung verbunden. Hier 
gehe es darum, die kollektiven Bedingungen für die Erfüllung der 
grundlegenden Ansprüche der Menschen auf ein selbstbestimm-
tes Leben in Sicherheit zu schaffen – Bedingungen, die bei der 
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Fixierung auf die Rechte der Individuen als selbstverständlich 
vorausgesetzt werden. Anstelle der falschen Entgegensetzung in-
dividueller Freiheitsrechte gegenüber dem Staat (negativer Frei-
heit) und gemeinsamer kollektiver Schaffung der Bedingungen 
von Entwicklung (positive Freiheit) müssen beide emanzipato-
rischen Ansätze verbunden werden (siehe Brie 2019).

In den letzten 15 Jahren rückte die ökologische Frage ver-
stärkt in das Zentrum der staatlichen Politik Chinas. Auf dem 17. 
Parteitag 2007 wurde erstmals das Konzept der »ökologischen 
Zivilisation« aufgenommen. 2015 hat der Staatsrat einen natio-
nalen Rahmen für den Umweltschutz verabschiedet, der auf eine 
Ökozivilisation orientiert (siehe Naisbitt/Naisbitt 2019: 160). 
Ökologische Ziele wurden in alle zentralen Projekte integriert, 
was zugleich auf der anderen Seite eine scharfe Konkurrenz zwi-
schen unterschiedlichen Zielen impliziert, wobei die verschiede-
nen Staatsorgane ihre jeweils eigenen Prioritäten haben. Der von 
China gewählte Ansatz wird auch als »Umweltautoritarismus« 
(environmental authoritarianism) bezeichnet (siehe Li Yifei/Sha-
piro 2020), wodurch aber die Gefahr heraufbeschwört wird, je-
den entschiedenen Eingriff des Staates in die Gestaltung der Na-
turverhältnisse prinzipiell als autoritär abzulehnen. 

Nimmt man die beiden Formeln des Sozialismus als Maßstab, 
so kann man mit Blick auf China feststellen, dass die anfängli-
che Betonung der Orientierung auf die gesellschaftlichen Bedin-
gungen von Entwicklung bei relativer Stagnation der Fortschritte 
für die Individuen, ihre Lebensmöglichkeiten und persönlichen 
Freiheiten sich in den letzten zwei Jahrzehnten deutlich abge-
schwächt hat. Die libertäre Formel gewinnt an Kraft, auch wenn 
die Möglichkeiten, über Gerichte individuelle Rechte gegen den 
Staat einzuklagen, weiterhin sehr begrenzt sind oder völlig feh-
len. Zugleich wurden umfassenden Maßnahmen ergriffen, um 
die absolute Armut zu überwinden und schrittweise eine Poli-
tik umzusetzen, die auf Inklusion ausgerichtet ist. Das System 
von Bildung, Gesundheitsvorsorge und sozialer Sicherheit er-
fasst mittlerweile faktisch alle Bürgerinnen und Bürger Chinas 
und die Erhöhung der Qualität der öffentlichen Dienstleistun-
gen für die unteren Gruppen hat hohe Priorität. Die Politik auf 
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nationalstaatlicher, regionaler und kommunaler Ebene zielt da-
rauf ab, die entstanden sozialen Spaltungen aktiv zu reduzieren. 
Das Verhältnis der beiden Formeln des Sozialismus zueinander 
umschreibt ganz offensichtlich ein Kampffeld.
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Kapitel 7
Ist nur die liberale Demokratie demokratisch?

Von einem westlichen liberalen Standpunkt aus erscheint es völ-
lig unerklärlich, wieso die übergroße Mehrheit der Bevölke-
rung Chinas ihr Land als Demokratie ansehen kann, obwohl 
es keine freien Wahlen gibt. Unerklärlich auch, wieso eine rei-
che Zivilgesellschaft existiert, ohne völlige Freiheit der Verei-
nigung, wieso es viele Formen der Beeinflussung der Politik 
der Regierung durch die Bürgerinnen und Bürger auf lokaler 
bis nationaler Ebene geben kann, ohne dass das Recht auf freie 
Meinungsäußerung gesichert ist. Wieso politischer Wandel ge-
wünscht ist, aber im Rahmen dessen, was aus westlich-libera-
ler Sicht als autoritäres Regime erscheint. Wieso in immer brei-
terem Maße öffentliche Güter bereitgestellt werden, wenn doch 
»autoritäre Regime« eigentlich nur die Interessen ihrer unmit-
telbaren Trägergruppen im Sinne haben können. 

Geradezu gebetsmühlenartig wird wiederholt, dass es in den 
letzten 45 Jahren in China zwar einen radikalen ökonomischen 
Umbruch gegeben habe, das politische System aber unverän-
dert geblieben sei.

Im Falle des westlichen Blicks auf China gilt: Der liberale Be-
obachter sieht nichts oder blendet sich selbst. Dies gilt sogar 
für ausgewiesene Kenner Chinas wie Klaus Mühlhahn, wenn er 
schreibt: »In der Zeit von 1990 bis 2012 schufen ehrgeizige Wirt-
schaftsreformen ein Wirtschaftswunder, um das die Welt China 
beneidete. Gleichzeitig nahm der Parteistaat von allen politi-
schen Reformen Abstand.« (Mühlhahn 2022: 529) Aus Sicht der 
Führung der KPCh sieht dies anders aus. Mitten in der politi-
schen Krise des Frühjahrs 1989 machte Deng Xiaoping deutlich: 
»Manche verstehen unter ›Reform‹ natürlich die Hinwendung 
zum Liberalismus oder Kapitalismus. Für sie ist der Kapitalis-
mus das Herzstück der Reform, aber nicht für uns. Was wir un-
ter ›Reform‹ verstehen, ist etwas anderes und wird noch disku-
tiert.« (Zitiert in Anderson 2010: 89)
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Die Ursache für diese Blindheit gegenüber wesentlichen Ver-
änderungen im politischen System Chinas ist einfach: Wenn an-
genommen wird, dass jede wirkliche Reform eines politischen 
Systems im Maße des ökonomischen Fortschritts Übergang zu 
einer liberalen Demokratie bedeuten muss, werden alle jene Re-
formen, die keine liberale Demokratisierung darstellen und doch 
von grundsätzlichem Charakter sind, als unwesentlich angese-
hen. Deshalb kommt man zu dem Schluss, dass an die Stelle von 
staatssozialistischer Wirtschaft und kommunistischem Autori-
tarismus nun die Verbindung dieses Autoritarismus mit einem 
Staatskapitalismus getreten sei.

Im Weiteren wird gezeigt werden, dass die chinesische Wirt-
schaftsordnung wesentliche sozialistische Merkmale hat. Könnte 
es nicht sein, dass zudem das politische System wichtige Eigen-
schaften einer Demokratie besitzt? Wenn dies stimmt, dann sind 
wesentliche demokratische Bedürfnisse der chinesischen Bürge-
rinnen und Bürgern in institutionellen Formen realisiert wor-
den, die im Westen nicht als demokratisch angesehen werden.

Wie der US-amerikanische China-Forscher Bruce J. Dickson 
schreibt, gibt es ein demokratisches Paradoxon mit Blick auf 
China: »In der allgemeinen Vorstellung ist Chinas politisches 
System ein brutales autoritäres Regime, das seine Kritiker unter-
drückt, das von korrupten und käuflichen Beamten durchsetzt 
ist und dem der Zusammenbruch droht, wenn es sein schnelles 
Wirtschaftswachstum nicht beibehält. Dieses Bild enthält vie-
les, was wahr ist, aber es übersieht das Bild, das für die meisten 
Menschen in China am wichtigsten ist: ein Regime, dessen Poli-
tik Unmut und Proteste hervorruft, das sich aber dennoch einer 
überraschend großen Unterstützung durch die Bevölkerung er-
freut; ein Regime, das ein breites Spektrum von Fachleuten, In-
teressenvertretern und der breiten Öffentlichkeit selektiv, aber 
dennoch umfassend konsultiert; ein Regime, das eine wachsende 
Zivilgesellschaft toleriert und sogar fördert, auch wenn es ein-
schränkt, welche Interessen sich organisieren und welche Grup-
pen agieren können; und ein Regime, das von der Mehrheit der 
Bevölkerung als zunehmend demokratisch angesehen wird, auch 
wenn es keinen politischen Wettbewerb zulässt und seine Füh-
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rer den Wählern gegenüber nicht rechenschaftspflichtig sind. Die 
chinesische Bevölkerung mag Veränderungen bevorzugen, aber 
sie zieht es vor, dass diese innerhalb des bestehenden politischen 
Rahmens stattfinden.« (Dickson 2016: 1f.)

Der von Dickson geschilderte Zustand ist ein instabiles Gleich-
gewicht. Es ist bekannt, dass die Zustimmung zum politischen 
System in der DDR bis in die frühen 1980er-Jahre relativ hoch 
und stabil war. Die Veränderung der externen Bedingungen, vor 
allem durch den Reformprozess in der Sowjetunion, die Erschöp-
fung der internen Entwicklungsmöglichkeiten sowie die politi-
sche Erstarrung erzeugten aber in kurzer Zeit in der DDR wie 
in den anderen staatssozialistischen Ländern Osteuropas einen 
Wandel der Einstellungen, sodass dann geradezu blitzartig nicht 
mehr Reformen im Sozialismus und seines politischen Rahmens, 
sondern Überwindung des Sozialismus und Einführung einer 
liberalen Demokratie gefordert wurden. Während im Rahmen 
der liberalen Demokratie eine politische Krise durch Wahl einer 
neuen Regierung seitens der Bürgerinnen und Bürger entschärft 
werden kann, ohne dass dabei das politische System selbst in-
frage steht, hat ein auf Lenin zurückgehendes System der Füh-
rung durch eine kommunistische Partei kein solches Ventil. Es 
muss andere Wege finden oder scheitern.

Für die Führung der Volksrepublik China ist die Frage von 
Demokratie und damit der Legitimität des politischen Systems zu 
einer harten geopolitischen Herausforderung geworden. In China 
selbst wird versucht, immer selbstbewusster Gegenargumente zu 
formulieren und China als dem Westen gegenüber gleichwerti-
ges oder sogar überlegenes politisches System darzustellen. Der 
frühere Rektor der angesehenen Hochschule für Fremdsprachen 
in Beijing, Han Zhen, schrieb 2014: »Wie die Wertbegriffe ›Men-
schenrechte‹ und ›Freiheit‹ ist auch ›Demokratie‹ ein dichotomi-
sches oder qualitatives Wertekonzept. Einmal benannt, führt dies 
zu Bewertungen oder Urteilen über Demokratie oder Nicht-De-
mokratie, Freiheit oder Nicht-Freiheit, Achtung der Menschen-
rechte oder Nichtachtung der Menschenrechte. Wir müssen uns 
der Manipulation des westlichen Diskurses entziehen und ver-
meiden, in die Falle ihres Diskurses zu tappen. Wir müssen nicht 
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nur den selbstgefälligen Charakter der westlichen Demokratie 
kritisieren, sondern auch den demokratischen Charakter unse-
res Landes verdeutlichen, das Recht, demokratische Werte zu be-
nennen, ernst nehmen und für das Recht kämpfen, über sie zu 
diskutieren.« (Han Zhen 2015)

In China selbst gibt es verschiedene Versuche, westliche Vor-
stellungen von Demokratie und die eigene chinesische Wirklich-
keit in Verbindung zu bringen (Zhou Lian 2012). In das heutige 
Verständnis von Demokratie in China sind neben liberalen west-
lichen Vorstellungen zwei Traditionen eingegangen. Die eine ist 
der Leninismus, der in reiner Form die These von der Notwen-
digkeit einer Avantgarde vertritt, die aus überlegener Einsicht in 
die Gesamtinteressen, den volonté générale, die Herrschaft aus-
übt, um eine sozialistische Transformation der Gesellschaft zu 
ermöglichen. Wie Robert Dahl schreibt: »Eine immerwährende 
Alternative zur Demokratie ist die Regierung durch einen Vor-
mund [guardianship]. Nach dieser Auffassung ist die Vorstellung, 
dass man sich darauf verlassen kann, dass normale Menschen ihre 
eigenen Interessen verstehen und verteidigen – ganz zu schwei-
gen von den Interessen der gesamten Gesellschaft – absurd. Ge-
wöhnliche Menschen, so betonen diese Kritiker, sind eindeutig 
nicht in der Lage, sich selbst zu regieren. Die Annahme der De-
mokraten, dass gewöhnliche Menschen qualifiziert sind, sollte 
durch die gegenteilige Behauptung ersetzt werden, dass die Herr-
schaft einer Minderheit von Personen anvertraut werden sollte, 
die aufgrund ihres überlegenen Wissens und ihrer Tugend be-
sonders qualifiziert sind zu regieren.« (Dahl 1989: 52) Auch die 
repräsentative Demokratie trägt dem Rechnung, aber sie über-
trägt die Auswahl des Vormunds oder Treuhänders den Bürge-
rinnen und Bürgern per freier und geheimer Wahlen. Das leni-
nistische Konzept ist das der Selbstermächtigung einer Partei, 
der diese Macht nur durch den Umsturz des politischen Systems 
entzogen werden kann.

Ein solches leninistisches Konzept kann an die chinesische 
Tradition von Minben anknüpfen, wie Shi Tianjian nachweist: 
»Die Minben-Doktrin und die liberale Demokratie haben zwei 
wichtige Merkmale gemeinsam: Beide räumen dem Wohlerge-
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hen des Volkes als Ziel des Regierens einen zentralen Stellenwert 
ein, und beide übertragen den politischen Eliten die Verantwor-
tung für Entscheidungen, die diesem Ziel dienen. Im Gegensatz 
zur liberalen Demokratietheorie räumt die Minben-Doktrin den 
Eliten jedoch die volle Befugnis ein, ihr eigenes Urteilsvermögen 
bei der Politikgestaltung ohne Einflussnahme des Volkes einzu-
setzen, beschränkt die Funktion der politischen Beteiligung des 
einfachen Volkes auf die Übermittlung von Informationen über 
die lokalen Gegebenheiten und legt die Messlatte für die For-
derung nach einem Regierungswechsel hoch. […] Seit dem Sieg 
der Kommunistischen Partei Chinas (KPCh) stützt sich die of-
fizielle Definition der Demokratie in der Volksrepublik China 
auf die sich überschneidenden dualen Traditionen von Minben 
und Leninismus.« (Shi 2015: 197) Wie ich im Weiteren zu zeigen 
versuche, sind in die reale Entwicklung von Chinas politischem 
System starke Elemente der direkten oder indirekten Mitspra-
che der Bürgerinnen und Bürger auf den Entscheidungsprozess 
eingegangen. Es wäre falsch, Chinas Regierungsform schlicht auf 
den »vormundschaftlichen Staat« (Henrich 1989) zu reduzieren. 

Im letzten Jahrzehnt hat Chinas Regierung außerordentliche 
Anstrengungen unternommen, um den demokratischen Charak-
ter des politischen Systems zu propagieren. Angesichts des ver-
kündeten neuen ideologischen Kriegs der USA und einer Reihe 
ihrer Verbündeten im Namen von Demokratie gegen »autori-
täre Regime« namentlich Russlands und Chinas, hat die chinesi-
sche Parteiführung 2021 ein umfassendes Dokument zur Frage 
der Demokratie in China erarbeitet. Am 4. Dezember 2021 ver-
öffentlichte das Informationsbüro des chinesischen Staatsrats ein 
umfangreiches Weißbuch zur »Vollprozess-Volksdemokratie« 
(whole-process people’s democracy). Darin heißt es u.a.: »Die 
Demokratie ist kein schmückendes Beiwerk, sondern ein Instru-
ment, um die Fragen, die die Menschen bewegen, anzugehen. Ob 
ein Land demokratisch ist, hängt davon ab, ob das Volk wirklich 
Herr des Landes ist; ob das Volk das Recht hat, zu wählen und, 
was noch wichtiger ist, ob es das Recht hat, sich umfassend zu be-
teiligen; ob ihm bei den Wahlen mündliche Versprechen gegeben 
wurden und, was noch wichtiger ist, wie viele dieser Versprechen 
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nach den Wahlen eingehalten werden; ob es in den staatlichen 
Systemen und Gesetzen festgelegte politische Verfahren und Re-
geln gibt, und – was noch wichtiger ist – ob diese Systeme und 
Gesetze auch wirklich durchgesetzt werden; ob die Regeln und 
Verfahren für die Machtausübung demokratisch sind, und – was 
noch wichtiger ist – ob die Machtausübung tatsächlich einer öf-
fentlichen Kontrolle und Überprüfung unterworfen ist.« Das chi-
nesische System würde, so das Dokument, demokratische Wah-
len und demokratische Konsultation organisch verbinden. Offen 
wird zur Unterdrückung abweichender politischer Positionen 
in China Stellung bezogen: »Demokratie und Diktatur scheinen 
ein Widerspruch in sich zu sein, aber zusammen sichern sie den 
Status des Volkes als Herrscher des Landes. Eine kleine Minder-
heit wird im Interesse der großen Mehrheit sanktioniert, und die 
›Diktatur‹ dient der Demokratie.« (The State Council Informa-
tion Office of the People’s Republic of China 2021: 9) Zudem 
wird eine klare Priorisierung vorgenommen: »Als bevölkerungs-
reiches Land, das seit langem von einer schwachen wirtschaftli-
chen Grundlage geplagt wird, bemüht sich China um ein Gleich-
gewicht zwischen Demokratie und Entwicklung. Die Priorität 
liegt dabei immer auf der Entwicklung […].« (The State Council 
Information Office of the People’s Republic of China 2021: 31)

Thomas Heberer und Gunter Schubert weisen in ihrer empi-
risch gestützten Studie aus den 2000er-Jahren auf die verschiede-
nen Formen von sozialer Partizipation »an der Regelung gemein-
samer, öffentlicher sozialer Angelegenheiten der Gesellschaft 
bzw. ihrer Teilgruppen« (Heberer/Schubert 2007: 21) hin, die 
in China herausgebildet wurden. Sie kommen zu dem Schluss: 
»Ohne Zweifel haben die Gelegenheiten zu partizipativer Betei-
ligung zugenommen durch rechtlich geregelte und institutionali-
sierte Verfahren für Wahlen in den Nachbarschaftsvierteln, Mit-
wirkung in Eigentümerversammlungen bzw. -komitees sowie 
neue Formen sozialer Partizipation.« (Heberer/Schubert 2007: 
194) Es gibt die Vorstellung von China als »Kommandosystem«, 
wie es der Sowjetunion unterstellt wurde. Wie Lee Jones in seiner 
umfassenden Analyse verdeutlicht, steuert die zentrale Führung 
»die Ergebnisse nur selten direkt, sondern nutzt in erster Linie 
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Mechanismen, um andere Akteure im breiteren Parteienstaat in 
die gewünschte Richtung zu ›lenken‹.« (Jones 2021: 13): »Wir be-
gründen, dass sich ein Regulierungsstaat nach chinesischem Vor-
bild herausgebildet hat, in dem die Führungsspitze eine Reihe 
von Mechanismen einsetzt, um breite politische Plattformen zu 
definieren und eine Vielzahl von Akteuren auf oft nur lose de-
finierte Ziele zu lenken. Diese anderen Akteure können darauf 
reagieren, indem sie versuchen, den politischen Rahmen zu be-
einflussen, ihn zu interpretieren oder zu ignorieren. Wir sehen 
daher die Formulierung und Umsetzung politischer Maßnah-
men als von fortlaufenden komplementären oder konkurrieren-
den Interaktionen zwischen verschiedenen Akteuren geprägt an, 
die nie in einer verbindlichen Entscheidung oder einer singulä-
ren Maßnahme enden, sondern während des gesamten Prozesses 
andauern.« (Jones 2021: 46) Dabei werden vor allem fünf Koor-
dinierungsmechanismen genutzt: »die Parteidoktrin, allgemeine 
politische Erklärungen, koordinierende Institutionen, fiskalische 
und politische Zugeständnisse sowie die Ernennungs-, Beurtei-
lungs- und Disziplinierungsbefugnisse der KPCh.« (Jones 2021: 
49) Es sind dies klassische Methoden der Hegemonisierung des 
politischen Prozesses durch eine Partei.

Will man das politische System Chinas unter dem Aspekt der 
Demokratie beurteilen, stellt sich die entscheidende Frage, ob sich 
die Führung durch eine kommunistische Staatspartei und demo-
kratische Prinzipien grundsätzlich ausschließen oder miteinander 
vereinbar sind. Wenn sich dies grundsätzlich ausschließt, erübrigt 
sich jede Diskussion darüber, inwiefern und in welchem Maße das 
politische System Chinas demokratische Züge trägt. Es ist nach 
dem Selbstverständnis der KPCh eindeutig, dass sie ihre Herr-
schaft keinesfalls von liberal-demokratischen Wahlen abhängig 
macht und die Meinungs- und Versammlungsfreiheit dann ein-
schränkt, wenn diese ihre Herrschaft zu gefährden droht. Rosa 
Luxemburgs Kritik an den Bolschewiki trifft auch die KPCh: 
»Freiheit nur für die Anhänger der Regierung, nur für die Mitglie-
der einer Partei – und mögen sie noch so zahlreich sein – ist keine 
Freiheit. Freiheit ist immer die Freiheit der Andersdenkenden. 
Nicht wegen des Fanatismus der ›Gerechtigkeit‹, sondern weil all 
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das Belebende, Heilsame, Reinigende der politischen Freiheit an 
diesem Wesen hängt und seine Wirkung versagt, wenn die ›Frei-
heit‹ zum Privilegium wird.« (Luxemburg 1974: 359) Doch sollte 
darüber nicht vergessen werden, dass Luxemburg in der gleichen 
Schrift forderte, die separatistischen Bewegungen« der verschie-
denen Völker im russischen Reich »mit eiserner Hand, deren Ge-
brauch in diesem Falle wahrhaft im Sinne und Geist der proleta-
rischen Diktatur lag, im Keime zu ersticken« (Luxemburg 1974: 
359). Sie wollte beides: Gebrauch der »eisernen Hand« der »pro-
letarischen Diktatur«, wenn es um die Unterdrückung aller Son-
derinteressen geht, die nicht mit denen eines so verstandenen So-
zialismus unmittelbar zusammenfallen, und »freie, ungehemmte 
Presse«, »ungehindertes Vereins- und Versammlungsleben« (Lu-
xemburg 1974: 358), »unnachgiebige und rücksichtslose« Um-
wälzung und »unbeschränkte Demokratie« (Luxemburg 1974: 
362f.). Damit hatte sie jenes Problem der Verbindung von De-
mokratie, Diktatur und sozialistischer Transformation in äußers-
ter Schärfe formuliert (siehe Brie 2011), an dessen Lösung die So-
wjetunion scheiterte und an dessen Bearbeitung die KPCh seit 
Jahrzehnten auf neue Weise arbeitet.

Bruce J. Dickson verweist in seiner Analyse des chinesischen 
politischen Systems und der Einstellungen der Bevölkerung von 
2016 auf ein Paradoxon: Chinas Regierung folgt in vielerlei Hin-
sicht nicht jenen Annahmen, die autoritären Regimen unterstellt 
werden. So gelte, dass Politiker in autoritären Regimen »ernannt 
und nicht gewählt werden«. Daraus wird gefolgert, sie »müssen 
also nicht an die Wähler appellieren, indem sie öffentliche Güter 
bereitstellen, um ihren Job zu behalten. Sie sind freier in ihrem 
Streben nach Macht, Privilegien und persönlichem Gewinn« (Di-
ckson 2021: 205) als die in Demokratien. Die Realität in China 
sieht aber anders aus als die genannte Logik der Autoritarismus-
forschung vermuten lässt: »Chinas Führung folgt dieser Logik 
[…] nicht. Seit den 1990er-Jahren und vor allem in den 2000er-
Jahren hat sich die chinesische Führung verpflichtet, besser zu 
regieren und mehr öffentliche Güter bereitzustellen.« (Dickson 
2021: 206) Die Steigerungsraten bei den Ausgaben in den Berei-
chen Bildung, Gesundheitsversorgung usw. sind sehr hoch und 
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die Zufriedenheit der Bevölkerung nimmt deutlich zu. Die Vor-
stellung von der KPCh als Selbstbedienungsklub von Autokra-
ten führt in die Irre. Ungeachtet – oder vielleicht sogar wegen – 
fehlender liberaler Wahlen hat die Bevölkerung und haben nicht 
nur die wirtschaftlich starken Lobbygruppen einen hohen Ein-
fluss auf die Politik. Der Wille der »vielen kleine Leute« wirkt 
durch andere Kanäle als durch die der Wahl von Parteivertretern. 
Dies ist erklärungsbedürftig. Wieso widerspricht die chinesische 
Realität der liberalen Demokratietheorie? Chinas Bevölkerung 
ist nicht in der Lage frei darüber zu entscheiden, welche Gruppe 
von Politikern, die um die Stimmen der Wähler konkurrieren, sie 
in den nächsten Jahren regiert, was für Joseph Schumpeter die 
Minimaldefinition der »demokratischen Methode« ist (Schumpe-
ter 1980: 428, 452), und doch beeinflusse die chinesische Bevöl-
kerung die Politik der herrschenden Partei stärker als die Bürge-
rinnen und Bürgern in vielen westlichen liberalen Demokratien.

Was wäre, wenn man etwas zurücktritt und danach fragt, in 
welchem Maße die gesellschaftlichen Gesamtinteressen, rele-
vante Kollektivinteressen und die Interessen der Vielen und vor 
allem der sozial Schwächsten in einem politischen System zur 
Wirkung kommen? Ein hohes Maß an realer Wirkung würde 
dann zum Kriterium von Demokratie, unabhängig davon, in 
welchen Formen sich diese Wirkung konkretisiert. Dies ver-
langt, nach »funktionalen Äquivalenten« zu suchen, die jen-
seits der liberalen Formen eine demokratische Einflussnahme 
der Bürgerinnen und Bürger auf die Politik ermöglichen. Dies 
gilt auch im Falle des politischen Systems und der »Herrschaft 
des Volkes«. Im Westen wird verbreitet davon ausgegangen, es 
seien nur liberale Formen dazu in der Lage. Dies verdeckt, in wel-
chem Maße liberale Formen genau dazu genutzt werden, um In-
teressen der obersten Vermögensklasse und der Oligarchien der 
Schlüsselsektoren des Finanzmarkt-Kapitalismus zum Durch-
bruch zu verhelfen (Piketty 2014: 514) oder eine »marktkon-
forme Demokratie« durchzusetzen (Fisahn 2021). Zunehmend 
wird in China und anderen Ländern umgekehrt die Frage ge-
stellt, wie Volksinteressen ohne freie Wahlen zur Geltung kom-
men. So schreibt Danny Quah: »Demokratie hat letztlich eine 



76

weitaus noblere und wichtigere Bedeutung als nur, sagen wir, der 
Zugang zu den Wahlurnen. Stattdessen sollte sie für Folgendes 
stehen: Jede Regierung, jeder Herrscher muss täglich verunsi-
chert sein. Jede Regierung, jeder Herrscher muss sich jeden Tag 
bewusst sein, dass ihre Macht auf den Schwankungen des Wil-
lens ihres Volkes beruht. Nach diesem Maßstab ist der Staat in 
China und in anderen offiziell autokratischen Volkswirtschaf-
ten in ganz Asien bereits demokratischer, als viele Beobachter 
glauben. Nach diesem Maßstab scheitern viele Wahldemokra-
tien an der Urne.« (Quah 2015: 15)

Demokratie des Volkes, durch das Volk, für das Volk
In seiner berühmt gewordenen Gettysburg-Rede brachte Ab-
raham Lincoln am 19. November 1863, mitten im amerikani-
schen Bürgerkrieg, das demokratische Selbstverständnis so auf 
den Punkt: Es ginge um »die Regierung des Volkes, durch das 
Volk und für das Volk« (zitiert in Wikipedia 2014). Folgt man 
dieser Bestimmung, so kann gefragt werden, ob die Kriterien 
für eine solche Regierung auch ohne liberale Institutionen er-
füllt sein können und ob – horribile dictu – politische Systeme 
mit liberalen Institutionen ihrerseits unter bestimmten Bedin-
gungen aufhören können, Demokratien zu sein, obwohl es Mei-
nungs- und Versammlungsfreiheit und freie Wahlen gibt. Im di-
rekten Verweis auf Lincoln warnte Joseph Stiglitz davor, dass in 
den USA politische Macht »des einen Prozent, durch das eine 
Prozent, für das eine Prozent« (Of the 1%, by the 1%, for the 
1%) ausgeübt wird und in der Folge die Entwicklungsmöglich-
keiten vieler Menschen eingeschränkt, die Wirtschaft behindert 
und kollektive Güter völlig unzureichend zur Verfügung gestellt 
werden (Stiglitz 2011).

Im Folgenden will ich versuchen, einen Rahmen aufzuspan-
nen, in dem die liberalen Demokratien und Systeme, die auf der 
Herrschaft einer kommunistischen Staatspartei gegründet sind, 
unter bestimmten Bedingungen gleichermaßen als Demokratien 
aufgefasst werden können, wenn auch als Demokratien beson-
deren Typs. In einem solchen Rahmen könnten beiden Möglich-
keiten der Demokratisierung wie auch der Entdemokratisierung 
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zugeschrieben werden. Dabei knüpfe ich an die Ausführungen im 
Buch »Sozialismus neu entdecken« an. (Vgl. Brie 2022: 144ff.) Die 
Tendenzen westlicher Demokratien, scharfe plutokratische, olig-
archische oder auch nationalistisch-völkische Züge anzunehmen 
oder sogar in Faschismus überzugehen, sind vielfach beschrieben 
worden. Und genauso kann an historischen Beispielen gezeigt 
werden, wie die Herrschaft einer kommunistischen Staatspar-
tei zur Herrschaft einer neuen Klasse mit engen Gruppeninter-
essen werden kann, sich ein Einzelner fast absolute Macht zu si-
chern vermag, ein totalitäres Regime errichtet wird. Ich schlage 
deshalb vor, liberale und kommunistische Einparteiensysteme 
als zwei analytisch gleichwertige politische Systeme zu unter-
scheiden. Liberale Systeme wählen die Einzelnen, ihre politi-
schen Rechte und ihre Stellung als Privateigentümer (von Kapi-
tal, Grund und Boden oder Arbeitskraft) als Ausgangspunkt der 
Legitimation. Diese Systeme tendieren dazu, die Interessen der 
Einzelnen über die der Gesamtgesellschaft zu stellen, die Rechte 
Einzelner zu verabsolutieren und von den liberalen Prozeduren 
zwingend eine gesamtgesellschaftliche Rationalität zu erwarten 
(Zhang 2016: 52–56). Parteikommunistische Systeme dagegen 
beziehen ihre Legitimation aus dem Primat der gesellschaftli-
chen Gesamtinteressen, die durch die Staatspartei ausgedrückt 
werden. Mit Blick darauf, ob vor allem die Interessen der Vielen 
oder der Wenigen im Zentrum stehen, kann man einen sozialen 
Liberalismus von einem autoritär plutokratischen Liberalismus 

Grafik 1: Ausprägungen liberaler und parteikommunistischer Systeme
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und einen demokratischen Parteikommunismus von einem au-
toritär-bürokratischen Kommunismus unterscheiden (Grafik 1).

Anders als die traditionellen autoritären Systeme sind kom-
munistische Einparteiensysteme durch eine umfassende Durch-
dringung von Gesellschaft und Partei gekennzeichnet. Dies wird 
oft als »totalitär« apostrophiert. Es scheint sinnvoller, vom orga-
nischen Charakter einer solchen Gesellschaft zu sprechen, in de-
nen eine übergreifende Staatsideologie, eine in alle Bereiche der 
Gesellschaft hineinwirkende führende Partei und eine ideolo-
gisch-politisch gelenkte Mehrsektorenwirtschaft zusammenwir-
ken, ohne dabei ihre Eigenlogiken zu verlieren. Totalitär werden 
solche Gesellschaften, wenn sie auf die völlige Verschmelzung des 
Einzelnen mit der Gesellschaft drängen und dies mit rücksichts-
loser Gewalt umfassend durchsetzen.

Während Autokratien vor allem die Herrschaft einer bestimm-
ten abgeschlossenen Gruppe zu sichern suchen und soziallibe-
rale Demokratien den Schutz des Privateigentums privilegierter 
Gruppen mit allgemeineren sozialen Interessen vermitteln, stel-
len kommunistische Einparteiensysteme m. E. einen eigenen Ty-
pus von Gesellschaft und politischem System dar. Solche Systeme 
suchen nach Lösungen, die Dominanz der gesamtgesellschaftli-
chen Interessen unter Einsatz von modernen ideologischen, poli-
tischen und sozialen wie ökonomischen Mitteln zu sichern. Wäh-
rend sich liberale Systeme zwischen stärker sozial orientierten 
Demokratien auf kapitalistischer Grundlage und Gesellschaften 
mit ausgeprägter Vorherrschaft von kapitalistischen Oligarchien 
bis hin zur liberalen finanzoligarchischen Herrschaft bewegen 
oder sogar faschistische Form annehmen, können parteikom-
munistische Systeme ebenfalls stärker Interessen der Bürgerin-
nen und Bürger berücksichtigen und starke Einflussmöglichkei-
ten auf die Politik zulassen oder sich als Herrschaft von Kadern 
oder sogar eines kleinen Zirkels um einen Führer erweisen. 

Ausgehend von Lincolns Beschreibung von Demokratie will 
ich drei Kriterien für Demokratie formulieren: (1) Legitima-
tion durch Herstellung und Wahrung der politischen Einheit des 
Staatsvolkes: Der politischen Organisation des Staates liegt ein 
allgemeiner Konsens des Volkes zugrunde, der dieser Ordnung 
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Legitimität verleiht. Die Ordnung wird im Innern des Staates 
weder von großen Teilen der Bürgerinnen und Bürger noch von 
wesentlichen Teilen der Eliten infrage gestellt. Es ist eine grund-
sätzliche politische Einheit gegeben. Der Staat wird als Staat des 
Volkes angehen. (2) Legitimation durch den demokratischen In-
put: Die Bürgerinnen und Bürger haben über verschiedene For-
men der Einflussnahme die Möglichkeit, die Politik des Staates 
tatsächlich maßgeblich zu bestimmen. Dies kann liberaldemo-
kratisch über die Wahl der Repräsentanten des Staates erfolgen, 
aber auch durch andere Formen demokratischer Einflussnahme. 
Die Macht wird also – auch – durch das Volk ausgeübt und nicht 
nur durch elitäre Gruppen. Die staatliche Politik wird durch das 
Volk (mit)bestimmt. (3) Legitimation durch Output, der an den 
Interessen großer Teile des Volkes orientiert ist: Die Politik ori-
entiert sich wesentlich daran, die ökonomische, soziale, öko-
logische, kulturelle und sicherheitspolitische Lage der großen 
Mehrheit der Bevölkerung zu verbessern, Freiheitsrechte zu ga-
rantieren und dafür die notwendige Stabilität und das erforder-
liche Maß ständiger Erneuerung zu gewährleisten. Es wird eine 
Politik für das Volk realisiert.

Es ist meines Erachtens kein Zufall, dass der Zugang zur De-
mokratie, wie er von Lincoln auf den Begriff gebracht wurde, 
auch bei den Kämpfen um die Neugründung Chinas wieder 
aufgegriffen wurde. Exemplarisch dafür sind Vorlesungen, die 
der chinesische Revolutionär Sun Yatsen (1866–1925), seit 1921 
Präsident der Nationalregierung in Guangzhou, 1923 hielt, als 
er die Ideologie der Nationalen Volkspartei Chinas (Kuomin-
tang) – die Lehre von den drei Prinzipien oder auch San-Min-
Lehre (三民主義 / 三民主义, Sānmín Zhŭyì) – begründete. Diese 
Prinzipien sind: (1) Nationalbewusstsein und Gemeinschaft des 
Volkes, (2) Demokratie und Rechte des Volkes sowie (3) Wohl 
des Volkes. Die dabei entwickelten Drei Prinzipien, die auch in 
die Nationalhymne eingingen, korrespondieren direkt mit den 
drei genannten Legitimationsformen der Regierung als einer Re-
gierung des Volkes, durch das Volk und für das Volk. In einer 
Zeit, da die Kuomintang eng mit der KPCh und auch der Sow-
jetunion zusammenarbeitete, rückte der enge Zusammenhang 
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dieser Prinzipien mit sozialistischen Vorstellungen in den Vor-
dergrund: »Die San-Min-Lehre bedeutet eine Regierung ›des 
Volkes, durch das Volk und für das Volk‹, d. h. der Staat ist ge-
meinsames Eigentum des ganzen Volkes, an seiner Politik sind 
alle beteiligt, und seine Gewinne werden von allen geteilt. Dann 
wird es nicht nur Kommunismus im Eigentum geben, sondern 
auch in allem anderen. Das wird das Endziel der Lehre vom Le-
bensunterhalt sein, ein Zustand, den Konfuzius ta t’ung oder 
das Zeitalter der ›großen Gemeinschaft‹ nennt.« (Sun Yatsen 
1924: 139)

Ein solcher Ansatz des intellektuellen Vaters der chinesischen 
Republik lässt sich nicht auf ein liberales Demokratieverständnis 
reduzieren. Demokratie wurde (und wird) in China vor 
allem als politisch-gesellschaftliche Form verstanden, die den 
Wiederaufstieg Chinas und ein Leben der Chinesinnen und Chi-
nesen in Würde und Wohlstand ermöglicht. Während in den USA 
und Europa die Forderung nach Demokratie eng damit verbun-
den war, die Vormacht des (absolutistischen) Staates zurückzu-
drängen, ging es in China um die Suche nach einer Staatsform, 
die in der Lage ist, im imperialistischen Zeitalter die Unabhän-
gigkeit Chinas wieder herzustellen. Die politische Frontstellung 
des Begriffs Demokratie ist deshalb eine völlig andere als im eu-
ropäischen oder US-amerikanischen Kontext. Sun Yatsen machte 
deutlich: »Das Motto der Französischen Revolution war ›Frei-
heit‹ und das der Amerikanischen Revolution war ›Unabhän-
gigkeit‹. Die Bedingungen in China unterscheiden sich von den 
Bedingungen in Amerika oder Frankreich zur Zeit ihrer Revo-
lutionen, und deshalb sollte das Motto unserer Revolution nicht 
dasselbe sein wie das der beiden anderen. Unser Motto ist die 
San-Min-Lehre.« (Sun Yatsen 1924: 67) 

Sun Yatsen warnte ausdrücklich davor, Demokratie mit Frei-
heit zu identifizieren: »Da die Europäer viel Blut vergießen muss-
ten, um ihre Freiheit zu erlangen, betrachten sie die Freiheit na-
türlich als unantastbar. Nun, da die Freiheitstheorie in China 
eingeführt wurde, diskutieren unsere Gelehrten mit großem Ei-
fer über ihr Wesen und ihre Anwendung in China. Wir disku-
tieren auch über die Theorie der Demokratie, die ebenfalls vor 
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kurzem aus dem Westen eingeführt wurde. Wir sollten jedoch be-
denken, dass Freiheit und Demokratie zwei verschiedene Dinge 
sind. Die Diskussion über die Freiheit hat ihren Platz in unserer 
Diskussion über die Theorie der Demokratie, weil die Demokra-
tie aus dem Kampf für die Freiheit entstanden ist. Es ist jedoch 
ein Fehler, wenn unsere jungen Studenten den Europäern fol-
gen, wenn sie sich für die Freiheit einsetzen.« (Sun Yatsen 1924: 
67) Sun Yatsen begründete auch, warum die Emphase für Frei-
heit unter den besonderen Bedingungen Chinas des frühen 20. 
Jahrhunderts ein Fehler sei: »Weil wir zu viel individuelle Frei-
heit genossen haben, ist unsere Nation schwach und unsere Re-
gierung nicht gut organisiert. Diese Schwäche hat die wirtschaftli-
che und politische Übernahme unseres Landes durch das Ausland 
ermöglicht, und wir haben nicht genug Kraft, um uns dagegen zu 
wehren. Die einzige Möglichkeit, China vor ausländischer Kont-
rolle zu bewahren, besteht darin, die vierhundert Millionen Men-
schen zu einer vereinten Gruppe zusammenzuschließen und in 
der Vereinigung stark zu werden. […] Wir dürfen die Menschen 
nicht zum Kampf für die persönliche Freiheit aufrufen, sondern 
zum Kampf für die Freiheit der Nation.« (Sun Yatsen 1924: 70f.)

Die liberale Demokratie ist durch den Widerspruch geprägt, 
dass aus der freien Willensäußerung der vielen Einzelnen bei 
Wahlen, in der Öffentlichkeit, durch Klagen gegen politische Ent-
scheidungen vor Gerichten oder durch das Wirken von Vereinen, 
Parteien, sozialen Bewegungen eine Balance der Interessen der 
Vielen und der gemeinsamen Interessen Aller werden soll. Die 
mögliche Verkehrung in eine Vorherrschaft der Interessen We-
niger, die Tendenz zur Dominanz von kurzfristigen Erwägun-
gen und Lobbyinteressen, der Zerfall des demokratischen Staates 
durch sich verfestigende Antagonismen bis hin zum Bürgerkrieg 
sind bekannt. Umgekehrt ist ein volksdemokratisches System, als 
das sich China versteht, durch den Widerspruch charakterisiert, 
dass aus der Willensbildung in einer kommunistischen Staats-
partei die Balance von Gemeinwohlinteressen und Interessen 
der Vielen entstehen soll. Die Geschichte der sowjetisch gepräg-
ten Staaten und Chinas zeichnete sich durch Perioden der Ver-
kehrung in die Diktatur eines Einzelnen, die weitgehende Ne-
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gation der Rechte und Interessen Einzelner, des Staatenzerfalls 
aus. Liberale Demokratien wie kommunistische Volksdemokra-
tien wandern beide am Abgrund, wenn es ihnen nicht gelingt, die 
Willen der Vielen und die Gemeininteressen hinreichend erfolg-
reich zu vermitteln. Damit stellt sich die Frage, wie die VR China 
heute den genannten Widerspruch bearbeitet.

In China hat sich die Position der »fünf Nein« durchgesetzt, 
die vom früheren Vorsitzenden des Nationalen Volkskongresses, 
Wu Banggao, 2011 so formuliert worden war: »Auf der Grund-
lage der chinesischen Verhältnisse haben wir eine feierliche Er-
klärung abgegeben, dass wir kein System mit mehreren Parteien, 
die ihre Ämter abwechselnd bekleiden, anwenden werden; dass 
wir unsere Leitgedanken nicht diversifizieren werden; dass wir 
die Exekutive, die Legislative und die Judikative nicht trennen 
werden; dass wir kein Zweikammersystem oder ein föderales 
System anwenden werden; dass wir keine Privatisierung durch-
führen werden. [...] Verschiedene Länder haben unterschiedli-
che Rechtssysteme, und wir kopieren nicht die Rechtssysteme 
bestimmter westlicher Länder.« (Zitiert in Dickson 2016: 277f.)

Ungeachtet dieser »fünf Nein« zeigen empirische Befragun-
gen, durchgeführt gemeinsam mit Forschern aus den USA, dass 
die Mehrheit der Chinesinnen und Chinesen davon ausgeht, in 
einer Demokratie zu leben, dass sie weitere demokratische Fort-
schritte erwarten und dass gerade auch die, die ökonomisch auf-
steigen, keinen Wechsel zu einem liberalen System wünschen. 
Umfragen von 2014 wiesen aus, dass die chinesischen Bürgerin-
nen und Bürger mit über 55% davon ausgingen, dass das Niveau 
der Demokratie in China ziemlich hoch (51,7%) oder sehr hoch 
(7,4%) sei. Die Werte hatten sich gegenüber 2010 leicht erhöht. 
Die USA wurde von den gleichen Personen zu 85% als weitge-
hend oder sehr demokratisch angesehen. Die Befragten erwarte-
ten, dass um 2020 auch China ein solches Niveau habe (Dickson 
2016: 267). Die Einschätzung, dass China immer demokratischer 
wird, teilt die große Mehrheit der Befragten – umso höher das 
Einkommen ist, umso ausgeprägter ist diese Einstellung. Breit 
geteilt ist auch die Zufriedenheit mit der Demokratie in China. 
Wie Dickson schreibt: »Die häufigste Antwort, die von 27,6% 
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der Befragten gegeben wurde, war eine Regierung, die vom Volk 
und für das Volk regiert wird. Zu dieser Kategorie gehören Ant-
worten wie ›das Volk und die Regierung sind voneinander abhän-
gig‹, ›das Volk ist der Herr‹, ›auf das Volk hören‹ und ›die Poli-
tik der Regierung spiegelt die öffentliche Meinung wider‹ sowie 
Verweise auf die ›Drei Prinzipien des Volkes‹ von Sun Yatsen, 
insbesondere auf das Wohlergehen des Volkes. Diese Katego-
rie betont, dass die Regierung auf die öffentliche Meinung und 
die Interessen, die Macht oder die Autorität des Volkes reagiert. 
Es geht darum, was die Regierenden tun sollten, aber nicht, wie 
sie ausgewählt werden. Noch wichtiger ist, dass sie davon aus-
geht, dass die Interessen der Öffentlichkeit und die Interessen des 
Staates grundsätzlich im Einklang stehen (oder zumindest stehen 
sollten).« (Dickson 2016: 287) Ähnliche Untersuchungen zeigen, 
dass die Bürgerinnen und Bürger der Volksrepublik ihrem poli-
tischen System in puncto Demokratie ähnliche Werte geben wie 
die Bürgerinnen und Bürger von Taiwan dem ihren und bessere 
als die Südkoreas (Chu et al. 2010: 18; Shi 2015: 196). Dabei ge-
hen liberale Demokratievorstellungen mit denen, die Regierung 
müsse das Volk konsultieren und die Interessen der Bürgerin-
nen und Bürger berücksichtigen, eine Mischung ein, wie sie für 
viele Länder Ostasiens charakteristisch ist (Shi 2015: 203). Un-
verändert hoch ist das Vertrauen der Chinesinnen und Chinesen 
in ihre Regierung. Es hat sich von 76% (2016) auf 89% (2022) 
erhöht (Statista 2023). Der Newsweek ging im Mai 2022 auf die 
Ergebnisse einer vergleichenden Meinungsumfrage in 53 Staaten 
ein. Die Ergebnisse widersprachen allen Erwartungen und gän-
gigen Stereotypen. Befragt danach, ob sie ihr Land als Demokra-
tie sehen, waren es die Chinesinnen und Chinesen, die die Liste 
mit 83% anführten. Zur Spitzengruppe gehörten die Schweiz, 
Vietnam, Indien und Norwegen. Die USA lag abgeschlagen bei 
49%. Und während in China 91% sagten, ihnen sei Demokra-
tie wichtig, waren es in den USA 76%. Newsweek hob auch die 
folgenden Zahlen hervor: »Etwa 63% in den USA gaben an, dass 
ihre Regierung hauptsächlich den Interessen einer Minderheit 
dient, während nur 7% in China dasselbe sagten. Auf die Frage, 
ob in ihrem Land freie und faire Wahlen abgehalten werden und 
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alle Bürger das Recht auf freie Meinungsäußerung haben, ant-
wortete fast ein Drittel der Befragten in den USA, nämlich 32% 
bzw. 31%, dass dies nicht der Fall sei, während nur 17% bzw. 
5% in China die gleichen Fragen negativ beantworteten. Und in 
China gaben nur 5% an, dass in ihrem Land nicht jeder die glei-
chen Rechte genießt, während in den USA 42% diese Frage be-
jahten.« (O’Connor 2022)

Herrschaft des Volkes: Eine Organisation mit eiserner Hand, 
um Sand zu Stein zu formen
In seinen Vorlesungen kam Sun Yatsen immer wieder darauf 
zurück, dass das damalige China durch westliche Ausländer in 
doppelter Hinsicht kritisiert würde: Einerseits gäbe es den Vor-
wurf, die Chinesen hätten kein Verständnis von Freiheit und bil-
deten deshalb ein primitives Volk: »Diese Kritik steht jedoch im 
Widerspruch zu einer anderen Kritik, die besagt, dass das chi-
nesische Volk zersplittert ist wie verstreuter Sand. Wir werden 
mit verstreutem Sand verglichen, weil unsere nationale Gruppe 
über keine starke Organisation verfügt. Wenn Sand verstreut 
wird, ist jedes einzelne Sandkorn frei, und diese Freiheit geht 
verloren, sobald der Sand zu Felsen geformt wird. In ähnlicher 
Weise hat der einzelne Chinese einen großen Bereich der Frei-
heit, da es keine Organisation mit eiserner Hand gibt, die die 
Handlungen des Einzelnen einschränkt; aber infolgedessen bil-
den die Chinesen wie verstreuter Sand keine integrale Einheit.« 
(Sun Yatsen 1924: 64)

Die erste und wichtigste Aufgabe, um den Wiederaufstieg Chi-
nas zu einer führenden zivilisatorischen Macht zu realisieren, sah 
Sun Yatsen im Entstehen eines Nationalbewusstseins: »Vereint 
die vierhundert Millionen [Chinesen, M.B.] und rettet die Na-
tion durch Nationalbewusstsein!« (Sun Yatsen 1924: 6) Anders als 
Nationalitäten seien Nationen nicht historisch gewachsen, son-
dern würden durch den Kampf hergestellt. Es geht um Staatlich-
keit, begründet auf dem Bewusstsein der Zusammengehörigkeit 
und verteidigt als nationale Gemeinschaft. Demokratie ist un-
möglich, ohne ein »Volk«, dessen Bürgerinnen und Bürger sich 
als Gemeinschaft verstehen und als Gemeinschaft organisieren. 
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Sun Yatsen sah die Herstellung einer nationalen Gemeinschaft 
nicht als Gegensatz zu einer Weltgemeinschaft, sondern als Be-
dingung und Schritt dahin. Dies bedeutete für ihn, »dass wir das 
Nationalbewusstsein vor dem Kosmopolitismus predigen müs-
sen; denn es ist nicht sinnvoll, den Kosmopolitismus zu predi-
gen, ohne vorher das Nationalbewusstsein zu predigen. Wahr 
ist das Sprichwort: ›Um die Welt friedlich und glücklich zu ma-
chen, muss die Nation zuerst gut regiert werden!‹« (Sun Yatsen 
1924: 37) Eine solche Erkenntnis kann nur der ignorieren, der in 
gut regierten stabilen Ländern lebt, deren Grenzen klar definiert 
und anerkannt sind, in dessen innere Angelegenheiten sich keine 
ausländische Kraft einmischt.

Bevor die KPCh 1949 zu einem »Organisationskaiser« auf-
stieg (Zheng Yongnian), war sie zunächst einmal in den Worten 
von Isaac Deutscher und in Anspielung auf den großen russi-
schen Bauernführer Jemeljan Iwanowitsch Pugatschow (1742–
1775) über mehr als 20 Jahre ein »Super-Pugatschow« (Deutscher 
1964: 15), lebte inmitten der Bauern und organisierte eine Bau-
ernarmee, schuf befreite ländliche Gebiete unter eigener Kon-
trolle, bewies sich als Partei des Volkes. Diese Gründungsge-
schichte ist bis heute lebendig und wird verstärkt im Rahmen 
des »roten Tourismus« wieder erinnert (Pieke 2021: 101).

Im Selbstverständnis der KPCh ist es die Partei, die das chi-
nesische Volk im Bürgerkrieg zur nationalen Einheit geführt hat 
und zugleich bis heute der Garant dieser Einheit ist. Die führende 
Rolle der KPCh wird als die entscheidende Bedingung dafür an-
gesehen, dass der Wiederaufstieg Chinas erfolgreich erfüllt wer-
den kann. Sie hat in diesem Verständnis eine nationale Mission 
und jeder Angriff auf die KPCh wird als Angriff auf China selbst 
gewertet. In China sind es nicht die gewaltenteiligen Institutio-
nen einer liberalen Demokratie, die die Einheit des Staates ver-
körpern, sondern es ist der zentrale Akteur des politischen Sys-
tems – die KPCh. In ihrem Verständnis bildet sie den Zement, der 
das chinesische Volk zusammenhält. Vor Augen steht das Schei-
tern der ersten chinesischen Republik, deren parlamentarische 
Repräsentanten nach Sun Yatsen vor allem ihre eigenen partiku-
laren Interessen vertraten und so einer Militärdiktatur den Weg 
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bereiteten, aber auch das Auseinanderfallen der Sowjetunion in 
Folge der Liberalisierung durch die Perestroika.

Die KPCh ist sich dessen bewusst, dass sie das Mandat des 
chinesischen Volkes zur Regierung immer wieder neu erwerben 
muss. Ganz in der chinesischen Tradition des stets drohenden 
Sturzes einer kaiserlichen Dynastie kann der Regierung durch 
das Volk das Mandat des Himmels in Unruhen, Aufständen bis 
hin zum Bürgerkrieg entzogen werden. Oder wie ein altes chine-
sisches Sprichwort sagt: »Der Himmel sieht, wie mein Volk sieht; 
der Himmel hört, wie mein Volk hört.« (Zitiert in Theobald 2019) 
Die wichtigste Bedingung für den Erhalt der Regierungsmacht ist 
aus Sicht der KPCh, dass sie sich als unverzichtbar für den wei-
teren Aufstieg Chinas, für die Wahrung von Einheit und Stabili-
tät und für wachsenden Wohlstand und Teilhabe für alle erweist. 
Patricia M. Thornton schreibt: »Ihre schiere Größe, ihr einzigar-
tiger historischer Werdegang und ihre Fähigkeit, trotz wiederhol-
ter Herausforderungen zu regieren, machen die KPCh zu einer 
der erfolgreichsten politischen Parteien der Geschichte. […] Der 
Schlüssel zum Überleben der Partei ist die Anpassungsfähigkeit 
ihrer Institutionen, die Widerstandsfähigkeit ihrer Praktiken und 
ihre Fähigkeit zur Innovation. Gleichzeitig hat die KPCh eine 
Geschichte von manchmal katastrophalen Misserfolgen einge-
räumt […].« (Thornton 2021: 1)

Herrschaft durch das Volk: Konsultative Demokratie 
Was aber bedeutet es, wenn eine Partei, die weder ihre eigene füh-
rende Stellung noch ihr Personal bei allgemeinen und geheimen 
Wahlen auf der Basis offener Parteienkonkurrenz zur freien Dis-
position stellt, sich als demokratisch versteht? Kann unter diesen 
Bedingungen überhaupt von einer Regierung durch das Volk in 
irgendeiner sinnvollen Weise die Rede sein? Oder in den Wor-
ten von Sun Yatsen: Wenn wir einmal eine handlungsstarke und 
effiziente Regierung haben, »wie kann sie durch das Volk kon-
trolliert und ausgerichtet werden« (Sun Yatsen 1924: 97) und so 
als Regierung durch das Volk realisiert werden?

In seinen Vorlesungen von 1923 führte Sun Yatsen eine Un-
terscheidung an, die bis heute in China nachzuwirken scheint. 
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Er ging davon aus, dass einerseits die demokratische Macht beim 
Volke liegen müsse, die kompetente Ausübung der Regierungs-
gewalt aber in den Händen einer davon unterschiedenen Gruppe: 
»Nur die Fähigen sollen herrschen!« (Sun Yatsen 1924: 100), so 
eine seiner Forderungen. Oder wie er zusammenfasst: »In un-
serem Land muss das Volk die politische Macht kontrollieren, 
aber es sollte einer Regierung, die sich aus Experten zusammen-
setzt, freie Hand bei der Verwaltung geben.« (Sun Yatsen 1924: 
102) Der Staat sei eine administrative Maschine, deren Handha-
bung bei kompetenten Staatsingenieuren liegen müsse. Ziel sei 
ein politisches System, wo das Volk umfassende Macht habe, die 
Richtung festzulegen, und die Regierung umfassende Durchset-
zungskraft (siehe Sun Yatsen 1924: 113). Gerade in Fragen des ef-
fizienten Staatsaufbaus sei China über Jahrtausende dem Westen 
voraus gewesen. Einerseits lag die exekutive, legislative und ju-
dikative Macht vereint beim Kaiser, aber das Aufsichtsrecht und 
das Recht der Beförderung auf der Basis von Prüfungen sei vom 
Kaiser relativ unabhängig gewesen. So sei auch die Gewaltentei-
lung in China vor der im Westen ausgebildet worden.

Aus dem stehenden Urteil, China habe ein autoritäres Regime, 
wird »logisch« geschlussfolgert, dass die Bürgerinnen und Bür-
ger die Politik ihrer Regierung nicht oder zumindest in deutlich 
geringerem Maße als in liberalen Demokratien beeinflussen. Chi-
nesische Politiker verweisen in diesem Zusammenhang ihrerseits 
darauf, dass in liberalen Demokratien Wahlen zwar beeinflussen, 
wer in Parlamenten Beschlüsse fasst bzw. regiert, diesem Parla-
ment und der Regierung aber dann für Jahre weitgehend freie 
Hand lassen. In China dagegen sei der Druck auf die Regierun-
gen aller Ebenen permanent. Wie die US-Amerikanische Wissen-
schaftlerin Ann Lee feststellt: »Chinas Führer sind äußerst sen-
sibel für die Tatsache, dass sie von der Macht entfernt werden 
könnten, wenn ihre Legitimität jemals in Frage gestellt würde. 
Angesichts der Dutzenden Millionen von Wanderarbeitern, die 
in Chinas Großstädten ständig auf der Suche nach Arbeit sind, 
würde es nicht viel brauchen, bis ein Aufstand die Sicherheits-
kräfte überwältigt und das Land in ein völliges Chaos stürzt. 
[…] Die Chinesen betrachten ihre Regierungsform tatsächlich 
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als demokratischer als die westliche Demokratie im idealen Sinne 
des Dienstes an der Öffentlichkeit. Sie sind der festen Überzeu-
gung, dass sie, obwohl sie die einzige Partei an der Macht sind, 
jederzeit von einer wütenden Öffentlichkeit abgesetzt werden 
können, wenn sie den langfristigen Interessen der Nation nicht 
dienen.« (Lee 2012: 88, 89)

Proteste sind in China Initialzündung für Reformen oder 
auch jähe Wendungen wie bei dem Ende der Null-Covid-Poli-
tik. Streiks, Aufläufe vor Behörden, der Shitstorm in den sozia-
len Medien, das System von Eingaben und Beschwerden erzeu-
gen einen – in Maßen durchaus gewünschten und geduldeten 
– Druck. Jene, die als Anführer stigmatisiert werden, bezahlen 
teilweise einen sehr hohen Preis. Toleranz und Repression gehen 
Hand in Hand. Es wird das gesamtstaatliche Monopol der offizi-
ellen Gewerkschaften bewahrt und doch gibt es viele Formen der 
Organisierung der Arbeiter jenseits dieser Gewerkschaften, mit 
denen die Behörden auch kooperieren. Man ist auf die Koope-
ration mit einer Arbeiterklasse angewiesen, die sehr mobil und 
teilweise auch sehr militant sein kann. Immer wieder erfassen 
Streikwellen einzelne Provinzen und Branchen. Aber auch öko-
logische Fragen, das Wohnungsproblem, kulturell konnotierte 
Konflikte brechen aus und signalisieren Veränderungsbedarf.

Wie dramatisch sich das Bottom-Up-Prinzip bei der Willens-
bildung auswirken kann, zeigte sich schon am Beginn des Re-
formprozesses. Im Oktober 1978 trafen sich 18 Bauern des Dorfes 
Xiaogang im Kreis Fengyang in der Provinz Anhui und fassten 
einen Beschluss, den sie auch schriftlich festhielten. Sie teilten 
das Land ihrer Kommune wieder zwischen den Familien auf und 
hielten fest: »Wenn wir erfolgreich sind, werden wir das Land 
nicht um Geld oder Getreide bitten. Wenn wir nicht [erfolgreich] 
sind, sind wir Kader bereit, Gefängnis oder die Todesstrafe zu 
riskieren.« Das Dokument befindet sich heute im Beijinger Na-
tionalmuseum Chinas (siehe Shui/Veeck 2012). Der chinesische 
Reformprozess war von Anfang an zugleich von unten wie von 
oben initiiert und vollzog sich im Wechselspiel.

Gerade auf lokaler Ebene sind die chinesischen Regierun-
gen denen vieler anderer Länder voraus, wenn es darum geht, 
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die Bevölkerung zu konsultieren und ihre Anliegen zu berück-
sichtigen. Dafür werden nicht zuletzt die modernen Medien ge-
nutzt. E-Governance unter aktiver Beteiligung der Bevölkerung 
ist keine Phrase. Auch viele zentrale Gesetzesvorhaben wie das 
Arbeitsgesetz wurden und werden umfassend diskutiert. Klaus 
Mühlhahn kommt zu dem Schluss: »Der Mangel an demokra-
tischen Prozessen und Institutionen [im liberalen Sinne, M.B.] 
in China erhöhte paradoxerweise den Druck zur Bewältigung 
öffentlicher Belange und politischer Herausforderungen. Öf-
fentliche Massenproteste alarmierten die Regierung und veran-
lassten sie zu schnellen Maßnahmen wie etwa Haftbarmachung 
von Verantwortlichen, Festnahmen von Funktionären und Ent-
schädigungszahlungen. Während fehlende demokratische Me-
chanismen zur Meinungsäußerung und Behebung der Unzu-
friedenheit der Bevölkerung sicherlich ein Hauptgrund für die 
Intensität vieler sozialer und politischer Unruhen waren, zwang 
dieses gleiche demokratische Defizit die Regierung, rasch wirk-
same Lösungen bei Skandalen und sozialen Spannungen zu fin-
den.« (Mühlhahn 2022: 643) Die KPCh drückt dies so aus: »Die 
ganze Partei muss sich fest ins Gedächtnis prägen, dass fortbe-
steht, wer sich auf Ernstfälle einstellt, und untergeht, wer sich in 
falscher Sicherheit wiegt. Es gilt, immer wieder für die Zukunft 
zu planen und auch in Friedenszeiten die Gefahren zu bedenken. 
Wir müssen das neue große Projekt des Parteiaufbaus im neuen 
Zeitalter weiter vorantreiben, an der umfassenden strengen Füh-
rung der Partei festhalten, den Aufbau des Arbeitsstils der Par-
tei und einer redlichen und rechtschaffenen Regierung sowie den 
Kampf gegen Korruption entschlossen vorantreiben.« (ZK der 
KP Chinas 2021: 67)

China ist ein Land von hoher wirtschaftlicher, sozialer und 
kultureller Heterogenität mit 1,4 Mrd. Menschen. Eine der 
Hauptaufgaben ist es, möglichst häufig zu Entscheidungen zu 
kommen, die auf der Basis der Anhörung der Ansichten aller 
relevanten betroffenen Kräfte und der Berücksichtigung der 
wesentlichen Interessen gefällt werden. Entscheidungen müs-
sen so vorbereitet werden, dass sie möglichst vielen Beteiligten 
nützen – oder wie die Chinesinnen und Chinesen sagen, sich als 
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Win-win-Entscheidungen darstellen. Auf der Basis eines Ein-
parteienstaates gibt es dafür nur den Ausweg einer konsultati-
ven Demokratie, in der breite Beteiligung an der Diskussion und 
Monopolisierung des Letztentscheidungsrechts durch die Par-
teiorgane verbunden werden.

Eine konsultative Demokratie im Rahmen eines kommunisti-
schen Einparteienstaats bürdet beiden Seiten eine hohe Verant-
wortung auf: Die Geltendmachung von Interessen, die Äußerung 
von eigenen Positionen und die Entwicklung kritischer Analy-
sen darf das Monopol der Staatspartei nicht infrage stellen, und 
dieses Monopol darf seinerseits nicht den Raum zerstören, in 
dem Interessen artikuliert und Positionen geäußert werden. Die 
KPCh bezieht sich dabei immer wieder auf ein im revolutionä-
ren Kampf entwickeltes Prinzip, das mit Mao Zedong verbunden 
wird. Dieses Prinzip besagt, »die Ideen der Massen zu bündeln 
und in systematische Ideen umzuwandeln, dann zu den Massen 
zu gehen, damit die Ideen durchgehalten und durchgesetzt wer-
den, und die Richtigkeit dieser Ideen in der Praxis der Massen zu 
prüfen« (CPC Central Committee 1981, These 30). Demzufolge 
geht es nicht um einen Top-Down-Prozess, sondern um einen 
Zyklus, der die Pole »Partei« und »Massen« in ihrer Vielfalt in 
ständige Wechselbeziehung setzt. Doris und John Naisbitt for-
mulieren das Ergebnis so: »Die Partei hat sich von einem will-
kürlichen, von der Spitze abwärts regierenden, autokratischen 
System in ein funktionierendes Ein-Parteien-System mit starker 
Beteiligung der Basis und zunehmender Transparenz seiner Ent-
scheidungen und deren Umsetzung gewandelt.« (Naisbitt/Nais-
bitt 2009: 57f.) In den letzten Jahrzehnten wurde ein umfassendes 
System entwickelt, um auf den verschiedenen Ebenen Entschei-
dungen auf der Basis von Konsultationen zu etablieren. »Wich-
tige Entscheidungen des Zentralkomitees der KPCh werden mit 
großer Sorgfalt getroffen. Wichtige Pläne werden in verschiede-
nen Abteilungen, in den zuständigen Führungsgruppen des Zen-
tralkomitees und im Staatsrat erörtert, bevor sie den Sitzungen 
des Ständigen Ausschusses des Politbüros und den Sitzungen des 
Politbüros des Zentralkomitees der KPCh zur Beratung vorge-
legt werden. Bestehen sie die Überprüfung nicht, werden sie zur 
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erneuten Prüfung und Überarbeitung zurückgenommen und in 
späteren Sitzungen erneut diskutiert. Diese Verfahren sind ob-
ligatorisch und institutionell festgelegt.« (Xin Xiangyang 2020: 
169) Berichte des Generalsekretärs an einen Parteitag werden 
durch Studiengruppen vorbereitet, die auch in die Provinzen fah-
ren und sich dort mit Vertretern aus den verschiedensten sozia-
len Gruppen und wissenschaftlichen wie politischen Einrichtun-
gen beraten (Kuhn 2005: 509–511). Immer wieder aber werden 
diese konsultativen Prozesse eingeschränkt, sobald angenommen 
wird, dass sie das Machtmonopol der Partei bedrohen könnten.

Demokratie für das Volk: 
Die KPCh als Dienstleisterin für das Volk
Sun Yatsen formulierte als drittes demokratisches Prinzip das 
der Wohlfahrt des Volkes – der Demokratie für das Volk. Die 
Regierung habe sich der sozialen Frage zu widmen, wie sie sich 
unter den Bedingungen der Industrialisierung völlig neu stelle. 
Dieses dritte Prinzip besitzt für ihn unmittelbare Berührungs-
punkte zum Sozialismus oder Kommunismus: »Man kann sa-
gen, dass der Kommunismus das Ideal der Wohlfahrt des Vol-
kes ist, und dass die Lehre von der Wohlfahrt des Volkes die 
praktische Anwendung des Kommunismus ist […]. Erst wenn 
die Lehre vom Lebensunterhalt in die Praxis umgesetzt ist, wird 
die soziale Frage gelöst sein und die Menschheit in den Genuss 
des größten Segens kommen können.« (Sun Yatsen 1924: 130) 
Sun Yatsen kritisierte, dass die Mehrheit der Kuomintang-An-
hänger nur die Prinzipien des Nationalbewusstseins und der 
Rechte des Volkes, aber nicht das der Lehre vom Lebensunter-
halt und des Wohls des Volkes angenommen hätten (Sun Yatsen 
1924: 133). Zugleich warnte er vor der Übernahme der ortho-
dox marxistischen Ideen: »Wir sollten uns darüber im Klaren 
sein, dass Chinas Problem die Armut und nicht die ungleiche 
Verteilung des Reichtums ist. In einer Gesellschaft, in der der 
Reichtum zu ungleich verteilt ist, stellen die Marxschen Ideen 
von Klassenkampf und Diktatur eine geeignete Lösung dar. In 
China ist die Industrie nicht entwickelt, und daher hat das Land 
wenig Verwendung für diese Ideen. Wir können heute also die 
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Ideen von Marx als Referenz studieren, aber wir dürfen seine 
Methoden nicht anwenden.« (Sun Yatsen 1924: 138) 

Der Kritik an Chinas politischem System liegt auch zugrunde, 
dass angenommen wird, dass »Demokratien ihren Bürgern ten-
denziell mehr öffentliche Güter zur Verfügung als autoritäre 
Regime« (Dickson 2016: 11) bereitstellen würden, weil die Re-
präsentanten wiedergewählt werden wollen. Versteht man die 
KPCh als leninistischen organisatorischen Kaiser und als einen 
den chinesischen Staat begründenden, die Gesellschaft transfor-
mierenden Akteur, dann stellt sich die Frage, warum sie den Inte-
ressen Chinas und seiner Bevölkerung folgen sollte und nicht nur 
dem Interesse am eigenen Machterhalt und der Bereicherung sei-
ner Führungsgruppe. Wieso sollte die Partei ihrer immer wieder 
erklärten Selbstverpflichtung »Dem Volke dienen« nachkom-
men? Mancur Olson hatte 1993 in einer Rational-Choice-basier-
ten Konstruktion versucht nachzuweisen, in welchem Maße das 
Eigeninteresse einer Regierung mit dem der Regierten in Über-
einstimmung liegen könne. Ein autoritärer Machthaber würde 
nur dann und in dem Maße Steuergelder für öffentliche Güter 
ausgeben, wie dadurch jener Anteil, den er durch Steuern erzie-
len kann und für sich selbst zu nutzen vermag, gleichfalls gestei-
gert werden könne: »Er wird […] Geld für öffentliche Güter aus-
geben bis zu dem Punkt, an dem sein letzter Dollar an Ausgaben 
für öffentliche Güter eine Erhöhung seines Anteils am Volks-
einkommen um einen Dollar bewirkt.« (Olson 1993: 570) Da 
im Unterschied zu autoritären Systemen in liberalen Demokra-
tien die Regierung von den Regierten bestellt sei, würden diese 
ihre Zustimmung zu Ausgaben für öffentliche Güter nicht nur 
mit der Möglichkeit von erhöhten Einnahmen der Regierung 
ins Verhältnis setzen, sondern vor allem auch zu der Steigerung 
der eigenen Einkommen. Deshalb hätten Demokratien der Ten-
denz nach höhere Ausgaben für öffentliche Güter und geringere 
Steuern als Autokratien. Kontrafaktisch dazu steigert China je-
doch ständig die Aufwendungen für öffentliche Güter und ver-
sucht zugleich, die Steuern niedrig zu halten. Die KPCh verhält 
sich also nicht wie ein Autokrat, der nur sein eigenes Interesse 
im Auge hat. Wie ist dies möglich?
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Schon der Rückblick auf die sowjetisch geprägten Gesellschaf-
ten Osteuropas lässt daran zweifeln. Mehr noch gilt dies heute 
für China: Gerade aus der Verbindung von kommunistischer und 
nationaler Legitimation einerseits und dem Wissen der KPCh 
um die besondere Verwundbarkeit ihrer führenden Stellung an-
dererseits erwuchs in den letzten Jahrzehnten ein umfassendes 
Programm der Bereitstellung öffentlicher Güter wie die Kran-
ken- und Rentenversicherung, die Entwicklung des Bildungs- 
und Gesundheitssystems, der ökologische Umbau usw. Ganz 
im Gegensatz zu liberalen sozialwissenschaftlichen Annahmen, 
dass »autoritäre« Systeme Hochschulbildung einschränken (Di-
ckson 2016: 186), hat China diese in den letzten 20 Jahren rasch 
ausgeweitet. Man könnte auch sagen, die KPCh verhält sich ei-
nerseits tatsächlich wie eine autoritäre Partei, wenn man darun-
ter eine Kraft versteht, die das eigene Machtmonopol mit aller 
ihr zur Verfügung stehenden Macht schützt. Andererseits aber 
agiert sie wie eine demokratische Kraft, indem sie die Einheit des 
Volkes zu wahren sucht, Reformen initiiert hat, um den Einfluss 
der Bürgerinnen und Bürger auf die konkrete Politik zu erhö-
hen, und sich stark an öffentlichen Gütern und dem Wohlstand 
der Bevölkerung sowie dem Aufstieg Chinas in der Weltgesell-
schaft orientiert.

Die arbeitenden Klassen als Akteure der Transformation 
Chinas werktätige Bevölkerung umfasst heute rd. 810 Mio. Men-
schen, 290 Mio. davon gehören zu denen, die als Bauern-Arbeite-
rinnen und -Arbeiter registriert sind. Sie haben keinen dauerhaf-
ten Wohnsitz am Ort ihrer Arbeit (Green 2018), der ihnen volle 
Rechte auf die entsprechenden sozialen und kulturellen Dienst-
leistungen in der Stadt gibt und auch politische Rechte sichert. 
Seit Beginn der Reform- und Öffnungspolitik 1978 haben die 
arbeitenden Klassen Chinas eine ungeheure, teilweise sehr harte 
Transformation durchlaufen. Es wäre aber falsch, diesen Prozess 
auf ein »Opfer-Narrativ« (kritisch dazu Pringle/Fuchs 2015: 53) 
zu verkürzen. Es sind Prozesse von Verlust, Emanzipation und 
Eroberung neuer individueller, aber auch kollektiver Gestal-
tungsräume. In den Jahren zwischen 1978 und 2000 entstand 
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der weltweit größte nationale Arbeitsmarkt. Die »eiserne Reis-
schale«, die die Arbeiterinnen und Arbeiter der staatlichen Be-
triebe bis 1978 abgesichert hatte, wurde zerschlagen (Fuchs 2015: 
308). Allein zwischen 1998 und 2001 wurden 22,5 Mio. Arbeiter-
innen und Arbeiter entlassen, insgesamt waren es über 50 Mil-
lionen (Pringle/Fuchs 2015: 56; Fuchs 2015: 312). Mit der Auf-
lösung der landwirtschaftlichen Kommunen wurden zugleich 
Hunderte Millionen Bäuerinnen und Bauern in die entstehen-
den Arbeitsmärkte hineingezogen.

Diese Freisetzung der Arbeitskräfte aus staatlichen Betrieben 
und landwirtschaftlichen Kommunen schuf auch in China die 
»doppelt freie Lohnarbeit«. Diese Freiheit war zudem doppelt 
eingeschränkt: einerseits durch die ungleichen Rechte der Ar-
beitsmigrantinnen und Arbeitsmigranten gegenüber denen, die 
am entsprechenden Ort registriert waren und vollen Zugang zu 
den städtischen Dienstleistungen (Gesundheit, Bildung, soziale 
Absicherung) erhielten; andererseits durch die Tatsache, dass sie 
keine vom Staat und der Partei unabhängige Gewerkschaften bil-
den können. Anfangs wurden die Arbeitsmigrantinnen und -mi-
granten nicht einmal in die offiziellen Gewerkschaften (ACGB) 
aufgenommen, da sie als Bauern galten. Es dauerte auch, bis die 
offiziellen Gewerkschaften die Organisierung der Beschäftigten 
im privatwirtschaftlichen Sektor übernahmen.

Pringle und Fuchs skizzieren die Ambivalenz der offiziellen 
Gewerkschaften in folgender Weise: »Die Führung durch die Par-
tei stellte in der Reformära ein zweischneidiges Schwert für den 
ACGB dar. Einerseits verlieh es der Organisation ausreichend po-
litisches Kapital, um sich zu regenerieren und eine tragende Rolle 
in der Ausarbeitung von Gesetzen sowie innerhalb der neuen In-
stitutionen zur Regulation der Arbeitsverhältnisse einzunehmen 
[…] Andererseits wurde das Vertrauen in die Repräsentations-
fähigkeit des ACGB durch seine Unterordnung unter die Partei 
und die entsprechende Befolgung politischer Vorgaben zersetzt. 
An seiner traditionellen Basis im Staatssektor war der ACGB po-
litisch daran gehindert, sich gegen die Restrukturierungen und 
die massiven Jobverluste aufzulehnen. […] Mit der Annäherung 
der Arbeitsmärkte im staatlichen und privaten Sektor durch die 
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Ausbreitung kapitalistischer Arbeitsverhältnisse wurden Klas-
senkämpfe zur entscheidenden Triebkraft für Gewerkschaftsre-
formen.« (Pringle/Fuchs 2015: 58)

Die Klassen- und Sozialverhältnisse des heutigen Chinas sind 
im Prozess von Reform und Öffnung von oben wie von unten, 
zentralstaatlich und regional sowie lokal, durch staatliche, kol-
lektive und private Akteure entstanden. Kommodifizierung der 
Arbeitskraft und Einschränkung des Warencharakters der Ar-
beitskraft im Maße der Kodifizierung der Arbeitsverhältnisse und 
sozialstaatliche Reformen bildeten die Zyklen der Transforma-
tion. Die kollektiven Protestbewegungen der Arbeiterinnen und 
Arbeiter und insbesondere der Arbeitsmigrantinnen und -mig-
ranten wie aber auch die individuelle Bereitschaft, sich schnell 
einen neuen Arbeitsplatz zu suchen und so Regionen und Un-
ternehmen in eine Konkurrenz um knapper werdende Arbeits-
kräfte zu versetzen, haben immer wieder Krisen ausgelöst, auf die 
Staat wie Unternehmen, aber auch die Arbeiterinnen und Arbei-
ter selbst Antworten finden mussten. Es gibt Hunderttausende 
Arbeitskonflikte jährlich. Von einer Ohnmacht gegenüber dem 
Staat und den Unternehmen kann keine Rede sein. Während Eng-
lands Arbeiterklasse über fast siebzig Jahre nach der Industriel-
len Revolution keine wirkliche Verbesserung ihres Lebensstan-
dards erreichen konnte, sieht die Erfolgsbilanz der chinesischen 
Arbeiterklasse seit 1978 deutlich anders aus, ohne dass eine au-
tonome Arbeiterbewegung entstand. Studien zu den Aktionen 
der Arbeiterinnen und Arbeiter Chinas kommen zu dem Schluss: 
»Man kann mit Fug und Recht behaupten, dass die kollektiven 
Aktionen der chinesischen Arbeiterinnen und Arbeiter zu einem 
anhaltenden externen Druck geworden sind, der die Arbeitspoli-
tik der Regierung sowohl auf lokaler als auch auf zentraler Ebene 
beeinflusst.« (Leung 2014: 4) 

In jeder Situation, in der die Prozesse außer Kontrolle der 
Partei zu geraten schienen, wo sich Unzufriedenheit, Kritik 
und Verselbständigung gegenüber der Hegemonie durch die 
KPCh zu einem brisanten Krisenknäuel verbanden, wurde mit 
Umbauprozessen reagiert. Die Erwartung, soziale Konflikte bis 
hin zum offenen Klassenkampf würden eskalieren, hat sich nicht 
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bestätigt. Es zeigt sich, »dass der Parteistaat dort, wo es notwen-
dig war, eine engere Beziehung zu gesellschaftlichen Gruppen 
hergestellt hat, die andernfalls eine Herausforderung für das Re-
gime darstellen könnten« (Goodman 2014: 156). Innerhalb des 
gegebenen politisch-sozialen Systems wurden funktionale Äqui-
valente gefunden, die es erlauben, Antworten auf die Ansprüche 
der Arbeiterinnen und Arbeiter sowie der Angestellten auf Par-
tizipation und Repräsentation zu finden.

1978 war China eine Gesellschaft hoher Gleichheit mit ei-
nem Gini-Koeffizienten von 0,2. Aber es war eine Gleichheit in 
der Armut (Goodman 2014: 45). In der ersten Welle der Refor-
men stiegen gerade die Einkommen der unteren Gruppen, in der 
Landwirtschaft, aber auch in der Industrie an. Die »Kopfarbei-
ter« waren zunächst die relativen Verlierer. Chinesische Sozialfor-
scher sprachen vom Phänomen »Kopf-Körper-verkehrt-herum«, 
da das kulturelle Kapital von Bildung entwertet schien (Chunling 
2016: 66). In der zweiten Phase ab 1996 stiegen die sozialen Dif-
ferenzierungen rasant an und die Ungleichheit wuchs sprunghaft. 
2010 erreichte der Gini-Koeffizient den Wert von 0,45. Die Klas-
senpolarisierung wurde sehr hoch. Die Kluft zwischen den Mit-
telschichten und den ärmeren Gruppen nahm deutlich zu. Das 
staatliche System der Wohnregistrierung und der Privilegien für 
bestimmte Betriebe und Organisationen, das marktwirtschaft-
liche System und die Strukturen politischer Verteilung von Macht 
und Eigentum bildeten eine Trias der Ungleichheit. Politisches, 
soziales, ökonomisches und kulturelles Kapital (Bourdieu 2015) 
wurden zu jenen Ressourcen, die über Klassenlage und Aufstiegs-
chancen bzw. Abstiegsgefahren entschieden. Die Bedeutung des 
politischen Kapitals wurde gegenüber dem ökonomischen Ka-
pital wieder gestärkt (Chunling 2016: 72).

Yan Ye von der Chinesischen Akademie für Sozialwissenschaf-
ten (CASS) schrieb mit Blick auf die sozialen Gruppen der Ge-
sellschaft 2018: »Der obere Bereich zeichnet sich durch Luxus 
und Vulgarität aus. Die Mitte ist energisch und ängstlich, und der 
untere Teil arbeitet bis zum Umfallen und ist wütend. Bei der 
Verfolgung von Interessen wird der Wettbewerb in der gesam-
ten Gesellschaft immer erbitterter.« (Zitiert in Goodman 2014: 
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63) Darauf reagierte die neue Parteiführung. Mittlerweile gibt es 
Tendenzen, dass die soziale Polarisierung wieder sinkt, und zwar 
deutlich. Die OECD und die Weltbank geben für das Ende des 
2010er-Jahrzehnts 0,38 an (OECD 2022). Ziel ist es, den Gini-
Koeffizienten bis 2040 auf 0,30 zu senken. Dies entspricht dem 
heutigen Niveau Deutschlands. Auch die regionalen Disparitä-
ten und die Ungleichheit mit Bezug auf Geschlechterverhältnisse 
sind relativ hoch, aber die Maßnahmen, dem entgegenzuwirken, 
wurden massiv ausgeweitet. In den ersten beiden Jahrzehnten wa-
ren Wachstum des Bruttosozialprodukts und Verbesserung der 
Lebensmöglichkeiten sehr stark miteinander verbunden, mitt-
lerweile hat sich die Korrelation abgeschwächt. Die KPCh stellt 
deshalb das Konzept der »auf die Bürgerinnen und Bürger zen-
trierten Entwicklung« ins Zentrum.

In jeder der bisherigen drei Wellen der Epoche der Reform- 
und Öffnungspolitik waren vielfältige, örtlich und zeitlich be-
grenzte Proteste, politisch-intellektuelle und akademische In-
terventionen sowie Lernprozesse in der KPCh auf lokaler, 
regionaler und gesamtstaatlicher Ebene der Auslöser für teil-
weise starke und deutliche Veränderungen der Politik. Weder 
ist die KPCh die einzige Kraft, die politisch etwas bewegt, noch 
gibt es die Arbeiterklasse, Bauernschaft oder die Mittelschicht 
als organisierter Klassen akteur. Transformation mit chinesischer 
Prägung vollzieht sich als komplexe Interaktion politischer, so-
zialer und kultureller Kräfte unter der bisher immer wieder neu 
sich herstellenden Hegemonie der KPCh und in den Struktu-
ren, die von ihr dominiert werden.

Eine der klassischen Annahmen der klassischen Moderni-
sierungstheorie ist, dass die Mittelschichten einer Gesellschaft 
zu liberalen Einstellungen tendieren. Dies hat sich nicht nur in 
westlichen Gesellschaften nicht bestätigt, sondern trifft in die-
ser Eindimensionalität auch nicht auf die VR China zu. Das In-
formationsniveau der chinesischen Mittelschichten ist hoch, viele 
haben Reisen ins Ausland absolviert und sich eine eigene Mei-
nung gebildet. Sie vergleichen ständig die Vor- und Nachteile 
des eigenen Systems unter Führung der KPCh mit denen der 
USA oder anderer Staaten sehr pragmatisch mit Blick auf deren 
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Leistungsfähigkeit, bezogen auf die eigenen Bedürfnisse, aber 
auch hinsichtlich der Stellung Chinas in der Welt.

Sie erwarten von Partei und Staat die Umsetzung jener Erwar-
tungen, die sie formuliert haben. Und diese sind in vielen Berei-
chen kritisch, wenn es um soziale Gerechtigkeit, Möglichkeiten 
der Mitsprache, Ökologie, öffentliche Dienstleistungen in den 
Bereichen von Bildung und Gesundheit und nicht zuletzt im Be-
reich von Wohnen und Wohneigentum geht. Der Staat erscheint 
in dieser Hinsicht als Transformationsagentur und präsentiert 
sich auch als solche. Solange er sich dabei bewährt, wird das Ar-
rangement auch halten. Ying Miao kommt auf der Basis empiri-
scher Untersuchungen in der südchinesischen Stadt Ningbo zu 
dem Schluss: »Die Mittelschicht […] ist der festen Überzeugung, 
dass nur die Regierung den Wandel maßgeblich vorantreiben 
kann.« (Ying Miao 2016: Kapitel 4.6) Aufgrund ihrer Erfahrun-
gen in China und mit Blick auf die internationalen Verhältnisse 
haben die Angehörigen dieser Mittelschichten ein Set miteinander 
verbundener und nur auf den ersten Blick inkompatibler Auffas-
sungen herausgebildet, die sie aber als sich ergänzende und be-
dingende Pole des Sowohl-als-auch, von Yin und Yang verstehen 
und nicht als Antagonismen. Es hängt von den konkreten Bedin-
gungen ab, wie die Gegensätze artikuliert werden. Der Fluss, auf 
dem Chinas kommunistischer Parteistaat schwimmt, ist in stän-
diger Bewegung und kann immer auch gefährliche Wirbel erzeu-
gen, wenn das Schiff nicht den Kurs stets neu so bestimmt, dass 
den Interessen und Werten der Bürgerinnen und Bürger Chinas 
Rechnung getragen wird und es nicht zur Spaltung der Crew 
kommt. Dies weiß die Parteiführung.

Die Paradoxa des chinesischen politischen Systems 
Die gängigen liberalen Theorien können die politische Wirklich-
keit Chinas nicht erklären. Sie scheitern am Widerspruch zwi-
schen einer hochdynamischen Wirtschaft und Gesellschaft und 
der Annahme eines rigide politischen Kommandosystems mit to-
talitären Zügen. Immer wieder wird behauptet, dass die Erfolge 
Chinas trotz der Führung durch die KPCh erreicht wurden, ob-
wohl so vieles auf das Gegenteil hinweist. In eine ähnliche Falle 
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laufen eine ganze Reihe marxistischer Forscher, die den Wider-
spruch dadurch einebnen, dass sie das leninistische System chi-
nesischer Prägung einfach zum idealen Überbau eines modernen 
Staatskapitalismus erklären. Die obige Darstellung sollte deut-
lich gemacht haben, dass die KPCh versucht, sich den Problemen 
von Legitimation und Herrschaft einer komplexen Gesellschaft 
in einer globalen Welt hoher Ungleichheit und wechselseitiger 
Abhängigkeit dadurch zu stellen, dass sie in immer neuen An-
läufen danach sucht, wie sie den damit verbundenen Widersprü-
chen unter Wahrung und Stärkung ihrer eigenen Hegemonie in 
der chinesischen Gesellschaft und ihrer Führungsrolle im politi-
schen System gerecht werden kann. Die Widersprüche zwischen 
dem Willen der Vielen und dem komplexen Gesamtwillen wer-
den nicht unterdrückt, sondern in sehr verschiedenen Formen 
vermittelt. Die unantastbare Bedingung: Die führende Rolle der 
KPCh bleibt gewahrt. Was China dabei erreicht hat, erscheint 
vom Standpunkt vieler westlicher Theorien paradox. Auf einige 
wenige dieser Paradoxa sein resümierend eingegangen. 
	Viele Freiheiten, aber keine Freiheit gegen den Staat: Niemals 

zuvor in der chinesischen Geschichte hatten die Bürgerin-
nen und Bürger Chinas so viele Freiheiten, ihr Leben selbst-
bestimmt zu gestalten, aber es gibt keinen Anspruch auf Frei-
heit schlechthin, der gegenüber dem Staat durchgesetzt werden 
könnte. 

	Viel demokratischer Einfluss, aber keine demokratische Ent-
scheidung darüber, welche Partei regiert: Es gibt vielfältige 
Wege, wie die Bürgerinnen und Bürger die Politik ihres Lan-
des, ihrer Provinz, ihrer Kommune und ihres Kiezes beein-
flussen können. Ihre Stimme zählt und wird gehört. Ihre Inte-
ressen werden umfassend beachtet. Aber dies erfolgt selektiv. 
Auf viele Entscheidungen nehmen die Bürgerinnen und Bür-
ger – konsultiert durch Protest, durch Umfragen – Einfluss, 
aber nicht auf die Frage, dass es die KPCh ist, von der sie re-
giert werden. 

	Eine blühende Zivilgesellschaft, aber zu den Konditionen der 
herrschenden Partei: Das Maß der gesellschaftlichen Selbst-
organisation ist in China relativ hoch. Die Zivilgesellschaft 
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erfährt eine umfassende Unterstützung dort, wo sie Prob-
leme angeht, die durch die KPCh als relevant angesehen wer-
den oder wo Duldung angesagt scheint. Sie endet abrupt an 
dem Punkt, wo die zivilgesellschaftlichen Akteure das politi-
sche Monopol der KPCh herausfordern. 

	Ausbau des Rechtssystems, aber kein Rechtsstaat: China hat in 
den letzten Jahrzehnten sein Rechtssystem aus- und umgebaut. 
Der Schutz der Individuen, ihrer Familien, auch der Eigen-
tumsrechte ist weit fortgeschritten. Es gibt keine Herrschaft 
des Rechts, sondern durch das Recht. Dies macht China nicht 
zum liberalen Rechtsstaat. Doch sollte bedacht werden: Ein 
Nicht-Rechtsstaat ist keinesfalls zwangsläufig ein Unrechts-
staat, so wie ja auch ein Nicht-Mensch keinesfalls ein Un-
mensch sein muss. Unrechtsstaaten sind jene, die das Unrecht 
des Massenmordes und der Völkervernichtung zum Staatsziel 
erheben. Davon kann in China nicht die Rede sein.

Das chinesische politische System ist vor allem deshalb verwund-
bar, weil es dem Grundprinzip der liberalen Moderne, dass der 
freie Wille der Einzelnen der Ausgangspunkt politischer Legi-
timation sei, widerspricht. Wie Sun Yatsen sehen es aber auch 
heute viele in China: Die politische Freiheit der Einzelnen lässt 
das Ganze zerfallen, wenn sie nicht dem Ganzen untergeordnet 
wird und sich an dem Ganzen orientiert. Das kommunistische 
System Chinas versucht, im Selbstverständnis der KPCh zumin-
dest, auf die Hegelsche Herausforderung zu antworten, eine Si-
tuation herbeizuführen, in der »die Freiheit die Freiheit wolle« 
(Hegel 1981: 58). 
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Kapitel 8
Sozialismus als geplante Mischwirtschaft 

Der chinesische marxistische Politökonom Cheng Enfu der 
Chinesischen Akademie für Sozialwissenschaften definiert die 
Grundmerkmale des chinesischen Systems mit Verweis auf Marx 
wie folgt: »Sozialismus mit chinesischen Merkmalen = öffentli-
ches Eigentum als Hauptstütze und nicht-öffentliches Eigen-
tum als Ergänzung + marktwirtschaftliche Verteilung nach Ar-
beit als Hauptstütze und Verteilung nach Kapital als Ergänzung 
[…] + durch den Plan oder den Staat gelenkte Marktwirtschaft.« 
(Cheng Enfu 2021: 9) Man könnte also von einem System spre-
chen, das einen bewusst gestalteten hybriden Charakter hat. Ge-
gensätzliche Elemente werden verbunden und in ihrem Wirken 
ständig überprüft. Es gibt keine Entwicklungsrichtung zur reinen 
Marktwirtschaft und der Ausbau von gesellschaftlicher Planung 
wird nicht verstanden als Einschränkung oder gar Ersatz von 
marktwirtschaftlichen Prozessen. Xi Jinping hat in einer Rede 
– übrigens beim »15. Kollektiven Lernen« des Polit büros des 
XVIII. ZK der KP Chinas – unter der Überschrift »Die unsicht-
bare und die sichtbare Hand« den Gedanken so ausgedrückt: »In 
der Frage der Funktionen des Marktes und der Regierung sollen 
wir diese beiden – die ›unsichtbare Hand‹ des Marktes und die 
›sichtbare Hand‹ der Regierung – dialektisch betrachten und gut 
nutzen. Wir müssen uns darum bemühen, die Funktionen des 
Marktes und der Regierung miteinander zu einer organischen 
Einheit zu verbinden, um eine sich gegenseitig ergänzende, ko-
ordinierende und fördernde Konstellation zu schaffen.« (Xi Jin-
ping 2014b: 141)

In diesen Formeln sind eine Reihe von Charakteristika ver-
einigt: Erstens unterliegt das gesamte Wirtschaftssystem einer 
langfristigen zielgerichteten Steuerung. Die wirtschaftslenken-
den Akteure betonen vor allem das Ziel der Erneuerung Chinas 
als großer zivilisatorischer Macht zur Entfaltung der Bedürf-
nisse seiner Bevölkerung sowie als Beitrag zur Lösung globaler 
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Probleme einer »Schicksalsgemeinschaft der Menschheit«. Zwei-
tens handelt es sich um eine Mehrsektorenwirtschaft, wobei ver-
sucht wird, die spezifischen Vorteile jedes Sektors zu entfalten 
und dafür Sorge zu tragen, dass ihre jeweiligen Nachteile durch 
andere Sektoren kompensiert werden. Das radikale Schrumpfen 
des staatlichen Sektors hat keineswegs dazu geführt, dass dessen 
Bedeutung für die Durchsetzung der übergreifenden Strategie 
zurückgegangen ist. In dieser Funktion wurde er eher gestärkt 
und eine Welle weiterer Privatisierungen ist ausgeblieben (Sarat-
chand 2020: 119). In den letzten Jahren wurde die Macht privater 
Schlüsselkonzerne eingeschränkt. Drittens wird intensiv daran 
gearbeitet, den Charakter der wirtschaftlichen Akteure als Un-
ternehmen, die das eingesetzte Kapital effizient nutzen und einem 
starken nationalen und internationalen Wettbewerb ausgesetzt 
sind, durchzusetzen und zu erhalten. Wollte man diese verschie-
denen Merkmale des chinesischen Wirtschaftssystems begrifflich 
zusammenfassen, könnte man von einer gelenkten Mehrsektoren-
wirtschaft mit starker unternehmerischer Fundierung sprechen. 
Die dahinterstehende Konzeption wird auch so zusammenge-
fasst: »Innovation ist die treibende Kraft der Entwicklung, wäh-
rend Koordination die Kunst, ökologische Rücksichtnahme der 
Modus und Offenheit der notwendige Helfer der Entwicklung 
ist. Das Ziel ist Entwicklung für alle, und die Garantie für diese 
Entwicklung ist Sicherheit.« (Hu Angang et al. 2021: 28)

Planung mit chinesischer Prägung
Die Wirtschaftsreformen Chinas, ihre wesentlichen Züge und 
Zäsuren, sind ausgiebig beschrieben worden (siehe u. a. Hu 
Angang et al. 2017; Wemheuer 2019; Weber 2021). Im Fol-
genden wird auf einige Aspekte eingegangen. Der Erste ist die 
Frage der Planung. Nur wer Planung damit verwechselt, bei ei-
ner Reise durch einen unbekannten Kontinent jeden einzelnen 
Schritt im Voraus festlegen zu wollen, kann auf die Idee kom-
men, dass sich Planung, unternehmerische Selbstverantwortung 
für das eingesetzte Kapital und Arbeitsvermögen sowie markt-
wirtschaftliche Allokation von Ressourcen grundsätzlich aus-
schließen. Bei der volkswirtschaftlichen oder auch regionalen 
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bzw. kommunalen Planung ökonomischer Entwicklungen geht es 
um die angestrebten Ergebnisse und um die Schaffung der dafür 
notwendigen Bedingungen, soweit dies durch die öffentlichen 
Einrichtungen möglich ist. Dazu zählen Schaffung der Infra-
struktur im weitesten Sinne, Angebote von sozialen und kultu-
rellen Diensten oder von Bildungs- und Forschungsleistungen. 
Zugleich gehören dazu der Aufbau von Netzwerken, die öffent-
liche, staatliche, semistaatliche und private Wirtschaftsakteure 
symbiotisch verbinden und die Ausrichtung an den Planzielen 
befördern. Von Bedeutung sind Unternehmen, die sich direkt 
oder teilweise in öffentlicher Hand befinden und Schlüsselbe-
reiche kontrollieren oder stark beeinflussen. 

Rainer Land hat die Unterscheidung zwischen den Konzepten 
der Marktwirtschaft, der regulierten und der gelenkten Markt-
wirtschaft entwickelt. Während eine regulierte Marktwirtschaft 
vor allem darauf abzielt, das volkswirtschaftliche Gleichgewicht 
zu gewährleisten, Vollbeschäftigung zu sichern oder die Inflation 
zu kontrollieren, gehe es bei der gelenkten Marktwirtschaft um 
die »inhaltliche Gestaltung wirtschaftlicher Entwicklung« (Land 
2020: 8): »Gelenkte wirtschaftliche Entwicklung geht über regu-
liertes Wachstum hinaus, weil inhaltlich bestimmte Entwicklungs-
richtungen angesteuert werden. […] Gelenkte volkswirtschaftli-
che Entwicklung setzt inhaltlich bestimmte geteilte Ziele voraus.« 
(Land 2020: 12) Diese inhaltliche Gestaltung ist aber ohne einen 
umfassenden Prozess der Planung und des organisierten Zusam-
menspiels sehr verschiedener Akteure bei der Planvorbereitung 
und -umsetzung unmöglich.

Seit Jahrzehnten wird über den Charakter des chinesischen 
Wirtschaftssystems gestritten. Eine der Schwierigkeiten liegt da-
rin, dass der Begriff Planwirtschaft irreführen kann. Wie Hong-
jun Yu schreibt: »In einem planwirtschaftlichen System ist die ge-
samte Gesellschaft eine einheitliche Wirtschaftsorganisation. Die 
Regierung trifft die Entscheidungen für die wirtschaftlichen Ope-
rationen und die Ressourcenzuweisung, und die Unternehmen 
führen die Anweisungen der Regierung aus, da sie die Produk-
tionseinheiten und ›Werkstätten‹ innerhalb der ›großen Fabrik‹, 
der Gesellschaft, sind. Anstatt Wirtschaftsorganisationen zu sein, 
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sind die Unternehmen zu einem nicht geringen Teil Verwaltungs-
organisationen, die übergeordneten Regierungsstellen unterstellt 
sind. Infolgedessen gibt es für ihren Betrieb und ihre Produktion 
keine angemessenen und dauerhaften Anreize und Zwänge.« (Yu 
2020: 415) Dieses System einer geplanten Zentralverwaltungs-
wirtschaft dominierte, mit mehr oder minder starken Modifikati-
onen, in der Sowjetunion, den europäischen staatssozialistischen 
Ländern und auch in China bis 1978. Ein solches System war aber 
vor allem durch die zentrale Verwaltung der wirtschaftlichen Res-
sourcen geprägt, mit der die Planung durchgesetzt werden sollte. 
Die unternehmerische Selbständigkeit war dem untergeordnet, 
die Ressourcen wurden weitgehend zentral zugeteilt, Gewinn-
orientierung und Marktnachfrage blieben bestenfalls sekundär.

Planung kann sich aber sehr verschiedener Instrumente be-
dienen und China hat damit seit 1978 sehr erfolgreich experi-
mentiert. Es wurde die Erfahrung gemacht: »Die Kombination 
von Planwirtschaft und Marktwirtschaft kann die Produktiv-
kräfte freisetzen und die wirtschaftliche Entwicklung beschleu-
nigen.« (Cao 2020: 8) Die Verbindung mit unternehmerischer 
Selbständigkeit und marktwirtschaftlicher Allokation kann den 
planmäßigen Charakter der Entwicklung gegenüber einer Zen-
tralverwaltungswirtschaft sogar deutlich erhöhen. Das zentral-
verwaltungswirtschaftliche Planungssystem Chinas mit seiner 
hohen Regionalisierung konnte in den ersten drei Jahrzehnten 
nach Gründung der Volksrepublik beträchtliche Erfolge aufwei-
sen. Es gelang, ein weitgehend autonomes Industriesystem auf-
zubauen mit einer entsprechenden ingenieurwissenschaftlichen 
Grundlage. Die Reformperiode konnte daran ansetzen. Wie auch 
in der Sowjetunion und anderen sozialistischen Ländern traten 
aber Probleme auf: »Als sich die Priorität der Herstellung von 
›Produktionsmitteln‹ in die Priorität der vollständigen Befriedi-
gung der materiellen und kulturellen Bedürfnisse der Menschen 
verwandelte, wurde die für die gesellschaftliche Produktion er-
forderliche Informationsstruktur immer komplexer. Außerdem 
stieg die Nachfrage nach Informationen, und die Informations-
quellen wurden immer verstreuter. Infolgedessen sah sich das 
planwirtschaftliche System zunehmend mit dem Problem der un-
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vollständigen Information konfrontiert, was zu einer geringeren 
Produktionseffizienz führte. Gleichzeitig nahm die Anreizwir-
kung des neu geschaffenen sozialistischen Systems mit der Zeit 
ab.« (Yu 2020: 416) 

Auf dieser Basis des alten Planungssystems konnte der Über-
gang von einer extensiven Entwicklung zu einer innovations-
basierten, an einer komplexen Nachfrage orientierten intensi-
ven Entwicklung weder in der Sowjetunion, der DDR oder in 
China erfolgen. Yu zieht daraus den Schluss von der notwendi-
gen Kombination von Planung und Markt: »[...] das planwirt-
schaftliche System kann die allseitige Entwicklung von Wirt-
schaft und Gesellschaft, insbesondere die allseitige Entwicklung 
des Menschen, fördern. Es kann die Überlegenheit des sozialis-
tischen Systems besser verwirklichen. Das marktwirtschaftliche 
System kann das Eigeninteresse, die Vitalität und die Kreativi-
tät der Mitglieder der Gesellschaft besser stimulieren und somit 
den gesellschaftlichen und wirtschaftlichen Reichtum rasch an-
häufen und erweitern« (Yu 2020: 420).

Der Erfolg Chinas erklärt sich nicht zuletzt daraus, dass kei-
ner theoretischen Blaupause gefolgt wurde. Es handelt sich viel-
mehr um eine institutionelle Bricolage (Wikipedia 2021), wie sie 
Claude Lévi-Strauss als Denk- und Handlungsform beschrieb, 
die nicht einem abstrakten Modell folgt, sondern aus dem Vor-
handenen schöpft und es kreativ umwandelt. Eine solche Brico-
lage ist »eine absichtliche, stückweise und kontinuierliche Akti-
vität der Umgestaltung einer Organisation, bei der einfallsreich 
auf einen Werkzeugkasten scheinbar unvereinbarer Instrumente 
zurückgegriffen wird, der brandneue Praktiken neben scheinbar 
veralteten und vorübergehend vernachlässigten Praktiken ent-
hält« (Koss 2021: 223). Dabei hat die KPCh auch auf ihre Erfah-
rungen aus der langen Periode des Bürgerkriegs zurückgegriffen 
(Heilmann/Perry 2011: 20–23) und selbst die Mobilisierungsan-
sätze der Kulturrevolution nicht aus dem Auge verloren. Sehr an-
schaulich wird das auch so formuliert: Sich auf Plan und Markt 
zu stützen, sei, wie auf zwei Beinen zu laufen und nicht nur auf 
einem. Zweibeinig sei man stabiler, schneller und nachhaltiger« 
(Hu Angang et al. 2017: 132) unterwegs.
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Im Zusammenhang mit dem Beitritt Chinas zur WTO wurden 
umfassende Reformen vorgenommen, viele Bereiche der Wirt-
schaft geöffnet, hat sich der wirtschaftliche Wettbewerb in China 
und mit ausländischen Konkurrenten deutlich verschärft. Eine 
Einschätzung über das Maß der Angleichung an die »eingebet-
teten« liberalen Ökonomien der OECD-Länder kommt zu dem 
Schluss: »Einerseits nimmt China erfolgreich an der internationa-
len Handelsliberalisierung teil und erreicht einen Grad an wirt-
schaftlicher Offenheit, der dem etablierter Marktwirtschaften 
entspricht. Andererseits hat China, während es sich als verant-
wortungsvoller Akteur im internationalen Handel präsentiert, 
ein Modell begrenzter Reziprozität in Bezug auf Marktzugang, 
Investitionen und Eigentum an der Wirtschaft beibehalten, das 
wahrscheinlich fortbestehen wird […]. Chinas Teilnahme am 
internationalen Handel kann daher dazu führen, dass zentrale 
Grundsätze des Marktliberalismus durch eine alternative Stra-
tegie der selektiven Beschränkung des Marktzugangs und der 
staatlichen Intervention in die Wirtschaft ersetzt werden.« (Ste-
fanova/Zhelev 2022: 107)

Die heutige chinesische Wirtschaft ist viel mehr als vor 40 
Jahren in der Lage, wirkliche Planung der sozialen und wirt-
schaftlichen Entwicklung zu realisieren. Die Regierungen auf na-
tionalstaatlicher und regionaler Ebene haben die Rolle von »Ent-
repreneur-in-Chief« (Burlamaqui 2015) übernommen, während 
die staatlichen Großkonzerne im In- und Ausland zu »Flagg-
schiffen« werden, die die staatlichen Ziele in Gestalt zentraler 
Projekte unternehmerisch umsetzen (Jabbour et al. 2022). Chi-
nas Führung ist sich der Widersprüchlichkeit eines solchen An-
satzes bewusst: »Wir bezeichnen unser System als sozialistische 
Marktwirtschaft, weil wir darauf orientieren, die Stärken unseres 
Systems zu erhalten und gleichzeitig die Mängel einer kapitalisti-
schen Marktwirtschaft wirksam zu vermeiden. Wir erkennen die 
beiden Seiten der Medaille im Rahmen eines dialektischen Heran-
gehens und müssen deshalb weiter daran arbeiten, das sozialisti-
sche Grundsystem in die Marktwirtschaft zu integrieren, wobei 
wir sicherstellen müssen, dass die Stärken eines jeden zum Tra-
gen kommen; gleichzeitig müssen wir praktisch daran arbeiten, 
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mit der umfassenden wirtschaftlichen Herausforderung fertig 
zu werden, sowohl einen funktionierenden Markt als auch eine 
wirksam handelnde Regierung zu haben.« (Xi Jinping 2020: 6)

Einerseits wird immer wieder betont: »Wir haben uns stär-
ker für die Entwicklung der grundlegenden Institutionen für 
ein Marktsystem eingesetzt, und haben Reformen vorangetrie-
ben, um sicherzustellen, dass die Produktionsfaktoren durch den 
Markt zugewiesen werden.« (Li Keqiang 2022: 5) Andererseits 
soll die Fähigkeit des Staates gestärkt werden, die Richtung der 
wirtschaftlichen und gesellschaftlichen Entwicklung zu bestim-
men. Die KPCh hat immer wieder präzisierte Entwicklungs-
ziele formuliert, die gegenwärtig bis weit in die zweite Hälfte 
des 21. Jahrhunderts reichen. Ziel, so Xi Jinping, ist es, »China 
zu einem großen, modernen und sozialistischen Land, das reich, 
stark, demokratisch, kultiviert, harmonisch und schön ist« (Xi 
Jinping 2017: 30), werden zu lassen. Mittel dabei sind die Fünf-
jahrpläne, gesonderte Pläne auf zentralen Feldern der technolo-
gischen, sozialen oder ökologischen Entwicklung, der Aufbau 
bzw. Umbau wichtiger Staatsbetriebe, regionale Entwicklungs-
programme usw.

Dies zeigt sich auch im Zukunftsbereich der Digitalwirtschaft, 
wo »in China zwei auf den ersten Blick gegensätzliche Elemente 
zusammenkommen – eine staatlich gelenkte planerische Politik, 
die eine digitalindustrielle Modernisierungsagenda vorantreibt, 
auf der einen Seite und ein dynamischer privatkapitalistischer 
Digitalsektor auf der anderen.« (Daum 2021: 3) Der Aufstieg 
der chinesischen Autoindustrie ist dafür ein prägnantes Beispiel. 
China ist dabei, Deutschland als Exportland für Autos zu über-
holen und unmittelbar dabei, auf dem Gebiet der E-Mobilität die 
globale Führungsrolle zu übernehmen (Zhang Weiwei/Chengli-
ang Yin 2022). Ins Zentrum ist der Aufbau von Innovationsclus-
tern getreten. Dabei geht es nicht mehr nur um Führerschaft in 
ausgewählten Bereichen, sondern angesichts der Bedrohung, von 
Entwicklungen abgeschnitten zu sein, immer mehr auch um »das 
Streben nach technologischer Eigenständigkeit (d. h. Sicherheit, 
Durchbrechen des sogenannten technologischen Würgegriffs des 
Auslands)« (Groenewegen-Lau/Laha 2023: 4).
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Die Erfüllungsrate der Fünfjahrpläne ist sehr hoch. So kamen 
chinesische Forscher 2013 mit Blick auf den Zeitraum von 2003 
bis 2012 zu dem Ergebnis: »Die Hauptaufgaben wurden mit ei-
ner Erfüllungsquote von 89,7% und einer Unvollständigkeits-
quote von nur 10,3% im Wesentlichen abgeschlossen.« (Hu An-
gang et al. 2017: 77) Insgesamt ist ein hochflexibles komplexes 
System der Verbindung von Planung, vernetzter Interaktion und 
Abstimmung sowie Markt, von staatlichen und privaten Besitz-
formen, des Zusammenwirkens der verschiedenen Sektoren der 
Gesellschaft, von Zentralstaat, Regionen und Kommunen ent-
standen. Experimente sollen institutionelle Innovationen för-
dern und ihre Verallgemeinerung ermöglichen (zu verschiede-
nen regionalen Entwicklungsmodellen in China siehe Zhang 
Jun/Peck 2014).

In seinem zusammenfassenden Überblick zur Frage, was das 
Wesen von Chinas System ausmache, kommt Wolfram Elsner 
zu dem Schluss, dass man »von einem ›gemischten‹ System spre-
chen« könne: »Es ist hier ein effektiveres Modell vor unseren 
Augen entstanden, sowohl gegenüber dem niedergehenden neo-
liberalen Finanzkapitalismus als auch gegenüber dem alten, eu-
rozentrierten Sozialismusentwurf […] China ist heute fähig, die 
jahrzehntelange Diskreditierung und Tabuisierung jeder Idee von 
realem Sozialismus wieder aufzubrechen, vor allem weil es zeigt, 
dass Sozialismus im 21. Jahrhundert kein statisches, bürokrati-
sches Armutssystem mehr ist, sondern diesbezüglich den real 
existierenden Kapitalismus sogar überflügeln und die menschli-
chen Perspektiven erweitern kann.« (Elsner 2020: 325f.)

Das chinesische System zeichnet sich, nicht nur im Bereich der 
Wirtschaft, durch die Fähigkeit aus, Ausrichtung gesellschaftli-
cher Entwicklungen an langfristigen Zielen und Selbstorganisa-
tion und Eigendynamik zu verbinden. Wenn Darwin mit Blick 
auf die natürliche Evolution von »natürlicher Zuchtwahl« sprach 
im Unterschied zur künstlichen Zuchtwahl des Menschen bei 
der Domestikation von Tieren und Pflanzen (Darwin 1980), so 
hat die KPCh in den letzten Jahrzehnten im chinesischen Sys-
tem die hohe Kunst der »gerichteten Improvisation« entwickelt, 
in dem »Variation, Selektion und Nischenbildung« verbunden 
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sind: Hauptformen sind: »1. Ausarbeitung nationaler Reformpa-
kete und Formulierung zentraler Mandate in einer Weise, die ein 
Gleichgewicht zwischen Vielfalt und Einheitlichkeit bei der Um-
setzung der Politik schaffen; 2. Strukturierung des Kaderbewer-
tungs- und Vergütungssystems in einer Weise, die Erfolg inner-
halb der Bürokratie klar definiert und belohnt; 3. den Regionen 
die Möglichkeit geben, ihre natürlichen komparativen Vorteile zu 
nutzen, aber auch intervenieren, um die Wirtschaften der Vorrei-
ter und Nachzügler zu verbinden« (Ang Yuen Yuen 2016: 49).

Das Finanzsystem unter Kontrolle 
und die Regionen im Wettbewerb 
Rainer Land verweist vor allem auf die folgenden Instrumente der 
Wirtschaftslenkung: Kreditlenkung, Infrastrukturprogramme 
sowie spezifische Finanzmärkte. Wie gravierend zum Beispiel 
die Differenzen zwischen Chinas staatsgelenktem Kapitalmarkt 
und der von den USA geprägten globalen Finanzordnung sind, 
die eine volkswirtschaftliche Planung und Lenkung unmöglich 
machten, hat Johannes Petry aufgezeigt: »Die staatlichen Börsen 
Chinas organisieren Marktinfrastrukturen, die Zwänge und An-
reize für die Marktteilnehmer schaffen, wodurch sie versuchen, 
die Marktergebnisse auf bestimmte staatliche Maßnahmen aus-
zurichten.« (Petry 2020: 8) In der Tabelle 1 (siehe nächste Seite)
hat Petry diese Unterschiede zusammengefasst (hier wiederge-
geben nach der Übersetzung von Land 2020: 10).

Angesichts der Bedeutung, die das Finanzsystem in modernen 
Volkswirtschaften hat, ist es keinesfalls erstaunlich, wie stark es in 
China der politischen Kontrolle unterliegt und genutzt wird, um 
die extrem hohe Sparquote privater Haushalte in wirtschaftliche 
Entwicklung umzulenken. Sebastian Heilmann hebt in diesem 
Zusammenhang vor allem folgende Instrumente hervor: »Zum 
einen wird das Finanzsystem von staatseigenen Banken domi-
niert, deren Führungspersonal im Rahmen des Kadersystems der 
Partei eingesetzt wird […]. Dies ermöglicht es der Partei- und 
Staatsführung, gezielten Einfluss auf die Kreditvergabe der Ban-
ken auszuüben. Zum anderen sorgt der Staat durch eine admi-
nistrative Festsetzung des Zinsniveaus dafür, dass insbesondere 
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Staatsunternehmen günstige Kredite für ihre Investitionen er-
halten. […] Gleichzeitig hat die chinesische Regierung die Ent-
wicklung der Kapitalmärkte gebremst, um zu verhindern, dass 

Tabelle 1: Marktinfrastrukturen auf neoliberalen vs. staatskapitalisti-
schen (chinesischen) Kapitalmärkten nach Petry (2020: 9)

Neoliberale  
Kapitalmärkte

Chinas staatskapitalisti-
sche Kapitalmärkte

Spekulation ermutigt, z.B. durch 
Anreizsysteme

entmutigt, z. B. durch 
Handelsregeln

Marktdaten kontinuierlicher Fluss, 
kostspielig, unterschied­
licher Zugriff 

Snap­Shots, kostenlos, 
wenig/keine 
Diskriminierung

Regulierungsaufsicht begrenzt, privatisiert, 
(dunkle Pools, etc.)

umfangreiches transparen­
tes Überwachungssystem

Marktzugang Ungleich (externe Stand­
orte, direkter Marktzugang)

relativ gleich (externe 
Standorte begrenzt, kein 
direkter Marktzugang)

Kontostruktur Sammelkonten 
(wenig Aufsicht)

Individuell 
(vollständige Aufsicht)

Margen-
Anforderungen

Portfolio­Margen, 
Aufrechnung von Margen

volle Margen, keine 
Aufrechnung, Margen­
Monitoring

Positions-
begrenzungen

sehr wenige, nur bei 
bestimmten Produkten

umfangreich, streng durch­
gesetzt, alle Produkte

Handelsregeln wenige Bestelllimits, 
unzählige Auftragsarten

strenge Bestelllimits, 
Absicherungsquoten

Handels-
geschwindigkeit 

(Ultra)Hochfrequenzhandel 
wird ermutigt 

kein Tageshandel für Ak­
tien, langsam für  Futures

Nichteinhaltung 
der Regeln

wenige Sanktionen 
(Spekulation ermutigt)

Auftrag storniert, Makler 
genannt, Gebühren erhöht

Börsenmotivation Marktorientiert 
(profitorientiert, 
shareholder value)

Politikgetrieben 
(verfolgt politische Ziele 
des Staates)

Dominante Akteure privates Finanzkapital staatliche Institutionen
Institutionelle Logik »Effizienz« durch private 

Gewinne, Trennung von 
Staat und Markt 

Staatliche Kontrolle und 
Leitung der Märkte, 
Unterstützung der 
staatlichen Politik 
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Ersparnisse aus dem Bankensektor abfließen. Selbst die Aktien- 
und Anleihemärkte Chinas befriedigen in erster Linie die Finan-
zierungsbedürfnisse staatlicher Institutionen und staatseigener 
Unternehmen. Abgerundet wird dieses System durch ein strik-
tes Wechselkursmanagement sowie Kapitalverkehrskontrollen, 
die einen Abfluss von Ersparnissen ins Ausland verhindern sol-
len.« (Heilmann 2016: 203f.) 

China hat es in seiner langen Geschichte vermocht, nach Pha-
sen des Zerfalls letztlich die staatliche Einheit immer wieder her-
zustellen. Dies war nur möglich, weil es vor allem Kraft seiner 
konfuzianischen Staatsklasse, die einer Kultur und Ethik ver-
pflichtet war, ein multinationales und multiregionales Land sein 
konnte, ohne dauerhaft zu zerfallen. Heute hat die KPCh diese 
Funktion übernommen. Die von ihr entwickelte Staatskapazität 
ist die entscheidende Erfolgsbedingung. Die Volksrepublik hat 
seit seinem Bestehen immer wieder Reformen unternommen, um 
das Verhältnis von Zentralstaat, Regionen und Kommunen neu 
zu regeln. Ende der 1950er-Jahre wurden weitgehende Schritte 
der Dezentralisierung der Verfügung über die Steuern eingelei-
tet und auch die Verantwortung für viele Unternehmen wurde 
den Regionen übertragen. 

Nach 1978 erfolgten Schritte, die die Fähigkeit der Zentral-
regierung erhöhten, die Gesamtentwicklung zu steuern und da-
bei den Wettbewerb und das Eigeninteresse der Regionen und 
Kommunen freizusetzen: »Bei der Erstellung langfristiger Ent-
wicklungspläne muss die Gesamtsituation Chinas berücksichtigt 
werden. Das ›große Aufbauprogramm‹ bezieht sich darauf, dass 
die Zentralregierung die Verantwortung für die nationale Pla-
nung auf allen Ebenen übernehmen soll. ›Freiheit in kleineren 
Angelegenheiten‹ bedeutet, dass den lokalen Regierungen Ent-
scheidungsbefugnisse übertragen werden, damit sie sich selbst 
anpassen, selbst verwalten und selbst entwickeln können.« (Hu 
Angang et al. 2017: 165) China verfügt über ein regional dezen-
tralisiertes Verwaltungssystem« mit einem »staatlich gelenkten 
Wettbewerbsdruck«, »der Chinas beeindruckende wirtschaftli-
che Erfolge in den letzten drei Jahrzehnten begünstigt hat« (Hu-
ang 2017: 196).
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Die Vielfalt der Besitzformen 
Es gibt in China über 150 Mio. eigenständige Wirtschaftssubjekte 
(The State Council Information Office of the People’s Republic 
of China 2021: 30), von kleinen Selbständigen bis hin zu globalen 
Unternehmen. Insgesamt beschäftigen sie 700 Mio. Menschen. 
Eine mögliche Kategorisierung, die die chinesischen Bedingun-
gen im Besonderen berücksichtigt, geht von neun Sektoren aus: 
»Die neun Sektoren beziehen sich auf: (1) die staatliche Wirtschaft 
(Wirtschaftsform der Produktionsgüter, die dem Staat gehören); 
(2) die kollektive Wirtschaft; (3) die Wirtschaft in Gemeinschafts-
eigentum; (4) die individuelle Wirtschaft; (5) die gemeinsam be-
triebene Wirtschaft; (6) Aktiengesellschaften; (7) die Wirtschaft 
mit ausländischer Finanzierung; (8) die Wirtschaft mit Inves-
titionen aus Hongkong, Macao und Taiwan; (9) andere Wirt-
schaftszweige.« (Hu Angang et al. 2017: 125) Große staatliche 
wie private Unternehmen werden teilweise besonders gefördert, 
teilweise wird vor allem auf ihre globale Wettbewerbsfähigkeit 
orientiert (Heilmann 2016: 199). Gemeinsam werden sie beson-
ders bei der Kreditvergabe, Förderprogrammen im Rahmen der 
Industriepolitik, Genehmigungen und im Rahmen öffentlicher 
Beschaffungen bevorzugt (Heilmann 2016: 201). 

Ein solches Mischsystem wirft gerade aus sozialistischer Sicht 
viele Fragen auf: »Wie weit darf die Privatwirtschaft in einem so-
zialistischen Land maximal wachsen, und welche Größe sollten 
private Unternehmen erreichen dürfen? Worin besteht der Un-
terschied zwischen großen und kleinen Unternehmen in den po-
litischen Beziehungen, die sie innerhalb der nicht-öffentlichen 
Wirtschaft aufbauen? Welche Grenzen sollten der Privatisierung 
öffentlicher Einrichtungen in Bereichen wie dem Bildungs- und 
Gesundheitswesen gesetzt werden? Es gibt viele wichtige Fra-
gen über Recht und Unrecht, die nicht ohne Debatte entschieden 
werden sollten. Sie sollten sorgfältig untersucht und ausführlich 
diskutiert werden, auch wenn sie nicht eindeutig erklärt werden 
können.« (Cao 2020: 9) 

China ist es gelungen, im Rahmen der Wirtschaftsreformen 
über mehrere Jahrzehnte eine Reihe von Staatsunternehmen so 
umzubauen, dass sie in China selbst und teilweise auch auf den 



113

internationalen Märkten eine starke Wettbewerbsfähigkeit ent-
wickelt haben und zugleich zentrale Akteure bei der Umset-
zung der parteistaatlichen Planorientierungen sind. Von einer 
neoliberalen Orientierung der chinesischen Politik, wie sie oft 
behauptet wird, kann nicht die Rede sein. Vier Jahrzehnte nach 
Beginn der Reformen gibt es einen neu erstarkten öffentlichen 
Wirtschaftssektor mit zentralen strategischen Funktionen (Sa-
ratchand 2020: 119). Gerade für diese Unternehmen gilt: »Für 
sozialistische Unternehmen besteht das oberste Ziel darin, sich 
selbst zu stärken, um der gesamten Gesellschaft zu dienen, mit 
all den sozialen Vorteilen, die sich daraus ergeben. Daraus folgt, 
dass einige Unternehmen ausschließlich gewinnorientiert arbei-
ten und andere nicht, dass aber der wirtschaftliche und soziale 
Nutzen, den sie schaffen, grundsätzlich miteinander vereinbar 
sind. Einige Unternehmen sollten bestrebt sein, ihre Gewinne 
zu maximieren, um ihre Wettbewerbsfähigkeit auf dem Markt 
zu steigern und der Gesellschaft besser zu dienen, während an-
dere Unternehmen ohne Gewinn oder mit einem Defizit arbei-
ten müssen und in einigen Fällen sogar staatliche Unterstützung 
benötigen, um die Interessen des Landes und der Gesellschaft 
zu wahren.« (Cao 2020: 12) 

Das Leitungspersonal der staatlichen Unternehmen wird di-
rekt im Rahmen des Nomenklaturasystems eingesetzt. Der Ein-
fluss der KPCh geht aber wesentlich weiter: »Die Xi-Regierung 
hat die ›Führungsrolle‹ der Partei bei der Führung staatlicher 
Unternehmen institutionalisiert. Sie hat die staatlichen Unter-
nehmen angewiesen, die Partei zum ›politischen Kern‹ ihrer Un-
ternehmensführung zu machen, und die seit langem bestehende 
Praxis formalisiert, dass die Parteikomitees ›wichtige Entschei-
dungen‹ erörtern, bevor sie den Vorständen zur endgültigen Ent-
scheidung vorgelegt werden. Sie hat die staatlichen Unternehmen 
außerdem angewiesen, ihre Unternehmenssatzungen zu überar-
beiten, um die Anforderungen an die Parteiaufbauarbeit und die 
Führungsrolle des Parteikomitees in der Unternehmensführung 
zu legalisieren.« (Leutert/Eaton 2021: 213)

Bei den Staatsunternehmen gibt es vielfältige Abstufungen 
von Besitzformen: »Erstens kann eine kleine Anzahl staatlicher 
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Unternehmen, staatlicher Kapitalinvestitionsgesellschaften und 
staatlicher Kapitalbetriebsgesellschaften, die mit der nationalen 
Sicherheit verbunden sind, die Form des vollständigen Staatsbesit-
zes annehmen. Zweitens können staatliche Unternehmen in wich-
tigen Industrien und Schlüsselbereichen, die mit den Lebensadern 
der Volkswirtschaft verbunden sind, mehrheitlich im Staatsbe-
sitz bleiben. Drittens dürfen wichtige staatliche Unternehmen in 
Schlüsselindustrien sowie in Hoch- und Neutechnologiebranchen 
Minderheitsbeteiligungen des Staates behalten. Viertens kann es 
bei staatseigenen Unternehmen ohne Kontrolle über staatliches 
Kapital, die unter die Kontrolle des Sozialkapitals kommen, zur 
teilweisen oder vollständigen Entnahme des staatlichen Kapitals 
kommen.« (Hu Angang et al. 2017: 126) 

Der zentrale Akteur, der die staatlichen Aktiva an den wich-
tigsten Unternehmen im Staatsbesitz kontrolliert, ist die State-
owned Assets Supervision and Administration Commission of the 
State Council (SASAC). Sie wurde 2003, nach dem Beitritt Chi-
nas zur WTO, gegründet. Heute sind noch knapp einhundert 
Unternehmen der SASAC unterstellt. Die SASAC kontrolliert 
ein sehr großes Vermögen: »Im Jahr 2021 verfügten die Unter-
nehmen über ein Gesamtvermögen von 194 Billionen RMB (30 
Billionen US-Dollar), einen Umsatz von mehr als 30 Billionen 
RMB (4,6 Billionen US-Dollar) und einen geschätzten Aktien-
wert von 65 Billionen RMB (10,06 Billionen US-Dollar)« (Wiki-
pedia 2022b, hier findet sich auch eine Übersicht über die Unter-
nehmen). Der Direktor der SASAC ist zugleich Vorsitzender des 
Parteikomitees der Kommission und Mitglied des ZK der KPCh.

Am 30. Dezember 2021 erließ die chinesische Regierung eine 
Anordnung, nach der die 97 zentralen Staatsunternehmen, von 
denen viele in sehr energieintensiven Bereichen tätig sind, die 
Energieeffizienz (Energieverbrauch im Verhältnis zur Produk-
tion) um 18% zu steigern und die CO2-Emissionen im Verhältnis 
zur Produktion bis 2025 um 15% senken haben. Weitere strenge 
Vorgaben sind bis 2030 vorgesehen. Die zuständige Aufsichts-
kommission des Staatsrats für diese Staatsunternehmen verwies 
auf die »Vorbildfunktion« dieser Unternehmen »bei der Errei-
chung der Klimaziele« (zitiert in China.Table 2022). 
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In den letzten zwei Jahrzehnten haben sich vielfältige Formen 
der Verbindung von privaten Unternehmen und staatlichen In-
vestoren entwickelt: »Der Anteil privater Unternehmen mit staat-
lich kontrollierten Investoren ist von 14,1% des gesamten regis-
trierten Kapitals in China im Jahr 2000 auf 33,5% im Jahr 2019 
gestiegen. Dies geht aus einer Studie von Chong-En Bai von der 
Tsinghua University in Peking, Chang-Tai Hsieh von der Booth 
School of Business in Chicago und zwei weiteren Wissenschaft-
lern hervor. Während sich die Zahl der staatlich kontrollierten 
Investoren nicht wesentlich verändert hat, hat jeder von ihnen 
deutlich mehr Geschäfte mit privaten Firmen gemacht […]. In-
folgedessen lässt sich die heutige chinesische Unternehmensland-
schaft am besten als ein sich ausbreitender Komplex aus staatli-
chem und privatem Handel beschreiben. Mehr als 130.000 private 
Unternehmen und Unternehmer hatten bis 2019 Joint Ventures 
mit staatlichen Unternehmen gegründet, im Jahr 2000 waren es 
noch 45.000.« (The Economist 2021: 3) 

Neben der engen Verschränkung von staatlichem und priva-
tem Kapital kam es auch zum Vordringen der KPCh in den pri-
vaten Unternehmen. Das leitende Personal der Staatsunterneh-
men gehörte schon lange zum inneren Kreis der gesamtstaatlichen 
Nomenklatura. Mittlerweile sind viele der Vorstandsvorsitzen-
den der großen Staatskonzerne zugleich Vorsitzende der Partei-
komitees der von ihnen geleiteten Unternehmen. Die in sowje-
tischen Systemen geübte Unterscheidung zwischen staatlicher 
Leitung und Parteiführung wurde so aufgehoben. Systematisch 
erfolgt mittlerweile auch der Aufbau von Strukturen der KPCh 
in den privaten Unternehmen. War dies erst ein Notbehelf, um 
jene Parteimitglieder, die nicht mehr bei staatlichen Unterneh-
men tätig waren, organisatorisch zu erfassen, so ist dies nun ein 
Mittel, um die Ausrichtung und Arbeitsweise privater Unter-
nehmen verstärkt an den parteistaatlichen Vorgaben auszurich-
ten. 2018 gab es in 1,6 Mio. Privatunternehmen Parteiorganisati-
onen (Koss 2021: 230). Auch die private Wirtschaft wird so von 
der Partei »hegemonisiert«. 
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Kapitel 9 
Die chinesische Nation und die Politik in Xinjiang

Zum Hauptangriffspunkt auf die VR China ist in den letzten Jah-
ren neben der Taiwan-Frage die Minderheitenpolitik der Regie-
rung in Xinjiang und Tibet geworden. Die Faktenlage selbst zur 
Situation in beiden autonomen Gebieten ist umstritten. Im Fol-
genden werde ich nicht versuchen, auf einer derart unsicheren Ba-
sis eine eigene Darstellung zu geben. Mir geht es ausschließlich 
darum, einen Rahmen zu skizzieren, der helfen kann, die Dis-
kussion (soweit man überhaupt von Diskussion sprechen kann), 
auf ein sachliches Format zurückzuführen, nachdem China des 
Völkermords an den Uiguren und Tibetanern bezichtigt wird. 
Dabei werde ich mich auf Xinjiang konzentrieren und vor allem 
drei Dokumente heranziehen – die Stellungnahme des Hoch-
kommissars für Menschenrechte der UN, die Gegenstellung-
nahme der chinesischen Regierung und eine Stellungnahme der 
Sinologin Mechthild Leutner im Ausschuss für Menschenrechte 
und humanitäre Hilfe, die alle ihrerseits auf umfangreiche inner-
chinesische und ausländische Quellen zurückgreifen. Des Wei-
teren stütze ich mich auf das Buch »Xinjiang. China und die Ui-
guren« von Björn Alpermann.

Der westliche Blick auf Chinas Minderheitenpolitik wird 
nicht zuletzt dadurch geprägt, dass China am Maßstab eines ide-
alisierten westeuropäischen Nationalstaats gemessen wird. Das 
Konstrukt des Nationalstaats als »weltliche Machtorganisation« 
(Weber 1895: 19) basiert auf der Annahme, dass es eine »Volks-
nation« gibt, die »den Anspruch« erhebt, »sich in ihrem eigenen 
Staat selbst zu verwirklichen und zu entfalten« (Schulze 2004: 
209). Ein solcher Staat basiert auf der behaupteten Identität eines 
ethnisch-kulturell definierten Volkes als Nation mit dem Staat als 
seiner Herrschaftsform. Dabei ist ganz offenkundig: »Wenn man 
davon ausgeht, dass sich die Grenzen des Staatsgebiets und die 
einer homogenen ethnischen Gemeinschaft überschneiden und 
dass alle Einwohner eines Staates eine identische Kultur besitzen, 
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dann werden wir nicht mehr als etwa 10% der bestehenden Staa-
ten als Kandidaten für den Titel ›Nationalstaat‹ aufstellen kön-
nen.« (Smith 1989: 229) Keiner der neun bevölkerungsreichsten 
Staaten der Welt (Indien, China, die USA, Indonesien, Brasilien, 
Pakistan, Bangladesch, Nigeria und Russland) ist in diesem Sinne 
ein Nationalstaat. In sehr vielen Staaten besteht eine mehr oder 
minder große Differenz zwischen der Staatlichkeit und den kol-
lektiven Identitäten, die aus geteilter Kultur, Sprache, Geschichte 
und Tradition hervorgehen. Durch die globale Migration verstär-
ken sich diese Tendenzen. Man sollte sich immer die These von 
Nicos Poulantzas vor Augen führen: »Die nationale Einheit, die 
moderne Nation, wird […] zur Historizität eines Territoriums 
und zur Territorialisierung einer Geschichte, zur nationalen Tra-
dition eines Territoriums, die sich im Nationalstaat materialisiert. 
Die Grenzmarkierungen des Territoriums werden zu Orientie-
rungspunkten der Geschichte, die im Staat vorgezeichnet sind.« 
(Poulantzas 1978: 147)

Seit den Kriegen Englands und anderer Kolonialmächte in der 
Mitte des 19. Jahrhunderts ringt China um seine Identität als Staat 
und als Zivilisation. Mit der Einleitung von Reform und Öffnung 
hat sich dieses Ringen intensiviert. Die Bezeichnung »Volksrepu-
blik China« verweist auf die Einheit von Staat und Zivilisation: 
中华人民共和国 (in Umschrift: Zhōnghuá Rénmín Gònghéguó). 
中华 (Zhōnghuá) steht dabei für ein Land mit besonderer Zivi-
lisiertheit und Kultur. Im historischen Selbstverständnis ist die-
ses Land geprägt durch eine gegenüber den Völkern »am Rande« 
»überlegene« Kultur, die sich vor allem in den Riten, der Schrift-
sprache und der kulturtragenden, konfuzianisch geprägten Klasse 
der Gentry verkörpert. Als Zhōngguórén, Chinesen, werden alle 
verstanden, die auf dem Gebiet der Volksrepublik oder Taiwan 
leben, unabhängig davon, welcher ethnisch-kulturellen Gruppe 
sie angehören, im Weiteren auch alle, die chinesischer Herkunft 
sind. Schon in der späten Qing-Dynastie (1644 bis 1911), die un-
ter Herrschaft der Mandschu stand, die China im 17. Jahrhun-
dert erobert hatten, wurde diese Identität betont. 

Die Führer der Republik nach 1911 »folgten der späten Qing-
Formulierung von China als der Großen Harmonie der Fünf 
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Völker 五族大同 (andere Formulierungen waren Vereinigte Fünf 
Völker 五族合一 und die Familie der Fünf Völker 五族一家).1 Da 
die nationalistischen Führer 1911 für eine Republik eintraten, än-
derten sie den Begriff und sprachen von der Republik der Fünf 
Völker 五族共和. Sie gingen dann noch weiter und definierten 
die Fünf Völker als Kernmitglieder der Zhōnghuá mínzú (中华民
族), der chinesischen Nation, zu der auch viele andere innerhalb 
der Landesgrenzen lebende Menschen gehören.« (Wang Gungwu 
2019: 66) Als Mao Zedong am 1. Oktober 1949 in Beijing die VR 
China ausrief, sprach er vom »chinesischen Volk« (中国人民 oder 
Zhōngguó rénmín), aber auch von China als Nation (mínzú). Mit 
der Politik der Reform und Öffnung wurde in der VR China der 
Begriff der chinesischen Nation, Zhōnghuá mínzú (中华民族), 
zum offiziellen Begriff für das Staatsvolk. Damit wurde deut-
lich gemacht, dass in der Staatsauffassung die verschiedenen eth-
nisch-kulturellen Gruppen, die in China leben, nicht nur Mit-
glieder eines Volkes im Sinne von Bürgerinnen und Bürgern ein 
und desselben Staates sind, sondern auch eine nationale Gemein-
schaft bilden, die zusammen der großen Geschichte, Zivilisation 
und Kultur Chinas in einem weiten Sinne verbunden sind. Die 
Regierung betont immer wieder, dass China ein »geeinter multi-
ethnischer Staat« (Government of the P. R. China 2000) sei. In 
China hat das Konzept des zivilisatorischen Staates an Einfluss 
gewonnen. Darunter wird ein Staat verstanden, »der den Natio-
nalstaat und den Zivilisationsstaat miteinander verbindet und die 
Stärken beider vereint« (Zhang 2012: 64). Modernität und chine-
sische Tradition sollen eine neue dynamische Synthese eingehen. 
Im Selbstverständnis der Regierung Chinas wird zudem immer 
wieder betont, dass es die KPCh war, unter deren Führung die 
Einheit des Landes erreicht, das Erbe des Kolonialismus über-
wunden und der Wiederaufstieg Chinas eingeleitet wurde. Die 
KPCh wird als Garant gesehen, dass dieses Erbe nicht zerstört 

1 Mit den »Fünf Völkern« waren neben den Han-Chinesen die Mand-
schu, die Mongolen, die Hui als Angehörige von islamisch geprägten Völ-
kern im Nordosten Chinas und die Tibetaner als große ethnisch-kulturelle 
Gruppen benannt. Heute sind in der Volksrepublik neben den Han-Chi-
nesen weitere 55 Gruppen als Nationalitäten anerkannt.
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werden kann. Insbesondere der Zerfall der Sowjetunion, der aus 
der Spaltung der KPdSU hervorging, hat der chinesischen Füh-
rung wie Bevölkerung erneut vor Augen geführt, wie fragil Staa-
ten sein können. Zu den wichtigen Besonderheiten, die zu be-
rücksichtigen sind, wenn man über nationale Fragen in China 
spricht, gehört, dass jene ethnisch-kulturellen Gruppen, die nicht 
zu den Han-Chinesen gehören, 50–60% des Territoriums Chi-
nas besiedeln. Zugleich sind nach fast einem Dreivierteljahrhun-
dert der Modernisierung, Industrialisierung und Urbanisierung 
sowie gezielter Förderpolitik der Zentralregierung viele Han-
Chinesen in jene Gebiete gezogen, die zu den Kerngebieten an-
derer ethnisch-kultureller Gruppen gehören. Damit setzen sich 
Tendenzen fort, die schon in der Qing-Dynastie zu beobachten 
waren. In einem Ballungszentrum wie der Hauptstadt des au-
tonomen Gebietes von Xinjiang, Ürümqi, sind rund drei Vier-
tel der Einwohner Han-Chinesen (Wikipedia 2023b), während 
es im gesamten Gebiet rund 40 Prozent sind (Wikipedia 2023d). 
Im autonomen Gebiet Tibet liegt der Anteil der Han-Chinesen 
an der Gesamtbevölkerung dagegen bei unter zehn Prozent (Wi-
kipedia 2023c), in der Autonomen Region Innere Mongolei sind 
es wiederum 80 Prozent (Wikipedia 2022d).

Fast alle Staaten der Welt sind mit dem Problem des Verhältnis-
ses zwischen der Titularnation bzw. mehr oder dominanten eth-
nischen Gruppen und anderen ethnischen Gruppen konfrontiert. 
Dies hat historische Ursachen oder ist zugleich Folge vielfältiger 
Migration, die sich aus der Globalisierung der sozialen Frage spä-
testens seit dem 19. Jahrhundert ergeben hat (Faist 2022). Zudem 
sind Staaten einerseits institutionelle Gebilde hoher Abstraktion 
und Komplexität und werden andererseits »aber gleichzeitig auf 
der Ebene des persönlichen Kontakts in Subjektivitäten der ver-
körperten Beziehung zu relevanten Anderen und zum Ort als be-
gründet erlebt« (James 2006: 228), wie jede Fußballweltmeister-
schaft friedlich und jeder militärische Konflikt kriegerisch zeigt.

Harris Mylonas unterscheidet drei Strategien eines Staates ge-
genüber ethnisch-kulturellen Gruppen, die nicht zur Titular-
nation gehören bzw. im Staat dominant sind (d. h. zu jenen Grup-
pen, die er Nicht-Kerngruppen nennt). Dies sind erstens die 
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Strategie der Assimilation, zweitens der Akkommodation und 
drittens des Ausschlusses: »›Assimilationspolitik‹ bezieht sich 
auf bildungspolitische, kulturelle, berufliche, eheliche, demo-
grafische, politische und andere staatliche Maßnahmen, die dar-
auf abzielen, die Kultur und Lebensweise der Kerngruppe durch 
die Nicht-Kerngruppe zu übernehmen. […] ›Akkommodation‹ 
bezieht sich auf Situationen, in denen die ›Unterschiede‹ einer 
Nicht-Kerngruppe mehr oder weniger respektiert werden und 
Institutionen geschaffen werden, die diese Unterschiede regeln 
und aufrechterhalten. Der Aufnahmestaat gewährt dieser Nicht-
Kerngruppe den Status einer ›Minderheit‹. […] ›Ausgrenzungs-
maßnahmen‹ beziehen sich auf Maßnahmen, die darauf abzielen, 
eine nicht zum Kernbestand gehörende Gruppe physisch aus dem 
Aufnahmestaat (oder bestimmten Gebieten desselben) zu ent-
fernen. Zu dieser Kategorie gehören Maßnahmen wie Bevölke-
rungsaustausch, Deportation, interne Vertreibung, Pogrome oder 
sogar Massentötungen.« (Mylonas 2013: 21f.) Die Wahl der je-
weiligen Strategie, so Mylonas, sei, vergleicht man verschiedene 
Staaten, nicht primär aus dem inneren Kontext zu erklären, son-
dern aus internationalen Zusammenhängen. Nicht die Besonder-
heiten der Nicht-Kerngruppen oder auch die kulturelle Distanz 
zwischen ihnen und der ethnisch-kulturellen Kerngruppe, son-
dern das Verhältnis externer Mächte zu den Nicht-Kerngruppen 
würde letztlich über die Wahl der Strategie entscheiden. Wenn 
feindliche Staaten oder feindliche nichtstaatliche Organisationen 
die Nicht-Kerngruppen mit dem Ziel unterstützen, dem jewei-
ligen Staat durch Bewegungen für Unabhängigkeit, durch Ent-
fesselung von Instabilität, Terror oder Bürgerkrieg zu schaden, 
würde die Tendenz an Kraft gewinnen, zu einer harten Assimi-
lationspolitik oder, bei Bedrohung des Status quo bzw. mit dem 
Ziel, diesen zu verändern, zu Exklusion überzugehen. Sein Rat 
ist deshalb, die staatliche Souveränität anderer Länder strikt zu 
achten, Kooperation ins Zentrum zu stellen, vorhandene Gren-
zen zu respektieren (Mylonas 2013: 188–197). 

Die VR China ist damit konfrontiert, dass es solche auslän-
dischen Kräfte gibt, die ein Interesse am Schüren ethnisch be-
gründeter Spannungen bis hin zu Sezessionsbewegungen haben. 
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Dies gilt insbesondere für die USA, die in China ihren Haupt-
feind ausgemacht haben, den es zurückzudrängen und zu schwä-
chen gelte. 1991 ging der US-Präsident George H.W. Bush so 
weit, ein Gesetz des Kongresses zu unterzeichnen, in dem Ti-
bet als »besetztes Land« bezeichnet und der Dalai Lama und 
die sog. Exil-Regierung im indischen Dharamsala als »die wah-
ren Vertreter Tibets« anerkannt werden. Zur Geschichte gehört 
auch die Ausbildung von Freiwilligen für Guerilla-Operatio-
nen in China durch die CIA in den 1960er-Jahren. Der in Mün-
chen ansässige »Weltkongress der Uiguren«, kofinanziert durch 
die staatliche »National Endowment for Democracy« der USA, 
fordert die Unabhängigkeit von Xinjiang als »Ost-Turkestan« 
(Wikipedia 2023f). Nach 1990 bildete sich eine bewaffnete Orga-
nisation, die von der UNO 2002 auf die Liste der Terrororgani-
sationen gesetzt wurde – die »Turkestanische Islamische Partei« 
(Türkistan Islam Partiyisi), die nicht nur in China, sondern vor 
allem auch in Pakistan, Afghanistan und Syrien aktiv war bzw. 
ist (Wikipedia 2023e). In den letzten 30 Jahren hat es eine ganze 
Reihe von terroristischen Anschlägen in Tibet, Xinjiang und an-
deren Teilen Chinas gegeben. Gleichzeitig hat die Reform- und 
Öffnungspolitik sehr ungleiche wirtschaftliche, soziale und kul-
turelle Modernisierungen nach sich gezogen, die die Spaltungs-
linien in der chinesischen Gesellschaft teilweise verschärft ha-
ben und ethnisch konnotiert werden und – verbunden mit den 
internationalen Veränderungen – in Teilen der uighurischen Be-
völkerung zu einer Re-Islamisierung führten. Diese hatte selbst 
Teile der KPCh und ihrer Kader sowie die Lehrerschaft erfasst 
(Heberer 2010: 304f.)

Angesichts dieses internationalen Hintergrunds und inne-
rer Bedrohungen sowie rapider Modernisierungsprozesse und 
Gegenbewegungen der Retraditionalisierung hat die chinesi-
sche Regierung im letzten Jahrzehnt den Schwerpunkt von ei-
ner Politik der Akkommodation auf eine strikte Politik der As-
similation verlagert und zugleich eine harte Sicherheitspolitik 
durchgesetzt. Mechthild Leutner verweist auf folgende strate-
gische Ansätze der chinesischen Regierung in Xinjiang. Erstens 
wird mit Härte gegen alle Formen von Terrorismus und dessen 
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Vorbereitung vorgegangen. Grundlage sind ein Anti-Terrorge-
setz der Zentralregierung für Xinjiang von 2015 und regionale 
Verordnungen von 2016. »2014 bis 2019 wurden rund 1.588 Ter-
rorgruppen zerstört, 12.995 Terroristen festgenommen, 2.052 
Bomben beschlagnahmt, 30.645 Menschen wegen ›illegaler re-
ligiöser Aktivitäten‹ bestraft und 345.229 illegale religiöse Ma-
terialien konfisziert.« (Leutner 2020: 2). Dies erzeugte teilweise 
Gegenreaktionen, die zur Radikalisierung beitrugen. Der Sicher-
heitsapparat wurde geradezu explosionsartig ausgebaut. Es ent-
stand »ein engmaschiges Kontrollnetz« (Alpermann 2021: 169). 
Die Zahl der Verurteilten stieg sprunghaft an und liegt weit über 
dem gesamtchinesischen Durchschnitt.

Zweitens wurden Deradikalisierungszentren eingerichtet »für 
diejenigen, denen die Involvierung in terroristische und extre-
mistische religiöse oder separatistische Aktivitäten nachgewiesen 
wurde, deren Vergehen aber als nicht juristisch zu verfolgende 
Straftaten gewertet wurden« (Leutner 2020: 2). Sie sollen 2019 
wieder aufgelöst worden sein. Die chinesischen Behörden machen 
keine Angabe über die Zahl der betroffenen Personen, aber die 
ins Spiel gebrachte Zahl von einer Million scheint völlig überzo-
gen, so Leutner. Alpermann dagegen verweist auf die Schätzun-
gen von Adrian Zenz, der von einem »spekulativen oberen Li-
mit von 1,8 Millionen« Inhaftierten spricht (zitiert in Alpermann 
2021: 172). Die Regionalregierung weist einerseits Behauptun-
gen zurück, Millionen Menschen seien in Lager verbracht wor-
den, nennt andererseits aber selbst keine Zahlen, wenn es um 
jene geht, die in den De-Radikalisierungszentren gewesen wa-
ren. Als – wenig überzeugende – Begründung wird angegeben, 
dass »die Gesamtzahl der Berufsbildungszentren und ihrer Aus-
zubildenden in ganz Xinjiang dynamisch« (Information Office 
of the People’s Government of Xinjiang Uyghur Autonomous 
Region. 2022: 78) gewesen sei und sich ständig verändert habe.

Drittens wurden aktive Maßnahmen der Überwindung von 
Armut, der wirtschaftlichen Modernisierung, der Integration 
in den chinesischen Arbeitsmarkt getroffen. Die Infrastruktur 
wurde ausgebaut. Es erfolgten massive Investitionen in die Wirt-
schaft, auch durch geförderte Ansiedlung ausländischer Kon-



123

zerne. Gezielt wurde der Transfer von Arbeitskräften aus der 
Landwirtschaft in die Industrie und den Dienstleistungssektor 
betrieben. Die behauptete Zwangsarbeit ist dagegen bisher nicht 
überzeugend nachgewiesen.

Viertens wurden umfassende Maßnahmen eingeleitet, um 
die Integration in die han-chinesische Gesellschaft zu fördern. 
Dazu gehört eine bilinguale Schulausbildung, die teilweise er-
zwungene Erlernung der Staatssprache, die Förderung von Ar-
beitsvermittlung in den Osten Chinas, die Schaffung gemischt-
ethnischer Wohngebiete, die »Sinisierung« der Religion, die 
Kriminalisierung von Verhaltensweisen, die als nichtchinesisch 
gelten. Auch die Ablehnung von Fernsehen und Radio gehört 
dazu (siehe Alpermann 2021: 170f.).

In der Stellungnahme des Hohen Kommissars der Vereinten 
Nationen für Menschenrechte vom August 2022, damals noch 
unter Leitung von Michelle Bachelet, heißt es, dass die Verein-
ten Nationen anerkennen, »dass wirksame Maßnahmen zur Be-
kämpfung von Terrorismus und gewalttätigem Extremismus auf 
der einen Seite und der Schutz der Menschenrechte nicht im Wi-
derspruch zueinander stehen, sondern sich ergänzen und sich ge-
genseitig verstärken« (OHCHR 2022: 5). Würde man einer sol-
chen These wörtlich folgen, gäbe es weder größere Konflikte 
zwischen den verschiedenen sozialen, politischen und kulturel-
len Menschenrechten untereinander noch in ihrem Verhältnis 
zum Terror. Die reale Politik aller betroffenen Staaten spricht 
dagegen. Überall werden Abwägungsprozesse vorgenommen, 
wobei klar ist, dass, je stärker einzelne Menschenrechte einge-
schränkt werden, umso besser diese Einschränkung legitimiert 
werden muss. Die genannte Stellungnahme verweist mit Blick 
auf die staatliche Politik in Xinjiang auf eine sehr (oder sogar 
zu) breite Definition von Extremismus und von dessen Erschei-
nungsformen in den chinesischen Verordnungen. In den Dera-
dikalisierungszentren würden Freiheiten außerordentlich stark 
begrenzt, es gäbe keine klaren Prozedere, gegen die Einspruch 
erhoben werden könne usw. Es wurde die auf Adrian Zenz 
zurückgehende Behauptung aufgenommen, dass ein Zehntel 
bis ein Fünftel der erwachsenen Bevölkerung in Xinjiang in den 
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Jahren 2017/18 festgehalten worden wäre. Zudem sei eine dra-
matische Senkung der Geburtenquote herbeigeführt worden. Es 
wird auch von Zwangsarbeit ausgegangen. In der Stellungnahme 
heißt es, dass »das Ausmaß der willkürlichen und diskriminie-
renden Inhaftierung von Angehörigen der Uiguren und anderer 
überwiegend muslimischer Gruppen gemäß Gesetz und Politik 
im Zusammenhang mit den Einschränkungen und dem Entzug 
von Grundrechten, die individuell und kollektiv genossen wer-
den, […] internationale Verbrechen, insbesondere Verbrechen ge-
gen die Menschlichkeit, darstellen« (OHCHR 2022: 44) könne.

Die Stellungnahme der Regionalregierung von Xinjiang vom 
September 2022 reagierte auf die kurz dargestellte Position des 
Hohen Kommissars der UNO. Ausgehend von der Schwere der 
terroristischen Angriffe habe man einen ganzheitlichen Ansatz 
verfolgt. Die Regierung habe »sich bemüht, sowohl die Symp-
tome als auch die Ursachen des Terrorismus ganzheitlich zu 
bekämpfen, indem sie die Entstehung von Extremismus an der 
Quelle verhindert und im Einklang mit dem Gesetz gegen alle 
gewalttätigen terroristischen Aktivitäten vorgeht, die gegen die 
Menschenrechte verstoßen, die öffentliche Sicherheit gefährden, 
die ethnische Einheit untergraben oder die Spaltung des Lan-
des zum Ziel haben« (Information Office of the People’s Go-
vernment of Xinjiang Uyghur Autonomous Region. 2022: 11) 
Weiter heißt es: »Es muss darauf hingewiesen werden, dass die 
Bemühungen Xinjiangs zur Terrorismusbekämpfung und De-
Radikalisierung nicht gegen eine bestimmte ethnische Gruppe 
oder Religion gerichtet sind. Es geht darum, gegen Terroristen 
und Extremisten vorzugehen, nicht um die ›Unterdrückung der 
ethnischen Minderheiten‹. Es geht um die Ausrottung der Ideo-
logie des religiösen Extremismus und den Schutz der Glaubens-
freiheit, nicht um die ›Beseitigung der Religion‹ oder die ›Ver-
folgung von Muslimen‹.« (Information Office of the People’s 
Government of Xinjiang Uyghur Autonomous Region. 2022: 
16) Der Bericht geht auch auf die genannten Deradikalisierungs-
zentren ein: »Die Berufsbildungszentren in Xinjiang bieten ge-
mäß dem Gesetz Kurse in chinesischer Standardsprache in Wort 
und Schrift, in Rechtskunde und in beruflichen Fertigkeiten an, 
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wobei der Schwerpunkt auf der De-Radikalisierung liegt.« (In-
formation Office of the People’s Government of Xinjiang Uy-
ghur Autonomous Region. 2022: 66) Dabei wird deutlich, dass 
Formen des Zwangs angewandt wurden, um Menschen in die-
sen Zentren umzuerziehen.

Es ist keine Frage, dass die Politik der Geburtenkontrolle der 
Zentralregierung, die in abgestufter Gestalt auch ethnisch-kultu-
relle Minderheiten betrifft, die Erhöhung des Heiratsalters sowie 
die gezielt vorangetriebenen Maßnahmen der Modernisierung 
und Integration in das marktwirtschaftliche System tiefe Ein-
griffe in die traditionelle Lebensführung darstellen (Paech 2021: 
8). Im Zeitraum zwischen 2016 und 2018 stieg die Zahl der Ei-
leiterunterbindungen drastisch an und die Geburtenrate halbierte 
sich (Alpermann 2021: 192, 197).

Die Maßnahmen zur Aneignung der Staatssprache, zur Quali-
fizierung, zur Übernahme der Staatsideologie usw., teilweise un-
ter Bedingungen von erzwungener Internierung, stellen schwere 
Einschränkungen der individuellen Freiheiten dar, auch dann, 
wenn sie nur auf Zeit erfolgen. Weder aber ist mit dieser Poli-
tik objektiv der Tatbestand von Völkermord erfüllt, noch liegt 
eine entsprechende Absicht vor (Paech 2021: 11ff.). Wenn die 
Ausweitung des Vorschulbesuchs uighurischer Kinder, bei dem 
diese neben der Muttersprache auch die Staatssprache lernen, 
mit dem Stichwort der »kulturellen Umformung« als Teil eines 
»kulturellen Genozids« (Alpermann 2021: 198) in Verbindung 
gebracht wird, wird eine so weite Fassung des Begriffs Genozid 
vorgenommen, dass damit alle Prozesse der Modernisierung und 
Integration in ein Staatsvolk als Völkermord stigmatisiert wer-
den. In China findet gegenwärtig eine intensive Diskussion statt 
und es wird die Forderung erhoben, wieder verstärkt zu einer 
Politik der Akkommodation gegenüber ethnischen Minderhei-
ten überzugehen. Die genannten Maßnahmen werden gelockert, 
ohne das Hauptziel aufzugeben – die Entstehung separatistischer 
Kräfte in China zu verhindern.
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Kapitel 10 
Stärken und Schwächen 
des gesellschaftlichen Systems Chinas

Chinas Eliten haben seit 150 Jahren ein Ziel: Es ist der Wieder-
aufstieg des Landes als eine der großen Zivilisationen auf Au-
genhöhe mit den großen Weltmächten. Alle Reformen und Re-
volutionen, Kriege und Bürgerkriege, Wechsel oder Umbauten 
der politischen und wirtschaftlichen Systeme waren Mittel zu 
diesem einen Zweck. Harro von Senger sieht nicht ohne Grund 
Supraplanung als Schlüssel, um chinesische Politik zu verstehen: 
»Supraplanerisches Denken ist demgemäß flexibles langfristiges 
und weiträumiges zielgerichtetes Denken, das ständig zwischen 
orthodoxem (zheng) und unorthodoxem strategischen (qi) Ver-
halten hin und her oszilliert.« (Senger 2008: 18) Er verweist auf 
zwei der vielen chinesischen Sinnsprüche: »Wer nicht mit Blick 
für das Gesamtgebiet plant, vermag nicht für einen Landstrich 
zu planen, wer nicht für 10.000 Generationen plant, vermag nicht 
für eine Ära zu planen.« – »10.000 Richtungsänderungen vor-
nehmen, aber das Ziel nie aus den Augen verlieren.« (Zitiert in 
Senger 2008: 24, 75) 

Ein solcher Ansatz verlangt die klare Definition dessen, was 
in der konkreten Handlungssituation, der »Epoche«, den Haupt-
widerspruch, ausmache: »Seit Mitte der 1930er-Jahre hat die 
KPCh viermal einen Hauptwiderspruch definiert, und zwar: 
1. den Hauptwiderspruch ›ganzes chinesisches Volk einschließ-
lich die Guomindang Tsiang Kaisheks mit all den von ihr ver-
tretenen sozialen Klassen gegen Japan‹ mit der Hauptaufgabe 
der Niederringung Japans (1937–45); 2. den Hauptwiderspruch 
›Kommunistische Partei Chinas gegen die Guomindang Tsi-
ang Kaisheks‹ mit der Niederringung der Guomindang auf 
dem chinesischen Festland als der Hauptaufgabe (1945–49); 3. 
den Hauptwiderspruch ›Proletariat/Bauern gegen Bourgeoi-
sie/Landeigentümer‹ mit dem Klassenkampf als der Hauptauf-
gabe (1949–76/78); 4. den seit 1978 geltenden […] Hauptwider-
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spruch [der Widerspruch zwischen den wachsenden materiellen 
und kulturellen Bedürfnissen des Volkes und der Rückständig-
keit der gesellschaftlichen Produktion, M.B.] mit der Niederrin-
gung der Armut und Rückständigkeit als der Hauptaufgabe.« 
(Senger 2008: 111)

Auf dem Höhepunkt der Kulturrevolution formulierte Mao 
Zedong für die chinesische Gesellschaft ein radikales Ziel: »Er 
wollte die chinesische Gesellschaft umgestalten, indem er ihre 
Werte auf ›alles öffentlich und nichts privat‹ (dagong wusi) um-
stellte. Sein Werkzeug war die Rebellion (zaofan). In seinem 
›Brief an die Genossin Jiang Qing‹ (seine Frau) vom 8. Juli 1966 
schrieb Mao, dass ›große Unordnung unter dem Himmel‹ gut 
sei, weil sie erlaube, Feinde zu entlarven und die Massen zu mo-
bilisieren, und schließlich zu Ordnung führe.« (Mühlhahn 2022: 
500) Es war ein Programm kommunistischer Einseitigkeit. Dies 
widersprach direkt jenen Vorstellungen, die Mao Zedong 1957, 
vor dem Großen Sprung, entwickelt hatte, als er für die Verbin-
dung von Gegensätzen plädierte, wie die KPCh später immer 
wieder hervorhob (CPC Central Committee 1981: 13f.).

Chinas Kommunisten mussten eine Erfahrung machen, die 
Hegel aus der Großen Französischen Revolution gewonnen 
hatte: »Eine Partei bewährt sich erst dadurch als die siegende, 
dass sie in zwei Parteien zerfällt; denn darin zeigt sie das Prinzip, 
das sie bekämpfte, an ihr selbst zu besitzen und hiermit die Ein-
seitigkeit aufgehoben zu haben, in der sie vorher auftrat.« (Hegel 
1986b: 425) Chinas Partei versucht in den letzten Jahrzehnten, 
diesem Zerfall dadurch zu begegnen, dass sie liberale Tendenzen 
in das parteikommunistische System integriert. Natürlich bleibt 
trotzdem die Frage, ob eine geplante Marktwirtschaft und kom-
munistische Führung dauerhaft zusammengehen. 

Unbestreitbar ist: »Taxonomisch gesehen ist die VR China des 
21. Jahrhunderts ein welthistorisches Novum: die Kombination 
einer heute nach allen konventionellen Maßstäben überwiegend 
kapitalistischen Wirtschaft mit einem nach allen konventionellen 
Maßstäben nach wie vor unbestreitbar kommunistischen Staat – 
jeweils der dynamischste seiner Art bis heute.« (Anderson 2010: 
95) Wie gesagt, ist aber die Wirtschaft viel weniger kapitalistisch 
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als oft angenommen, und der Staat hat zudem demokratische und 
liberale Elemente in sich aufgenommen.

Chinas Gesellschaftssystem ist zutiefst widersprüchlich. Nach 
den orthodoxen liberalen wie marxistischen Standardtheorien 
dürfte es gar nicht existieren. Beim Blick auf China ist man an den 
bekannten Welle-Teilchen-Dualismus erinnert: Je nach Versuchs-
anordnung, je nach gewählter Theorie erscheint es als kommu-
nistisch und leninistisch, als kapitalistisch und autoritär, als Re-
inkarnation der traditionellen chinesischen Zivilisation und ihres 
Kaisertums oder als Hypermoderne. Das Besondere ist nun, dass 
die KPCh schon in ihrer Zeit als revolutionäre Partei im Krieg 
und Bürgerkrieg lernen musste, sich den realen Widersprüchen zu 
stellen. Was Lenin und die Bolschewiki erst nach der Revolution 
lernten, hat die KPCh schon im langen Bürgerkrieg praktiziert. 

Koss bringt die Paradoxa der chinesischen Gesellschaft so auf 
den Punkt: »Dies ähnelt den scheinbar unvereinbaren Trends in 
der Organisation, wo die KPCh die Kräfte des Marktes voll und 
ganz umarmt und gleichzeitig an den Parteizellen und anderen 
Verfahren festhält, die Lenin noch vertraut waren. Das Ergeb-
nis sind hochmoderne Hightech-Firmen, die schnell auf den glo-
balen Märkten agieren, während sie sich den Parteiorganen un-
terordnen, die den Organisationsprinzipien folgen, die von der 
Avantgarde der kommunistischen Bewegung im frühen 20. Jahr-
hundert kodifizierten Organisationsprinzipien der kommunis-
tischen Avantgarde folgen. Im Moment erscheint diese Koexis-
tenz noch paradox, doch im Laufe des 21. Jahrhunderts kann sie 
sich weiter ausbreiten.« (Koss 2021: 239)

Die Zukunft des chinesischen Experiments einer sozialisti-
schen Marktwirtschaft in einem Land, geführt von einer Kom-
munistischen Partei, wie überhaupt des Bewegens in fundamen-
talen Widersprüchen innerhalb einer durch Kapitalismus und 
von imperialer Hegemonie der USA geprägten Welt, ist offen. 
Der sowjetisch geprägte Sozialismus des 20. Jahrhunderts ist vor 
allem daran gescheitert, dass er unfähig war, sich diesen Wider-
sprüchen offensiv zu stellen. Die KPdSU war lange von Angst 
geprägt, durch grundlegende Veränderung die aufgestauten Pro-
bleme anzugehen, bis die Helden der Perestroika dann geradezu 
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übermütig davon ausgingen, dass marktorientierte Reformen, 
liberale Demokratisierung und Öffnung in eine sozialistische 
Richtung weisen würden (Brie 1993). 

Das von den kommunistischen Ideen geprägte chinesische Sys-
tem erscheint vom liberalen Standpunkt als vormodern insofern, 
weil es auf dem Primat der Gesamtinteressen besteht und im 
Zentrum ein einzelner dominierender Akteur, die KPCh, steht, 
ein »kollektiver Kaiser«. Eine solche Sicht identifiziert das libe-
rale Modell mit Modernität. Doch dies ist falsch. Zur Moderni-
tät gehören auch die kommunistischen Fundamente der öffent-
lichen Daseinsvorsorge, die Fähigkeit zur langfristigen Planung 
und Gestaltung umfassender Transformationsprozesse und auch 
neue Formen von Gemeinschaftlichkeit, von kulturellen und sitt-
lichen Identitäten. Wie gezeigt wurde, hat China im Zuge der 
Reform- und Öffnungspolitik zudem nicht nur im Wirtschaftli-
chen wesentliche liberale Elemente in das kommunistische Sys-
tem integriert, ohne dieses dabei aufzulösen, sondern es im Ge-
genteil sogar zu stärken. 

Unter den Bedingungen von nachholender Entwicklung, aber 
auch angesichts der Bedeutung gesamtgesellschaftlicher sozia-
ler, ökologischer, sicherheitspolitischer und anderer Problem-
lagen kann sich das Primat des Kommunistischen als Vorteil im 
Systemwettbewerb erweisen, oder, wie Beat Schneider schreibt: 
»Das Sowohl-als-auch von Entfesselung und staatlicher Bän-
digung der Produktivkräfte, von Wettbewerb und langfristiger 
staatlicher Planung, von Innovation und Kontrolle, ist die große 
Stärke der neueren chinesischen Entwicklung und gleichzeitig der 
systemische Vorteil der VRCh gegenüber den Staaten des kapita-
listischen Westens.« (Schneider 2022: 58). Es geht um die gestal-
tete Entwicklung auf der Basis eines gesellschaftlichen Grund-
konsenses. Das, was aus liberaler Sicht als vormodern angesehen 
wird, kann sich – muss aber natürlich nicht – als höchst zeitgemäß 
erweisen. Wenn akzeptiert wird, dass komplexe Gesellschaften 
der Moderne nicht nur durch ein einziges – das liberale –, son-
dern durch zwei gegensätzliche Prinzipien konstituiert werden, 
das liberale und das kommunistische Prinzip, dann verschwin-
det der Fundamentalismus absoluter Gegensätze und eröffnet 



130

sich ein Raum der Anerkennung des jeweils anderen. Es ist dies 
auch ein Raum der Kritik, der dem anderen nicht die Legitimi-
tät abspricht und nur deshalb auch konstruktiv sein kann. Man 
kann dies auch so formulieren: »China ist wie ein Kind, das sich 
in einem langen Emanzipationsprozess von seinen Eltern, Kom-
munismus und Kapitalismus, löst und die ihm von beiden Sei-
ten verliehenen Stärken nutzt, um auf eigenen Beinen zu stehen.« 
(Naisbitt/Naisbitt 2009: 41)

Der chinesische Aufstieg ist gefährdet. Das politische System 
einer kommunistischen Einparteienherrschaft hat Schwächen, 
die es prinzipiell nicht überwinden kann. Die größte Schwäche 
ist die, dass die Regierenden sich faktisch selbst ernennen. Jeder 
Aufstieg innerhalb des politischen Systems wird letztlich durch 
die übergeordnete Behörde entschieden. Demokratische und me-
ritokratische Aspekte können eine wichtige Rolle spielen, aber 
über die Kriterien und Prozeduren sowie ihre Anwendung ent-
scheidet wieder genau jene Behörde, die auch den Aufstieg kon-
trolliert – der Parteiapparat. Dies begrenzt einerseits die Legiti-
mation durch die Bürgerinnen und Bürger und öffnet andererseits 
unter bestimmten Bedingungen einen sehr großen Raum für Will-
kür an der Spitze, da es keine unabhängigen Gegengewalten ge-
ben kann.1 Stalin, Mao, aber auch Gorbatschow sind warnende 
Beispiele für Chinas politische Elite. Durch die Reformen der 
letzten 40 Jahre, gerade auch durch die politischen Reformen, 
haben sie versucht, dieser Gefahr zu begegnen und waren bisher 
durchaus erfolgreich. Sie können die Gefahr aber nicht bannen. 
Die schwache Institutionalisierung der Regelung der Nachfolge 
an der Spitze von Partei und Regierung (Zheng Yongnian 2021: 
29) ist die Achillesferse des chinesischen politischen Systems. 
Einerseits ist die Gefahr der Spaltung der herrschenden Elite an 
diesem Punkt außerordentlich hoch, andererseits ist die Legiti-
mität des Wechsels gegenüber der Bevölkerung immer zweifel-
haft und muss stets neu erworben werden.

1 »Das Legitimationsproblem ist vielleicht die größte Bedrohung für 
das meritokratische System.« (Bell 2015: 9)



131

Unter Deng Xiaoping wurden drei Reformen umgesetzt, die 
das politische System Chinas grundsätzlich veränderten. Ers-
tens war dies die weitgehende Reisefreiheit für die Bürgerin-
nen und Bürger der Volksrepublik. Bei eingeschränkten Mög-
lichkeiten der eigenen Stimme politisch Gehör zu verschaffen, 
ist die Option der Auswanderung, des Exits, der zweitbeste 
Weg (Hirschman 2004). Die Öffnung eines solchen Weges ver-
schiebt das Kräfteverhältnis zwischen Staat und den Bürgerin-
nen und Bürgern deutlich zugunsten Letzterer. Zweitens haben 
die Wirtschaftsreformen die Möglichkeiten der wirtschaftlichen 
Selbständigkeit gegenüber dem Staat und die Abhängigkeit des 
Staates von dem eigeninteressierten wirtschaftlichen, sozialen 
und kulturellen Handeln einer Vielzahl sozialer Kräfte funda-
mental erhöht. Nur um den Preis des Verzichts auf einen wei-
teren Aufstieg Chinas können diese Selbständigkeit und diese 
Abhängigkeit gebrochen werden. Drittens hatte Deng Xiaoping 
eine Begrenzung der Amtszeit vor allem auch auf der obersten 
Ebene der Partei durchgesetzt. Es wurde damit ein institutionel-
ler Mechanismus der ständigen Erneuerung im gesamten Kader-
system auf der Basis des Ringens um Unterstützung, durch For-
mierung sich ändernder Bündnisse und Allianzen in der Partei 
und in der Gesellschaft, ein Zwang, sich durch innovative An-
sätze zu profilieren und zugleich für Stabilität zu sorgen, eta-
bliert. Durch die Abschaffung dieser Amtszeitbegrenzung an 
der obersten Spitze des politischen Systems – bei der Funktion 
des Generalsekretärs des ZK der KPCh – ist dieses funktionale 
Äquivalent zum System von Wahlen bei der Erneuerung des po-
litischen Führungspersonals in liberalen Demokratien aktuell 
geschwächt oder auch ganz außer Kraft gesetzt. Dies kann zu 
einer Bedrohung des gesamten Erfolgs der Reformpolitik wer-
den, da ohne Erneuerung an der Spitze auch Erneuerungspro-
zesse auf allen anderen Ebenen blockiert werden können und 
die Machtbalance in der Führungsgruppe zugunsten des Gene-
ralsekretärs verschoben wird.

Die Stärkung der konsultativen Elemente, die Institutionalisie-
rung von Regeln der Entscheidungsvorbereitung, die deutlich ge-
stiegene Transparenz oder das riesige Feld zivilgesellschaftlicher 
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Organisationen ändern nichts daran, dass ein Einparteiensystem 
deutlich stärker als liberale Demokratien dafür anfällig ist, dass 
die politische Macht bei einer kleinen Gruppe oder sogar bei nur 
einer Person konzentriert wird. Dies gilt besonders dann, wenn 
es keine feste Amtszeitbeschränkung gibt. Die erste Achillesferse 
eines solchen Systems ist die Unmöglichkeit, eine formelle Re-
gel der legitimen Amtsnachfolge an der Spitze zu institutionali-
sieren. Es gibt in einem solchen System kein Pendant zu freien 
Wahlen, das diese Lücke füllen könnte. Das gesamte Gefüge des 
politischen Systems hat hinter den Kulissen eine schwankende 
informelle Basis in den personellen Beziehungen einer kleineren 
Führungsgruppe. Die zweite Achillesferse ist die Tatsache, dass 
es in Situationen, in denen eine umfassende politische Krise ein-
getreten ist, die Parteiführung sich spaltet, große aktive Minder-
heiten in der Bevölkerung dem System ihre Loyalität entziehen, 
keinen formellen Mechanismus gibt, Legitimation wieder her-
zustellen. Freie Wahlen haben genau diese Funktion. Sie können 
aber auch zum Bürgerkrieg führen, wenn sie spalten und nicht 
einigen. Aus beiden Gründen tut die KPCh alles, um eine derar-
tige politische Fundamentalkrise, wie sie sich 1989 abzeichnete, 
in Zukunft zu verhindern. Wie auch liberale Demokratien sind 
kommunistische Systeme letztlich vom Konsens innerhalb der 
Eliten und der großen Mehrheit der Bürgerinnen und Bürger ab-
hängig. Dieser Konsens aber muss ständig neu hergestellt werden.

Das parteikommunistische politische System ist vor allem da-
durch verwundbar, dass ihm eine periodische und klar instituti-
onalisierte Legitimation fehlt. Die KPCh kann sich zwar darauf 
berufen, dass sie sich, wie auch die Leninsche Partei, im Bürger-
krieg letztlich durchgesetzt hat, ihr fehlt aber die Möglichkeit, 
sich aktuell und immer wieder durch einen Prozess zu legitimie-
ren, der aus der gleichzeitigen freien Willensäußerung aller ein-
zelnen Bürgerinnen und Bürger hervorgeht. Sie muss den Le-
gitimitätsglauben aktiver staatstragender Minderheiten und die 
Loyalität der Bevölkerung anders absichern als durch eine Pro-
zedur freier Wahlen. Dies verlangt, die Stimmen der Bürgerin-
nen und Bürger sogar noch intensiver einzuholen als in vielen li-
beral-demokratischen Ländern. Es ist völlig falsch, anzunehmen, 
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das politische System Chinas kenne keine Input-Legitimation. Sie 
beruht, wie dargestellt, vor allem auf der Konsultation, der Be-
fragung, den intensiven Rückkopplungsschleifen bei wichtigen 
Vorhaben entsprechend der »Massenlinie«. Zugleich kommt der 
Legitimation durch Leistung der Behörden, durch Vorhaben, die 
auf die Verbesserung der Lebensbedingungen der Bürgerinnen 
und Bürger und auf nationale Interessen gerichtet sind, beson-
dere Bedeutung zu. Wie Xi Jinping nach seiner Wahl zum Gene-
ralsekretär des ZK der KPCh betonte: »Unsere Menschen haben 
eine große Begeisterung für das Leben. Sie hoffen auf eine bes-
sere Ausbildung, stabilere Arbeitsplätze, ein zufriedenstellendes 
Einkommen, eine zuverlässigere soziale Sicherheit, eine medizini-
sche Versorgung mit höheren Standards, komfortablere Lebens-
bedingungen und eine schönere Umwelt. Sie wünschen sich, dass 
die Kinder besser aufwachsen, besser arbeiten und besser leben. 
Der Wunsch der Menschen nach einem besseren Leben ist das 
ganze Ziel unserer Bemühungen.« (Xi Jinping 2012) 

Ob diese Legitimation durch Leistung auf Dauer erhalten wer-
den kann, vermag nur die Praxis zu beweisen. Es sind immer 
wieder die Erfolge, die ganz plötzlich zu Bedrohungen werden. 
Dies geschieht dann, wenn nicht begriffen wird, dass je größer 
der Erfolg war, umso größer auch die Änderung der Politik aus-
fallen muss, da sich die Bedingungen von Politik mit den Erfol-
gen grundlegend verändert haben. Die großen Fehler der späten 
1950er-Jahre oder der Kulturrevolution resultierten nicht zuletzt 
aus dem Versuch, mit den Mitteln der Vergangenheit, die zu Er-
folgen geführt hatten, sich den Herausforderungen, die mit die-
sen Erfolgen neu entstanden, zu stellen. Auch heute gibt es diese 
Versuchung. Sie ist besonders gefährlich, weil sich der interna-
tionale Kontext, auch bedingt durch den Aufstieg Chinas, radi-
kal verändert hat. Es häufen sich die Anzeichen für einen Neuen 
Kalten Krieg und Konfrontation. Ob es der KPCh gelingt, unter 
diesen Bedingungen ihre Fähigkeit zur Selbsterneuerung, Innova-
tion, Anpassung wie Gestaltung der inneren und äußeren Verhält-
nisse aufrecht zu erhalten, ist offen. Der gesellschaftliche Druck, 
die Erwartungen der Chinesinnen und Chinesen, die Vielfalt der 
innerchinesischen Akteure sind dafür gute Voraussetzungen. Die 



134

KPCh selbst hat in den letzten Jahrzehnten eines vor allem be-
griffen: Nur als lernende und sich ständig entwickelnde Orga-
nisation hat sie eine Zukunft. Zugleich sieht sie die eigene Füh-
rungsfähigkeit als die absolut entscheidende Bedingung für den 
weiteren Wiederaufstieg Chinas.
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Kapitel 11
Chinas (Wieder-)Aufstieg zu einem der Zentren der Welt 

Viele Beobachter warnen vor einem Neuen Kalten Krieg und ge-
rade die, die am stärksten beschwören, dass sie keinesfalls beab-
sichtigen, diesen Kalten Krieg gegen China zu betreiben, sind 
es, die ihn längst begonnen haben. Dies hat eine lange Vorge-
schichte im alten Kalten Krieg. Am 22. Februar 1946 sandte der 
US-Botschafter, George F. Kennan, aus Moskau ein langes Me-
morandum an das Außenministerium der USA, das berühmt ge-
wordene »Long Telegram«. 1947 erschien es anonym (»X«) unter 
dem Titel »The Sources of Soviet Conduct« in Foreign Affairs. 
Kennan hob hervor, »dass das wichtigste Element jeder Poli-
tik der USA gegenüber der Sowjetunion die einer langfristigen, 
geduldigen und zugleich festen und wachsamen Eindämmung 
[containment] der expansiven Tendenzen Russlands sein muss. 
Es ist jedoch wichtig, darauf hinzuweisen, dass eine solche Poli-
tik nichts mit äußerem Gehabe zu tun hat: mit Drohungen oder 
Prahlerei oder überflüssigen Gesten äußerer ›Härte‹. Der Kreml 
ist zwar grundsätzlich flexibel in seiner Reaktion auf die poli-
tischen Realitäten, aber keineswegs unempfänglich für Presti-
gefragen.« (Kennan 1947: 575) Alles, so Kennan, hinge davon 
ab, »inwieweit die Vereinigten Staaten bei den Menschen in der 
Welt allgemein den Eindruck eines Landes erwecken können, 
das weiß, was es will, das die Probleme seines inneren Lebens 
und die Verantwortung einer Weltmacht erfolgreich bewältigt 
und das eine geistige Vitalität besitzt, die in der Lage ist, sich un-
ter den großen ideologischen Strömungen der Zeit zu behaup-
ten.« (Kennan 1947: 581) Zu dieser Zeit, so Kennan, waren die 
Kräfte verhältnisse klar: »Wir verfügen über 50% des Reichtums 
der Welt, haben aber nur 6,3% der Bevölkerung. Dieses Missver-
hältnis ist besonders groß zwischen uns und den Völkern Asi-
ens. In dieser Situation sind wir unweigerlich das Ziel von Neid 
und Missgunst. Unsere eigentliche Aufgabe in der kommenden 
Zeit besteht darin, ein Beziehungsgefüge zu entwickeln, das es 



136

uns ermöglicht, diese ungleiche Position […] zu halten.« (Ken-
nan 1948: 20) 

75 Jahre später, kurz vor dem Antritt von Joe Biden als 46. 
Präsident der USA, erschien »The Longer Telegram. Toward 
a New American China Strategy«, herausgegeben vom Trans-
atlantic Institute in Washington. Wieder wurde es anonym 
veröffentlicht. Dieses strategische Dokument formuliert einen 
neuen Grundkonsens der US-Außenpolitik, der seitdem durch 
die Biden-Administration konsequent umgesetzt und von bei-
den Parteien im Kongress und Senat unterstützt wird. Die Aus-
gangsprämissen werden so formuliert: »Die wichtigste Heraus-
forderung für die Vereinigten Staaten im 21. Jahrhundert ist der 
Aufstieg eines zunehmend autoritären Chinas unter Präsident 
und Generalsekretär Xi Jinping. […] Xi ist ein unverbesserli-
cher Nationalist, der sein Land mit Hilfe des Ethnonationalis-
mus gegen alle internen und externen Angriffe auf seine Auto-
rität eint. […] Xis China ähnelt zunehmend einer neuen Form 
eines totalitären Polizeistaats. In einer grundlegenden Abkehr 
von seinen risikoscheuen Vorgängern nach Mao hat Xi bewie-
sen, dass er Chinas autoritäres System, seine zwanghafte Au-
ßenpolitik und seine militärische Präsenz weit über die Gren-
zen seines Landes hinaus auf die ganze Welt ausdehnen will. Im 
Gegensatz zu Deng Xiaoping, Jiang Zemin und Hu Jintao ist 
China unter Xi nicht länger eine Macht des Status quo. Es ist zu 
einer revisionistischen Macht geworden.« (Anonymos 2021: 6) 
Als wichtigste Ziele formulieren die Autoren in der folgenden 
Reihenfolge: »Bewahrung der kollektiven wirtschaftlichen und 
technologischen Überlegenheit [der USA, M.B.]; Schutz des glo-
balen Status des US-Dollars; Aufrechterhaltung einer überwäl-
tigenden konventionellen militärischen Abschreckung und Ver-
hinderung einer unannehmbaren Verschiebung des strategischen 
nuklearen Gleichgewichts; Verhinderung jeder chinesischen ter-
ritorialen Expansion, insbesondere der gewaltsamen Wieder-
vereinigung mit Taiwan […].« (Anonymos 2021: 9) Als letzter 
Punkt wurde die »Bewältigung anhaltender gemeinsamer glo-
baler Bedrohungen, einschließlich der Verhinderung eines ka-
tastrophalen Klimawandels« (Anonymos 2021: 9) angesprochen.
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Es ist dies das Programm einer imperialen Hegemonialmacht, 
die ihre Vorherrschaft gegen den Herausforderer zu behaupten 
sucht und dabei neben Russland im Westen des eurasischen Kon-
tinents vor allem China im Osten dieses Kontinents vor Augen 
hat. Es ist dies deshalb ein Kalter Krieg, weil er auf der Behaup-
tung eines fundamentalen Werteantagonismus basiert – dem An-
tagonismus von Freiheit und Unfreiheit, Demokratie und Auto-
kratie, regelbasierter internationaler Ordnung und aggressiver 
Revision dieser Ordnung, Verteidigung der Menschenrechte und 
einer Unterdrückungspolitik, die als Genozid bezeichnet wird. 

Der Westen hat vergessen oder verdrängt, was China durch 
ihn an imperialer Unterdrückung und Missachtung erlitten hat. 
Die Politik der USA ist mittlerweile offen darauf ausgerichtet, 
alle Anstrengungen darauf zu fokussieren, China als Rivalen 
auszuschalten oder zumindest dauerhaft in einer unterlegenen 
Position zu halten. Immer noch wird diese Herrschaft mit der 
Annahme legitimiert, die USA seien zur Herrschaft verdammt, 
weil diese Herrschaft die entscheidende Bedingung von Frieden 
und globaler Entwicklung sei. Das Streben der USA nach Auf-
rechterhaltung ihrer globalen Dominanz ist mit einer funda-
mentalistischen Ideologie des Kampfes des »Guten« gegen das 
»Böse« in Gestalt der »Demokratie« gegen die »Autokratien« 
verschmolzen worden. Jeffrey Sachs spricht von einem »heillo-
sen Kreuzzug« gegen die KPCh (Sachs 2020) und der frühere 
US-Außenminister Kissinger warnt: »Wenn die Präferenz für 
die Demokratie in den internationalen Beziehungen der heutigen 
Welt zum Hauptziel erklärt wird, führt das zu einem missionari-
schen Impuls. Der könnte einen erneuten militärischen Konflikt 
wie im Dreißigjährigen Krieg zur Folge haben.« (Zand 2022: 50)

Marco D’Eramo hat recht: »Am 7. Oktober [2022, M.B.] 
wurde ein Weltkrieg erklärt. Kein Nachrichtensender hat dar-
über berichtet, obwohl wir alle unter seinen Auswirkungen zu 
leiden haben werden. An diesem Tag leitete die Regierung Biden 
eine technologische Offensive gegen China ein, indem sie nicht 
nur die Ausfuhr integrierter Schaltkreise, sondern auch deren 
Entwürfe, die Maschinen, mit denen sie auf Silizium ›geschrie-
ben‹ werden, und die Werkzeuge, die diese Maschinen herstellen, 
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strengen Beschränkungen und umfassenden Kontrollen unter-
warf.« (D’Eramo 2022) »Wir sind [China] voraus«, erklärte US-
Handelsministerin Gina Raimondo. »Wir müssen ihnen einen 
Schritt voraus sein. Und wir müssen ihnen diese Technologie 
vorenthalten, die sie brauchen, um ihr Militär voranzubringen.« 
(zitiert in Jackson 2023) Damit ist die USA zu einer offensiven 
Politik der aktiven Verhinderung des weiteren Aufstiegs Chi-
nas als eine der großen Mächte des 21. Jahrhunderts übergegan-
gen. Wie Gregory C. Allen vom Center vor Strategic and Inter-
national Studies schreibt: »Diese Maßnahmen zeigen ein noch 
nie da gewesenes Ausmaß an Intervention der US-Regierung, 
um nicht nur die Kontrolle über die Chokepoints aufrechtzu-
erhalten, sondern auch eine neue US-Politik der aktiven Stran-
gulierung großer Teile der chinesischen Technologieindustrie 
einzuleiten – Strangulierung mit der Absicht zu töten.« (Allen 
2022) Das Entstehen einer technologisch-ökonomisch, mit den 
USA gleichwertigen Macht, soll mit allen Mitteln verhindert 
werden. Die USA wird damit aus dem selbstproklamierten Hü-
ter des freien Welthandels zum Akteur von dessen Zerstörung 
(Yang Rong 2023). Die bewusste Zuspitzung der Situation um 
Taiwan und die Schaffung eines Militärbündnisses im Westpa-
zifik, vor der Haustür Chinas, analog zur NATO vor der Haus-
tür erst der Sowjetunion und dann Russlands, sind Teile dieser 
Strategie. Sie stellen eine direkte politische wie militärische Be-
drohung Chinas dar.

Ideologisch wird dieser Neue Kalte Krieg der USA und ihrer 
Verbündeten durch den erklärten Kampf der »Demokratien« ge-
gen »autoritäre Regime« im Namen von »Menschenrechten« und 
einer »regelbasierten Ordnung«. Es handelt sich um eine verita-
ble »Kriegserzählung« (Müller 2022). Eine solche Politik wird 
die »Weltunordnung« nur weiter verstärken (Masala 2022: 11), 
weil alles als Nullsummenspiel von Sieg und Niederlage konzi-
piert ist. Ein Konzert der Mächte wird unmöglich. Die Selbst-
inszenierung des Westens und insbesondere der USA als Norm 
einer guten, sprich: liberalen, Gesellschaft wertet wie schon in 
den 500 Jahren imperialer Dominanz alle anderen Gesellschaften 
ab. Ihnen wird – gemessen an der Durchsetzung der individuel-
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len politischen Menschenrechte – Legitimität abgesprochen. Die 
anderen Dimensionen der Menschenrechte, die sozialen, kultu-
rellen, ökologischen Rechte und das Recht auf Entwicklung oder 
auf Solidarität werden als sekundär herabgestuft.

Die chinesische Führung hat ihrerseits in den letzten zehn 
Jahren intensiv an der Entwicklung einer Gegenerzählung gear-
beitet, untermalt durch eine ganze Reihe von sehr anspruchsvol-
len Initiativen, die zumeist nicht bei bloßen Absichtserklärun-
gen geblieben sind. Martin Jacques verweist in chronologischer 
Reihenfolge auf den »Chinesischen Traum, die Seidenstraße, 
die AIIB [Asiatische Infrastruktur-Investitionsbank, M.B.], das 
neue Konzept der Beziehungen zwischen Großmächten, die Ge-
meinschaft mit einer gemeinsamen Zukunft für die Menschheit 
und dem doppelten Kreislauf [von Binnenwirtschaft und Au-
ßenhandel, M.B.]« (Jacques 2022a). Die Differenzen zwischen 
den USA und China sind grundsätzlicher Natur. Sie betreffen 
(1) die Einschätzung der Ziele Chinas, (2) die Vision einer neuen 
internationalen Ordnung, (3) Chinas Rolle als reformorientierte 
globale Macht und die ideologische Aufladung der Differenzen 
als Systemkonfrontation sowie (4) Chinas Strategie, sich als ei-
nes der Zentren in der heutigen Welt zu entwickeln.

Die Einschätzung der Ziele Chinas 
Im Westen ist die Annahme weit verbreitet, dass China ver-
gleichbar mit Großbritannien im 19. und der USA im 20. Jahr-
hundert eine globale Vorherrschaft anstrebe und dies mit aggres-
siven Mitteln und unter Bruch des Völkerrechts durchzusetzen 
sucht, wie in the »Longer Telegram« auf den Punkt gebracht 
wurde. Während die Hegemonie der USA mit Demokratie, 
Freiheit und Kooperation zum wechselseitigen Vorteil identifi-
ziert wird, wird China das Gegenteil unterstellt. Ganz in die-
sem Sinne hat der US-Außenminister Antony Blinken in einer 
seiner ersten Reden die US-Strategie so auf den Punkt gebracht: 
»China ist das einzige Land, das über die wirtschaftliche, dip-
lomatische, militärische und technologische Macht verfügt, um 
das stabile und offene internationale System ernsthaft infrage 
zu stellen. All die Regeln, Werte und Beziehungen, die dafür 
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sorgen, dass die Welt so funktioniert, wie wir es wollen, weil sie 
letztlich den Interessen und Werten des amerikanischen Volkes 
dienen. Unsere Beziehung zu China wird wettbewerbsorientiert 
sein, wenn sie es sein sollte, kooperativ, wenn sie es sein kann, 
und feindselig, wenn sie es sein muss. Der gemeinsame Nenner 
ist die Notwendigkeit, China aus einer Position der Stärke her-
aus zu begegnen. Dazu müssen wir mit Verbündeten und Part-
nern zusammenarbeiten und dürfen sie nicht verunglimpfen, 
denn unser gemeinsames Gewicht ist für China viel schwieri-
ger zu ignorieren.« (Blinken 2021) Aus dieser Sicht werden tech-
nologische, ökonomische, politische und militärische Vorherr-
schaft der USA, gestützt auf ein möglichst breites Bündnis von 
Partnern, und eine globale Ordnung, die im Interesse aller sei, 
in eins gesetzt. Die USA erscheinen als Hegemon, dessen Inte-
resse an eigener Dominanz im internationalen System mit dem 
Interesse aller an einer von den USA bereitgestellten und abge-
sicherten »regelbasierten Ordnung« als globale Gemeingüter 
(Menzel 2015: 1082–1084) zusammenfallen. Unter diesem Ge-
sichtspunkt muss jeder Aufstieg eines anderen Staates zu gleicher 
Macht zwangsläufig als Bedrohung der eigenen existenziellen 
Interessen und als Gefährdung der allen nützenden internatio-
nalen Ordnung erscheinen. Wenn dem so ist, dann kann China 
auf keinen Fall hoffen, dass die USA nicht unilateral genau jene 
Regeln gegenüber China außer Kraft setzt, mit deren Verteidi-
gung die USA ihre eigene Vormacht rechtfertigen. 

Eine solche Epochensituation der Konfrontation einer auf-
steigenden und einer den für sich selbst günstigen Status quo 
verteidigenden Macht ist zuerst vom griechischen Historiker 
Thukydides vor dem Hintergrund des fast dreißigjährigen Krie-
ges zwischen Athen und dem Attischen Seebund einerseits und 
dem Peloponnesischen Bund unter Führung Spartas (431 bis 404 
v.u.Z.) beschrieben worden. Der Aufstieg des Einen erscheint 
dem Anderen als zwangsläufiger Abstieg und existenzielle Be-
drohung. Geringfügige Anlässe werden zum Ausgangspunkt ei-
ner totalen Konfrontation, die sich zusätzlich aus der Aufladung 
der Differenzen hin zu einem Werteantagonismus speisen. Wie 
Thukydides in der Einleitung schrieb: »Den letzten und wahren 
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Grund, von dem man freilich am wenigsten sprach, sehe ich im 
Machtzuwachs der Athener, der den Lakedaimoniern [Sparta, 
M.B.] Furcht einflößte und sie zum Krieg zwang« (Thukydi-
des 2000: 25). 

Die Thukydides-Falle ist das Vorbild vieler aktueller Stu-
dien (siehe mit Blick auf das Verhältnis von USA und China 
Allison 2018). Genau dieser Falle will die chinesische Führung 
unbedingt entgehen. In Genf erklärte Xi Jinping 2017 in einer 
Rede unter der programmatischen Überschrift »Gemeinsamer 
Aufbau der Zukunftsgemeinschaft der Menschheit«: »Wenn alle 
Länder Frieden genießen, so wird auch die Welt davon profitie-
ren; wenn einige Länder miteinander kämpfen, wird auch die 
Welt darunter leiden. Vom Peloponnesischen Krieg im fünften 
Jahrhundert vor Christus bis zu den beiden Weltkriegen und 
dem über 40 Jahre währenden Kalten Krieg im vergangenen Jahr-
hundert – aus allen Kriegswirren sind schmerzliche und tief ge-
hende Lektionen zu lernen.« (Xi Jinping 2018: 662) Die Sicht der 
chinesischen Führung auf die neue Situation unterscheidet sich 
diametral von der der USA. Man beschreibt den Aufstieg Chi-
nas auch mit einer dreifachen Null: Null Kriege Chinas, Null 
absolute Armut, Null Slums in den Städten. 

Nun könnte man die »Beschränkung« auf das Ziel des eige-
nen Wiederaufstiegs als einer führenden Zivilisation als bloße 
Rhetorik abtun, hinter der doch der Versuch der Schaffung ei-
nes globalen antiwestlichen Blocks steht, dessen Ziel die eigene 
Vorherrschaft ist. Dies unterstellt aber, dass die Führung Chi-
nas nicht um die wichtigsten Fakten weiß: Ein globales imperi-
ales Projekt, wie es die USA nach 1945 verfolgt hat (damals be-
trug der Anteil der USA am globalen Sozialprodukt 50 Prozent, 
die USA hielten 80% der Währungsreserven), würde genau das 
Ziel, was China zu verfolgen sucht, ad absurdum führen, indem 
es die Mehrheit aller anderen Länder an die Seite der USA treibt. 
Zudem kann China selbst unter sehr günstigen Bedingungen 
nur hoffen, bis 2040 ungefähr die gleiche Wirtschaftskraft zu 
entfalten wie die USA und die mit den USA eng verbündeten 
Staaten (Großbritannien, EU, Japan usw.). Zugleich wird sich in 
dieser Zeit voraussichtlich der Aufstieg Indiens zur zweitgröß-
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ten Volkswirtschaft der Welt1 und ein Machtgewinn der Staaten 
Afrikas vollziehen (PricewaterhouseCoopers 2017: 3–5). Brze-
zinski hatte Recht, als er die USA als letzte globale Supermacht 
sah, deren unilaterale Vorherrschaft zudem von kurzer Dauer 
sein dürfte (Brzezinski 1999: 298–307). Mit den Worten von 
Wang Gungwu aus Singapur: »Xi Jinping und seine Kollegen 
sind nicht so töricht zu versuchen, die Vereinigten Staaten als 
dominierende Kraft zu ersetzen. Neu aufstrebende Mächte wie 
China und Indien können allenfalls hoffen, dass eine multipolare 
Ordnung eine bessere Grundlage für einen dauerhaften Frieden 
darstellt. Wenn es ihnen gelänge, eine weniger selbstbewusste 
amerikanische Supermacht davon zu überzeugen, dass die Multi-
polarität Amerikas Platz im Weltgeschehen sichern würde, gäbe 
es keinen Grund zur Sorge.« (Wang Gungwu 2019: 33)

Peter B. Walker erfasst realistisch Chinas sehr anspruchs-
volles Ziel im Verhältnis zu den USA mit drei Worten: »Power-
ful. Different. Equal« (Walker 2019). Jeder Versuch einer ei-
genen Blockbildung, dem China schon im alten Kalten Krieg 
erfolgreich ausgewichen ist, würde Chinas Aufstieg verlangsa-
men oder verhindern. Eine multipolare Ordnung auf der Basis 
von Beziehungen wechselseitigen Vorteils einer Vielzahl von 
Akteuren ist das einzige realistische Ziel, das Chinas verfolgen 
kann und von dem es die größten Vorteile hat. Während die 
USA eine Politik betreiben, die auf eine neue Blockkonfronta-
tion hin ausläuft, mittels derer sie ihre Hegemonie zu bewahren 
suchen, zielt die Strategie der chinesischen Führung darauf ab, 
eine solche Blockbildung zu verhindern und China als Vorreiter 
einer multilateralen und multipolaren Welt zu profilieren. Dies 
entspricht nicht nur den eigenen Traditionen, sondern auch dem 
aufgeklärten Eigeninteresse.

Der Erzählung der USA vom Kampf der »Demokratien« ge-
gen die »Autokratien« wird die Vision einer »Schicksalsgemein-

1 Chris Ogden macht mit Recht darauf aufmerksam, dass die USA ge-
genwärtig mit Indien wie schon im Falle Chinas nach 1972 erneut einen 
Gegenspieler gegenüber ihrem jeweiligen Hauptkonkurrenten heranzie-
hen, der seinerseits selbst langfristig die Übermacht der USA herausfor-
dern wird (Ogden 2022).
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schaft der Menschheit« entgegengestellt. Man kann in diesem 
Zusammenhang vom Primat einer »weichen Gegenmachtbil-
dung« (Masala 2022: 82) sprechen. Man könnte Chinas außenpo-
litische Strategie dadurch charakterisieren, dass erstens versucht 
wird, die Chancen, die die von den USA dominierte Ordnung – 
noch – bietet, weiter zu nutzen und sie nicht mit offener Gewalt 
zu torpedieren, wie es Russlands Angriff auf die Ukraine aus-
drückt. Die Möglichkeiten für die Nutzung dieser Ordnung sind 
aber aus der Sicht Chinas deutlich zurückgegangen und der Preis 
ist gestiegen. Zweitens wird mit dem Projekt der Seidenstraße 
ein eigenes komplexes Netzwerk aufgebaut, das nach Möglich-
keit robust genug ist, um im Falle von Störungen und Sankti-
onen die eigene Unabhängigkeit zu sichern (Naisbitt/Naisbitt 
2019). Zugleich werden damit die »Möglichkeitsräume einer al-
ternativen Globalisierung« bereitgestellt (Turowski 2021a). In 
den letzten Jahren ist zudem die Bedeutung von großen Infra-
strukturprojekten zugunsten nachhaltigerer Formen der Koope-
ration im akademischen Bereich, der Telekommunikation, des 
Handels usw. zurückgegangen (Schrader/Cole 2023). 

China versucht einerseits, die Potenziale zu nutzen, die das 
durch die USA und ihre Verbündeten dominierte System der 
WTO und des IMF China noch gibt, andererseits werden neue 
Kanäle der multi- und bilateralen Kooperation aufgebaut, die 
weniger allgemeinen Regeln folgt, sondern dem von der chinesi-
schen Seite immer wieder beschworenen Prinzip des wechselseiti-
gen Nutzens, des Win-Win. Man könnte auch von einer Guanxi-
Globalisierung sprechen, wobei Guanxi (chinesisch 关系) auf 
Netzwerke wechselseitiger Verpflichtungen verweist, die im 
Interesse aller beteiligten Seiten sind und auf Vertrauen auf-
bauen. Wie Wang Yiwei schreibt: »Insgesamt ist das OBOR-
Projekt [die Seidenstraße, M.B.] kein chinesisches Solo, son-
dern eine Symphonie, die von allen Staaten entlang der Route 
gespielt wird.« (Wang 2022: 101) Die chinesische Führung ver-
folgt die Strategie, die vorhandenen internationalen Instituti-
onen so umzubauen, dass bei Wahrung einer relativen Stabi-
lität die westliche Dominanz schrittweise überwunden wird. 
Gleichzeitig wird intensiv daran gearbeitet, eigene nichtwest-
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lich dominierte Institutionen zu schaffen (Crome 2022). Dazu 
gehören unter anderem die BRICS, die um weitere Staaten er-
weitert werden sollen, die Shanghaier Organisation für Zusam-
menarbeit sowie das größte Freihandelsabkommen der Welt, die 
Regional Comprehensive Economic Partnership.

Die Sanktionen der USA insbesondere im technologischen Be-
reich sowie der totale Wirtschaftskrieg der USA, der EU und ih-
rer Verbündeten gegen Russland, zeigen in den Augen Chinas, 
dass eine weitgehende Unabhängigkeit vom Westen im Bereich 
von Technologie und Rohstoffen zwingend notwendig ist, und 
der Absatz eigener Waren verstärkt in nichtwestliche Länder und 
mehr noch ins Inland verlagert werden muss. Diese (relative) Un-
abhängigkeit soll bis Ende des laufenden Jahrzehnts erreicht wer-
den. Wie Elsner vermerkt: »Während Deutschland noch 2019 ei-
nen Exportüberschuss (Leistungsbilanzüberschuss) in Höhe von 
7,3% des Sozialprodukts (BIP) aufwies, hat sich China schon auf 
0,9% heruntergearbeitet, also die härteste aller wirtschaftspoli-
tischen Drogen überwunden. Zu Chinas Sozialproduktwachs-
tum von 6,5% (2018) hatte der Exportüberschuss nur noch un-
bedeutende 1,5 Prozentpunkte beigetragen.« (Elsner 2021: 107)2

Drittens wurde eine Strategie des »doppelten Kreislaufs« von 
Binnenzirkulation und Weltmarktverflechtung entwickelt. Nach 
innen soll wirtschaftliche Entwicklung stärker auf den Binnen-
konsum ausgerichtet werden. Zugleich wird die Beherrschung der 
wichtigsten Technologien angestrebt, um nicht erpressbar zu sein. 
Nach außen sollen die Offenheit der Wirtschaft und die Koope-

2 Ganz nüchtern hatte der große britische Imperialismusforscher John 
A. Hobson schon vor 120 Jahren vorhergesagt, dass es in China »in nicht 
allzu ferner Zukunft« zu einem Stadium kommen könne, wo es die »zivi-
lisatorische »Unterstützung durch Großbritannien und andere westliche 
Staaten nicht mehr braucht, wo Kapital und organisatorische Energie in-
nerhalb des Landes hinreichend entwickelt sind […]. Ist eine Nation, die-
serart mit allen erforderlichen Produktionskräften für die künftige innere 
Entwicklung voll ausgerüstet, dann kann sie sich, ungehemmt durch das 
Bedürfnis nach weiterer Wirtschaftshilfe, gegen ihren Zivilisator wenden, 
ihn auf seinem eigenen Markt unterbieten, ihm seine anderen Auslands-
märkte fortnehmen und sich selbst das zuschanzen, was an weiterer Ent-
wicklungsarbeit in anderen unentwickelten Teilen der Erde zu tun übrig-
bleibt.« (Hobson 1968: 263)
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ration mit ausländischen Unternehmen gestärkt werden, um ihre 
Kompetenzen zu nutzen, während zugleich ein weiterer Aufstieg 
Chinas in den globalen Wertschöpfungsketten angestrebt wird. 
(Sabautzki 2022: 21) Während vor 20 Jahren der Anteil des Au-
ßenhandels 60% des Bruttosozialprodukts betrug, ist er jetzt auf 
30% gesunken und nähert sich damit den Quoten der OECD-
Länder an (Kappel/Bonschab 2022: 3) Gleichzeitig wächst mit 
dem durch die USA ausgerufenen Technologiekrieg und der da-
rauf antwortenden Strategie Chinas nach technologischer Un-
abhängigkeit die Gefahr einer technologisch zweigeteilten Welt 
mit inkompatiblen technologischen Standards (Rühlig 2022: 6f.). 

Viertens erfolgt mit hoher Geschwindigkeit der Aufbau ei-
ner chinesischen Militärmacht, die in der Lage sein soll, der Ge-
samtheit von militärischen Risiken und Gefahren zu begegnen, 
soweit sie unmittelbar für China relevant sind. Wolfgang Müller 
kommt zu dem Schluss: »Chinas Vorgehen speziell in Asien lässt 
sich als Versuch beschreiben, das regionale Umfeld präventiv zu 
kontrollieren, zum Schutz seiner territorialen Integrität und der 
eigenen wirtschaftlichen Entwicklung. Es ist eine weitgehend de-
fensive Einflussnahme, gerichtet auf enge Beziehungen zu den 
Nachbarländern. Weil China viel größer ist als die meisten Län-
der in seiner Umgebung und mittlerweile eine um ein Vielfaches 
höhere Wirtschaftskraft hat, bringt diese Einflussnahme auch 
Abhängigkeiten mit sich – zuvorderst ökonomische, aber auch 
politische. Daraus einen aggressiven chinesischen Imperialismus 
zu konstruieren, geht an den Realitäten vorbei.« (Müller 2021: 6) 

Das militärische Konzept Chinas ist seit dem Beginn der Re-
form- und Öffnungspolitik auf »aktive Verteidigung« orien-
tiert, wobei im Maße der Globalisierung der chinesischen Wirt-
schaft diese Verteidigung zwangsläufig immer weiter über die 
unmittelbaren Küstengewässer hinausreicht (Fravel 2019). Man 
muss sich bewusst sein: »Chinas geopolitische Lage ist einzigar-
tig. […] Es hat mehr Nachbarn als jedes andere Land der Erde: 
Auf dem Lande hat China Grenzen mit 14 Staaten, zur See mit 
acht Ländern (mit zwei Ländern, Nordkorea und Vietnam, ver-
bindet China sowohl eine Land- als auch eine Seegrenze). Zählt 
man die Länder mit, die nicht direkt an China grenzen, jedoch 
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geografisch nahe gelegen sind – Singapur, Thailand und Kam-
bodscha in Südostasien, Bangladesch, Sri Lanka und die Male-
diven in Südasien sowie Usbekistan und Turkmenistan in Zent-
ralasien –, hat China etwa 30 Nachbarländer. Darunter befinden 
sich Großmächte wie Russland, Japan, Indien und sogar der ›be-
sondere Nachbar USA‹, die zudem auch großen Einfluss auf die 
Grenzländer ausüben«. (Zhang 2022: 127)

Die Blockade seiner Seewege stellt die größte sicherheitspo-
litische Gefahr für China dar. Die der Küste Chinas vorgelager-
ten Inselketten verfügen über große US-Militärstützpunkte – 
beginnend bei Japan und Südkorea und weit in den Süden und 
Osten. Fast der gesamte Außenhandel mit Europa, den USA, 
Lateinamerika und Afrika und auch vielen asiatischen Ländern 
wird auf dem Seeweg realisiert. Das Südchinesische Meer ist die 
Lebensader, die China mit der Welt verbindet. Viele Stützpunkte 
der USA sowie ihrer engeren Verbündeten zielen auf die Kon-
trolle dieser Lebensader. Um der Gefahr einer Blockade zu ent-
gehen, werden durch China nicht nur die Landverbindungen ins 
Ausland massiv entwickelt (die eurasische Seidenstraße und der 
Weg über Pakistan), sondern es wird auch nach Möglichkeiten 
gesucht, das erforderliche militärische Potenzial aufzubauen, um 
vor jedem Versuch einer solchen Blockade abzuschrecken und sie 
gegebenenfalls zu verhindern. Da China zu einer globalen Han-
delsmacht geworden ist, kann es den Schutz seiner wichtigsten 
Seewege nicht der maritimen Vorherrschaft der USA überlassen, 
da es davon ausgehen muss, dass es im Konfliktfall, aus welchem 
Anlass auch immer, ansonsten von existenziell wichtigen Res-
sourcen und Absatzmärkten abgeschnitten wird. 

Dies und der Aufbau der chinesischen Seestreitkräfte kollidiert 
frontal mit dem Anspruch der USA auf die eigene maritime mili-
tärische Vorherrschaft im gesamten pazifischen Raum einschließ-
lich des ostchinesischen Meeres sowie im Indischen Ozean. Die 
Gründung der Militärallianz AUKUS durch die USA, Großbri-
tannien und Australien im September 2021 wird von China als 
direkte Bedrohung gesehen. In der gleichen Zeit verkündet auch 
die NATO, ihre eigenen Ziele mit denen der USA und ihrer Ver-
bündeten im Pazifik zu koordinieren. Die Entsendung der Fre-
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gatte Bayern der deutschen Marine 2021/22 in den Pazifik ist Teil 
einer Politik, die die Unterstützung Deutschlands für die Poli-
tik der USA gegenüber China auf globaler Ebene und unmittel-
bar vor den Häfen und Seewegen Chinas demonstrieren sollte. 
Alles dies trägt dazu bei, einen neuen Rüstungswettlauf zu ent-
fesseln. Van Jackson bringt das strategische Dilemma, in das die 
USA die pazifische Region stürzt, auf den Punkt: »Chinas Wirt-
schaft in die Knie zu zwingen, sich auf ein endloses Wettrüsten 
einzulassen, sich mit lokalen despotischen Regimen zu verbün-
den, um Peking einzukreisen, und kleinere Länder zu entfrem-
den, indem man von ihnen verlangt, sich zwischen China und den 
Vereinigten Staaten zu entscheiden, mag Washington kurzfristig 
mehr Macht in Asien verschaffen. Aber das sind die Zutaten für 
regionale Brüche und eventuelle Kriege, nicht für Stabilität. Die 
Asienpolitik der Vereinigten Staaten befindet sich also an einem 
uneingestandenen Scheideweg. Washington kann den regionalen 
Frieden unterstützen oder eine regionale Vormachtstellung an-
streben, aber es kann nicht beides tun.« (Jackson 2023) Zur Zeit 
werden die Weichen in Richtung Konfrontation und Krieg ge-
stellt, der geradezu herbeigeredet wird (Linge 2023). Die USA 
sind dabei, sich und ihre Verbündeten in eine »China-Falle« zu 
stürzen, die die USA selbst schwächt und das gesamte internati-
onale System der Logik eine Nullsummenspiels unterwirft, bei 
dem alle verlieren und die Lösung der gemeinsamen globalen 
Probleme dauerhaft blockiert wird (Weiss 2022).

Die Vision einer neuen internationalen Ordnung 
Während die USA ihre eigene globale technologische, ökonomi-
sche, politisch-ideologische und militärische Vormacht als unver-
zichtbar für die eigene Sicherheit und für eine »regelbasierte in-
ternationale Ordnung« ansehen, als globales Gut also, von dem 
alle profitieren, wenn sie sich den damit gesetzten Regeln unter-
werfen, sieht China genau diese Ordnung zunehmend als Be-
drohung für seinen eigenen Aufstieg an. Aus den letzten dreißig 
Jahren hat die chinesische Führung den Schluss gezogen, dass 
die »regelbasierte Ordnung« immer dann durch die USA und 
andere westliche Kräfte verletzt wird, wenn diese deren Zielen 
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und/oder Interessen widerspricht. Sie hat nicht vergessen, dass 
sich alle jene, die in den letzten 200 Jahren gegen China vorgin-
gen, immer auf Regeln im allgemeinen Interesse berufen hatten 
– sei es des freien Handels, sei es der Bezahlung von Staatsschul-
den, die durch Chinas Niederlagen in Verteidigungskriegen ent-
standen waren, sei es eines »asiatischen Commonwealth« unter 
Kontrolle Japans. 

Angesichts der Tatsache, dass die USA den Aufstieg Chinas 
als direkte Bedrohung der eigenen Position wahrnehmen, geht 
die chinesische Führung davon aus, dass die Instrumente der 
heutigen »regelbasierten Ordnung« im wachsenden Maße als 
technologische, ökonomische, politische oder auch militärische 
Waffe eingesetzt werden. Der chinesische Philosoph Zhao Tin-
gyang verweist darauf, dass westlich-imperialistische Mächte, 
mit denen China seit über zwei Jahrhunderten konfrontiert ist, 
eine sehr spezifische Weltsicht haben: »Diese Mächte hoffen auf 
den Fortbestand einer vom Imperialismus dominierten Welt 
und betrachten alles, was sich nicht an deren Aufteilung betei-
ligt, als zu dominierenden ›Rest der Welt‹ (the rest of the world). 
Die imperialistische Weltanschauung betrachtet die Welt als Ob-
jekt der Unterwerfung, Beherrschung und Ausbeutung und kei-
nesfalls als politisches Subjekt.« (Zhao Tingyang 2020: 14) Der 
Imperialismus habe »ein von Grund auf verkehrtes Verständ-
nis der für den Aufbau einer universalen Ordnung erforderli-
chen Bedingungen. Er pflegt das Missverständnis, Universalität 
(universality) entstehe aus Universalisierung (universalization) 
[eines bestimmten Modells von Gesellschaft, M.B.], ein tödli-
ches Missverständnis.« (Zhao Tingyang 2020: 210) Zhao Tin-
gyang stellt dem westlichen Modell das über dreitausend Jahre 
alte chinesische Konzept des »Alles unter dem Himmel« oder 
der »Allumfassenheit« entgegen: »Die Idee der ›Allumfassen-
heit‹ begreift die Welt apriorisch als eine vollkommen interna-
lisierte gesamtheitliche Existenz ohne ein Außen, sie anerkennt 
apriorisch, dass die Welt dem gemeinsamen Nutzen und als ge-
meinsame Ressource aller Menschen dient, sie schließt aprio-
risch jede Idee einer inkompatiblen Verschiedenheit aus, zugleich 
anerkennt sie apriorisch die Diversität der Welt und die darin 
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enthaltene Möglichkeit kompatibler Beziehungen. Sie verwirft 
einseitigen Universalismus und Kulturimperialismus.« (Zhao 
Tingyang 2020: 119)

Die Führung Chinas hat in den letzten fünfzehn Jahren zu-
nehmend offensiv eine alternative Vision formuliert, die durch-
aus an die Vorstellungen einer Vielfalt in der »Allumfassenheit« 
anknüpft. 2013 stellte Xi Jinping in Moskau das Konzept von der 
»Schicksalsgemeinschaft der Menschheit« vor. Es fand Eingang 
in Dokumente der UNO und in die Verfassung der VR China. 
Vor der UNO erklärte Xi Jinping 2015: »Wir sollten unsere Ver-
pflichtung auf die Zwecke und Grundsätze der UN-Charta er-
neuern, eine neue Art der internationalen Beziehungen schaffen, 
die auf Zusammenarbeit zum wechselseitigen Vorteil beruhen, 
und eine Gemeinschaft einer geteilten Zukunft für die Mensch-
heit schaffen.« (zitiert in Wikipedia 2022a) Im Mittelpunkt dieses 
Konzepts stehen nicht universale abstrakte Regeln, sondern die 
Interessen der Staaten, die über ein Geflecht von internationalen 
Institutionen und Vereinbarungen zum wechselseitigen Vorteil 
miteinander verbunden werden sollen. So ist die Seidenstraße »so 
konzipiert, dass sie auf einer Zusammenarbeit der jeweils inter-
essierten Staaten auf der Basis von Politikkoordination basiert« 
(Hagemann/Scholz 2020: 27). Außen- und Innenpolitik werden 
in diesem Ansatz weitgehend getrennt, die Nichteinmischung in 
die inneren Angelegenheiten soll wieder einen sehr hohen Stellen-
wert erhalten (siehe zusammenfassend auch Zhang 2016). 

Am 21. April 2022 stellte der chinesische Präsident Xi auf 
dem Boao Forum für Asien die Grundprinzipien einer Globa-
len Sicherheitsinitiative (GSI) vor: »Es ist wichtig, dass wir uns 
weiterhin der Vision einer gemeinsamen, umfassenden, koope-
rativen und nachhaltigen Sicherheit verpflichtet fühlen und zu-
sammenarbeiten, um den Weltfrieden und die Sicherheit zu wah-
ren; dass wir uns weiterhin der Achtung der Souveränität und 
der territorialen Integrität aller Länder verpflichtet fühlen, für 
die Nichteinmischung in innere Angelegenheiten eintreten und 
die von den Menschen in den verschiedenen Ländern getroffe-
nen unabhängigen Entscheidungen über Entwicklungspfade und 
Gesellschaftssysteme respektieren; dass wir uns weiterhin den 
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Zielen und Grundsätzen der UN-Charta verpflichtet fühlen, 
die Mentalität des Kalten Krieges ablehnen, uns gegen Unilate-
ralismus aussprechen und Gruppenpolitik und Blockkonfron-
tation ablehnen; sich weiterhin dazu verpflichten, die legitimen 
Sicherheitsanliegen aller Länder ernst zu nehmen, den Grund-
satz der unteilbaren Sicherheit zu wahren, eine ausgewogene, 
wirksame und nachhaltige Sicherheitsarchitektur aufzubauen 
und das Streben nach eigener Sicherheit auf Kosten der Sicher-
heit anderer abzulehnen; sich weiterhin für die friedliche Beile-
gung von Differenzen und Streitigkeiten zwischen Ländern im 
Wege des Dialogs und der Konsultation einsetzen, alle Bemü-
hungen unterstützen, die der friedlichen Beilegung von Krisen 
förderlich sind, doppelte Standards ablehnen und sich gegen die 
mutwillige Anwendung einseitiger Sanktionen und langwieriger 
Rechtsprechung wenden; sich weiterhin für die Aufrechterhal-
tung der Sicherheit sowohl in traditionellen als auch in nichttra-
ditionellen Bereichen einsetzen und bei regionalen Streitigkeiten 
und globalen Herausforderungen wie Terrorismus, Klimawan-
del, Cybersicherheit und Biosicherheit zusammenarbeiten.« (Xi 
Jinping 2022b) Ein Jahr später hat diese Initiative konkretere Ge-
stalt angenommen und wird mit den BRICS-Staaten sowie vie-
len Ländern des globalen Südens weiterentwickelt (Ministry of 
Foreign Affairs of the PRC 2023).

Aus chinesischer Sicht ist der Krieg in der Ukraine vor allem 
dadurch bedingt, dass in Europa in den letzten Jahrzehnten nicht 
die berechtigten Sicherheitsinteressen aller beteiligten Seiten be-
rücksichtigt wurden: »Die größte Lehre, die man aus dem Russ-
land-Ukraine-Konflikt ziehen muss, ist, dass die Sicherheit eines 
Landes nicht auf Kosten derer anderer Länder aufgebaut, dass re-
gionale Sicherheit nicht durch die Stärkung und sogar die Aus-
weitung eines Militärbündnisses garantiert werden kann« (Xi Jin-
ping Thought on Diplomacy Studies Center 2022: 15). China hat 
dabei die Bemühungen der USA im pazifischen Raum vor Au-
gen, mit verschiedenen Militärbündnissen die eigene Vormacht 
zu stärken und das Stützpunktsystem der USA vor den Küsten 
Chinas und im gesamten Raum weiter auszubauen.
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China als reformorientierte globale Macht und die Gefahr 
eines Neuen Kalten Krieges 
Das günstige Zeitfenster für den Wiederaufstieg Chinas, das sich 
mit der Annäherung der USA an China in den 1970er-Jahren öff-
nete (Ziel der USA war, die Sowjetunion zu schwächen), hatte 
sich schon in den 1990er-Jahren verengt. Doch der Terroran-
griff vom 11. September 2001, die Folgekriege der USA und die 
Finanz- und Wirtschaftskrise nach 2007 haben noch einmal die 
internationalen Bedingungen zugunsten Chinas verändert, weil 
sich die USA angesichts dieser Bedrohungen auf die Koopera-
tion Chinas angewiesen sahen. Heute aber ist China für die poli-
tischen Führungskräfte der USA der Hauptgegner. Die Konkur-
renz mit der Volksrepublik und nicht etwa die Klimakatastrophe 
sehen sie als die zentrale Herausforderung. In den USA wird jede 
internationale Ordnung, die nicht auf ihrer Führung basiert, als 
Bedrohung wahrgenommen. Chinas systematische Ansätze, in-
ternationale multilaterale Ordnungsstrukturen aufzubauen, die 
nicht auf die USA zentriert sind, erscheinen aus Sicht der USA als 
chinesischer Anspruch auf Weltherrschaft. Es konkurrieren zwei 
grundlegend verschiedene Ansichten auf Wege, internationale Si-
cherheit und Lösung gemeinsamer Fragen zu organisieren – uni-
lateral-hegemonial oder multilateral-kooperativ (Kulow 2022). 

Immer wieder werfen die USA und die EU China vor, es sei 
eine Macht, die die heutige Weltordnung grundlegend verändern 
wolle. Dieser Vorwurf ist berechtigt. Die chinesische Führung 
geht davon aus, dass eine Ordnung, in der eine globale Macht, 
die USA, zugleich die Macht hat, die Regeln zu setzen, sich selbst 
von Fall zu Fall von ihnen auszunehmen und unilaterale Sankti-
onen gegenüber anderen zu verhängen, die weltweit Geltung be-
anspruchen, mit dem Aufstieg Chinas auf Dauer nicht vereinbar 
ist. China hat unter anderem das Ziel, die Vormacht des Dollar 
im internationalen Zahlungsverkehr zu überwinden, das noch auf 
wenigen Gebieten vorhandene Monopol des Westens auf Hoch-
technologien zu beseitigen sowie der militärischen Vormacht der 
USA in den an China angrenzenden Seegebieten mit überlegenen 
Kräften Paroli bieten zu können. Die 2021 vorgestellte Globale 
Entwicklungsinitiative zielt gemeinsam mit der schon erwähnten 
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Globalen Sicherheitsinitiative eindeutig auf die Transformation 
der globalen Institutionen unter maßgeblichem Einfluss Chinas. 
Der Direktor des Instituts für Vergleichende Studien der Poli-
tik und Öffentlichen Politik in Shanghai, Yu Hongyuan, bringt 
es so auf den Punkt: »Als Nutznießer globaler Entwicklungsdi-
videnden und als jemand, der beiträgt zu globaler Entwicklung, 
wandelt sich China von einem Teilnehmer zu einem Führer in 
der Governance globaler Entwicklung.« (Yu Hongyuan 2022: 40)

Die größte Gefahr liegt nicht in den realen Interessendiffe-
renzen und unvermeidlichen Konflikten zwischen den USA und 
China selbst, sondern darin, ob sie zu Systemgegensätzen auf-
geladen werden, bei denen der anderen Seite jegliche Legitimi-
tät abgesprochen wird. Erst dann kann aus kleineren Konflikten 
jene Eskalation entstehen, die in eine große Katastrophe führt. 
Der frühere australische Premierminister Kevin Rudd verweist 
auf ein Dokument, das 2014 in der chinesischen Führung zirku-
liert habe. In diesem Dokument seien die Autoren zum Schluss 
gekommen, dass die strategischen Intentionen der USA darin lä-
gen, »China zu isolieren, China einzudämmen, China zu schwä-
chen, China intern zu spalten und Chinas Führung zu sabotie-
ren«. Dieser Einschätzung der chinesischen Seite lägen, so Rudd, 
zwei Überzeugungen zugrunde: Erstens wird davon ausgegan-
gen, »dass die Vereinigten Staaten die grundlegende politische Le-
gitimität der chinesischen Regierung nicht anerkennen und nie-
mals anerkennen werden, da sie keine liberale Demokratie sei«. 
Zweitens würden die Chinesen davon ausgehen, »dass die USA 
niemals freiwillig ihren Status als überlegene regionale und glo-
bale Macht aufgeben werden und alles in ihrer Macht tun wer-
den, um diese Position zu erhalten« (Rudd 2015: 14). 

Von Kissingers Vision für die chinesisch-amerikanischen Be-
ziehungen als »Ko-Evolution«, bei der »beide Mächte ihren in-
nenpolitischen Anforderungen Beachtung schenken, dabei um-
fassend kooperieren und ihre Beziehungen so abstimmen, dass 
möglichst wenig Konflikte entstehen« (Kissinger 2011: 540), 
haben sich die realen Verhältnisse beider Staaten im letzten 
Jahrzehnt immer weiter entfernt. Die USA sind offensiv dazu 
übergegangen, international den Systemgegensatz von »Demo-
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kratien« und »Autokratien« ins Zentrum zu stellen und die Vor-
macht des liberalen Westens als Bedingung von Frieden, Freiheit 
und Wohlstand darzustellen. Sie stellen Gesellschaften, die auf 
den Werten der »Freiheit« und der »Menschenrechte« aufgebaut 
sind, jene gegenüber, die in ihren Augen »Unfreiheit« und »Dik-
tatur« verkörpern (siehe als Flugschrift des neuen Kalten Krie-
ges Kagan 2008). Es ist dies Teil der »Festschreibung des glo-
balen Führungsanspruches der USA geworden« (Leutner 2021: 
15). Auch die EU spricht seit 2019 von China als »Systemriva-
len« (European Commission 2019: 1). In Punkt 13 der neuen 
NATO-Strategie heißt es mit aller Eindeutigkeit: »Die erklärten 
Ambitionen und auf Zwang beruhenden Politiken der Volksre-
publik China (PRC) fordern unsere Interessen, Sicherheit und 
Werte heraus.« (NATO 2022: 5) An die Stelle von Interessendif-
ferenzen werden antagonistische Wertekonflikte formuliert, die 
der chinesischen Seite die Legitimität absprechen, zu respektie-
rende Positionen zu vertreten. Wie selbstverständlich wird von 
einem »Genozid« in Xinjiang gesprochen, wird das politische 
System Chinas als totalitär bezeichnet und seine Außenpolitik 
als aggressiv darstellt. 

Über Jahrhunderte hatten sich die Westeuropäer und die USA 
in der Welt gespiegelt und sich als überlegene Rasse und Zivi-
lisation wahrgenommen. Jetzt blickt ihnen aus diesem Spiegel 
das selbstbewusste Gesicht anderer entgegen, die über eine ver-
gleichbare oder in einzelnen Bereichen auch überlegene Leis-
tungsfähigkeit verfügen. Dies ist der Boden einer ungeheuren 
narzisstischen Ich-Kränkung des Westens, wollte man »die Völ-
ker behandeln wie den einzelnen Neurotiker« (Freud 1999: 179, 
207). Plötzlich soll nicht mehr nach »unseren (westlichen) Re-
geln« gespielt werden, ist »unser System« von Demokratie und 
Marktwirtschaft nicht mehr das Maß der Dinge. Wie Li Tuo 
schreibt: »Eine vom Westen über Jahrhunderte verachtete Zi-
vilisation wird binnen kürzester Zeit zum zentralen Akteur 
auf der Weltbühne. Aufführungen ohne China sind kaum mehr 
denkbar. Für viele im Westen ist dies ein äußerst unangenehmes 
Gefühl. Es wäre vielleicht an der Zeit, ein psychoanalytisches 
Buch über das kollektive Unbehagen des Westens angesichts 
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der Veränderungen um die Jahrhundertwende zu schreiben.« 
(Li Tuo 2021: 32f.) 

Werden die Differenzen als Teil einer Konfrontation von Fein-
den gesehen, erscheint jeder Erfolg der einen Seite als Nieder-
lage der anderen. Der frühere US-Außenminister Henry Kissin-
ger warnte deshalb kürzlich in einem Gespräch mit der Financial 
Times, es sei »nicht weise«, gegenüber China »eine feindliche Po-
sition einzunehmen«. Er wandte sich dezidiert dagegen, die Dif-
ferenzen zwischen den USA und China ideologisch derart auf-
zuladen, dass die sachbezogene Kooperation erschwert würde. 
Man dürfe nicht die Positionierung Chinas als Feind »zur Grund-
lage« der Gestaltung der Beziehungen machen, sondern müsse 
die problembezogene Kooperation bei Anerkennung der Dif-
ferenzen ins Zentrum stellen (Kissinger 2022, 8. bis 9. Minute). 

Selbst wenn man annimmt, dass das westliche System mensch-
licher und demokratischer ist, so sagen absolut alle Erfahrungen, 
dass die überwältigende Mehrheit der Eliten und der Bürgerinnen 
und Bürger in den anderen Ländern selbst zu dieser Erkenntnis 
kommen müssen, bevor es zu einem Systemwechsel mit gutem 
Ausgang kommt. Ansonsten wird alles nur schlimmer. Wer also 
tatsächlich meint, dass ein solcher Systemwechsel eine gute Sa-
che sei, der muss erstens aufhören, den anderen schwächen oder 
zerstören zu wollen, und zweitens muss er durch eigene überle-
gene Leistung zeigen, dass das eigene System wirklich besser ist. 
In den 1980er-Jahren sahen in der Sowjetunion und den anderen 
europäischen Ländern, teilweise auch in China, viele Menschen 
so auf den Westen. Dies gilt aber nicht mehr für China in den 
2020er-Jahren. Trotzdem muss China konstatieren: »Die Tatsa-
che, dass das Nobelpreiskomitee den Friedenspreis 2010 an einen 
eingesperrten Dissidenten, Liu Xiaobo, verliehen hat und nicht 
an Hu Jintao, der eine Milliarde Menschen auf friedliche Weise zu 
Wohlstand geführt hat, zeugt von dem großen Versagen der chi-
nesischen Öffentlichkeitsarbeit bei der Vermittlung ihrer Position 
und der Präsentation ihres Images in der Welt.« (Lee 2012: 233) 

Man könnte es aber auch umgekehrt sehen: Der Blick der 
USA und der Europäischen Union auf China und die gesamte 
nichtwestliche Welt ist derart dogmatisch liberal verengt, dass 
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er jedes Maß verloren hat. Die Trias Kooperation, Konkur-
renz und Systemrivalität muss überdacht werden. Gegenwär-
tig ist die Reihenfolge vertauscht. Es dominiert Rivalität sei-
tens des Westens, während China die Kooperation betont. 
Das geht nicht lange gut. Außerdem muss man klar sagen, was 
denn Systemwettbewerb sein soll. In einer solchen Situation 
des ideologischen Fundamentalkonflikts ist es sinnvoll, an die 
Ringparabel von Lessing zu erinnern: Jeder mag davon überzeugt 
sein, dem richtigen Gott, der richtigen Idee, dem richtigen Modell 
zu folgen. Beweisen lässt sich dies nur durch die eigene Praxis, 
oder, wie der Jude Nathan den Richter, der über die Echtheit 
des einen und die Unechtheit der zwei anderen geerbten Ringe 
entscheiden sollte, sagen ließ: »Es strebe von euch jeder um die 
Wette,/ Die Kraft des Steins in seinem Ring’ an Tag / Zu legen! 
komme dieser Kraft mit Sanftmut, / Mit herzlichster Verträg-
lichkeit, mit Wohltun, / Mit innigster Ergebenheit in Gott, / Zu 
Hülf’!« (Lessing 1954: 408) China hat einen Wettbewerb um das 
bessere Modell von Entwicklung und Beitrag zum gemeinsamen 
Besten der Menschheit eröffnet. Anstatt diesen friedlichen Wett-
bewerb anzunehmen, herrscht im Westen eine Politik der Ein-
dämmung, Einkreisung, der Aufrüstung und Militarisierung der 
Beziehungen.

China auf dem Weg zu einem eigenständigen Zentrum 
in der Welt?
Die schon Ende der 1990er-Jahre deutlich werdende Krise der 
Globalisierung und US-Hegemonie, der Aufstieg von China, In-
dien und weiteren Staaten und Regionen in der Weltwirtschaft so-
wie auch die Erschütterungen in der EU und nun der fast totale 
Krieg des Westens gegen Russland verweisen darauf, dass es neuer 
Ansätze der Verbindung von globaler Kooperation, transnatio-
nalen Fertigungsketten und stabilen weltwirtschaftlichen Arran-
gements einerseits und hoher Eigenständigkeit von Staaten und 
vor allem Großregionen bei der Verfolgung sozialer, wirtschaft-
licher, ökologischer und politischer sowie nicht zuletzt kulturel-
ler Ziele andererseits bedarf. Es geht also um ein plurales System 
der Weltwirtschaft, das der Pluralität der Gesellschaften (lokal, 
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regional, national und supranational) entspricht, wie es unter dem 
Stichwort der De-Globalisierung seit Ende der 1990er-Jahre u.a. 
von Walden Bello entwickelt wurde (Bello 2005). 

Schon vor dem Krieg in der Ukraine haben sich die Tendenzen 
in China und im Westen verstärkt, eine relative Unabhängigkeit 
voneinander herzustellen. Gleichzeitig ist die internationale Ar-
beitsteilung weiter auf einem hohen Niveau. Diese Koexistenz 
von selektiver Deglobalisierung mit einer sehr überschaubaren 
Zahl von Zentren einerseits und globaler Kooperation anderer-
seits, wäre die günstigste Variante, die realistisch scheint. Dabei 
hat China im letzten Jahrzehnt eine Vorreiterrolle übernommen, 
die sich unter dem Eindruck des Wirtschafts- und Technologie-
embargos des Westens gegenüber Russland noch einmal verstär-
ken wird. China ist tief in die internationale Arbeitsteilung in-
tegriert und verbindet dies mit dem Netzwerk der Seidenstraße 
und anderen multilateralen Projekten. Systematisch werden sich 
überschneidende Foren der internationalen Kooperation zu Si-
cherheitsfragen, zur wirtschaftlichen, sozialen, ökologischen Ko-
operation entwickelt, aus- und umgebaut. Es wird weniger »uni-
versellen« Regeln gefolgt, als nach konkreten Wegen gesucht, um 
konkrete, wechselseitig günstige Lösungen zu finden, »Win-Win-
Situationen« zu schaffen und sich dabei wieder als eines der wich-
tigsten Zentren der Weltgesellschaft neben anderen zu etablieren.

Besonders konfliktreich sind die unterschiedlichen Ansprü-
che auf Inseln im Südchinesischen Meer. China sucht den Weg 
bilateraler Verhandlungen und Kompromisse, einschließlich der 
gemeinsamen Nutzung der Ressourcen, und baut zugleich, wie 
andere auch, die militärische Präsenz aus (siehe Sacks 2022). Be-
sonders dynamisch vollzieht sich die Integration der asiatischen 
Wirtschaften. Die Unterzeichnung des Abkommens über die Re-
gional Comprehensive Economic Partnership ist dafür symp-
tomatisch. Es gründete die größte Freihandelszone der Welt, sie 
umfasst neben China die ASEAN-Staaten, Japan, Südkorea, Aus-
tralien und Neuseeland. Indien beschloss 2019 jedoch, diesem 
Abkommen nicht beizutreten. Die Krise der Globalisierung wird 
durch Strategien der Regionalisierung beantwortet, bei der China 
eine Führungsrolle übernommen hat (Wikipedia 2023a). 
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Es ist offen, ob sich damit Polanyis Vision einer Epoche be-
friedeter regionaler Zentren erfüllt (Polanyi 2003), die in zen-
tralen Menschheitsfragen kooperieren, oder ob die Welt doch 
durch eine neue Blockkonfrontation und Kriege geprägt sein 
wird, in die die Hauptmächte der Welt, auch China, direkt in-
volviert sind. Erstens versuchen die USA und ihre Verbündeten, 
die eigene globale Dominanz zu verstetigen, zweitens nehmen 
Tendenzen globaler Konkurrenz unterschiedlicher Entwick-
lungswege zu, drittens erfolgt eine relative Schließung unter 
Vorherrschaft jeweiliger Machtzentren, viertens steigt die Ge-
fahr, dass die vorhandenen Differenzen in scharfe Antagonis-
men münden und Entwicklungen völlig außer Kontrolle gera-
ten (National Intelligence Council 2021: 108–119). 

Der Krieg in der Ukraine ist ein Menetekel an der Wand. 
Eine fünfte Tendenz, nämlich die Bemühung, die globalen Fra-
gen von Klima und Entwicklung ins Zentrum zu rücken, droht 
nun völlig randständig zu werden und unter die Räder eines 
Neuen Kalten Kriegs zu geraten. Die Hauptgefahr für China 
liegt darin, sich angesichts der konfrontativen Strategie der USA 
in jene Falle locken zu lassen, in die die Sowjetunion und heute 
auch Russland gegangen sind. Noch versucht Chinas Führung, 
der Logik der totalen Konfrontation zu entgehen. Die Frage, ob 
sich die Tendenzen hin zu einem Neuen Kalten Krieg versteti-
gen oder die Kräfte der (konfliktbewussten) Kooperation wieder 
verstärken und durchsetzen, wird darüber entscheiden, welche 
Kräfte freigesetzt werden, die gemeinsamen Menschheitsprob-
leme auch gemeinsam anzugehen oder nicht. Zumindest gegen-
über vielen Ländern des Südens scheint China immer besser 
in der Lage zu sein, jene Anforderung zu erfüllen, die Kennan 
1946 gegenüber den USA aufstellte – »bei den Menschen in der 
Welt allgemein den Eindruck eines Landes« zu erwecken, »das 
weiß, was es will, das die Probleme seines inneren Lebens und 
die Verantwortung einer Weltmacht erfolgreich bewältigt und 
das eine geistige Vitalität besitzt, die in der Lage ist, sich unter 
den großen ideologischen Strömungen der Zeit zu behaupten.« 
(Kennan 1947: 581)
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